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Ein neues Ausbildungsjahr mit großen 
Herausforderungen 

FRIEDRICH HUBERT ESSER 
Prof. Dr., Präsident des Bundes­
instituts für Berufsbildung 

Liebe Leserinnen und Leser, 

zum Ausbildungsstart sollte abgeschlossen sein, was in 
Forschung und Politikberatung immer mehr ins Blickfeld 
gerät: ein strukturierter Berufsorientierungsprozess. Die­
ser Prozess ist als erfolgreich anzusehen, wenn junge Men­
schen in der Lage sind, eine ihren Fähigkeiten und Talen­
ten entsprechende Berufswahl zu treffen. Denn wir wissen: 
Wer eine Entscheidung trifft, die möglichst gut zu den ei­
genen Vorstellungen und Fähigkeiten passt, ist zufriedener 
im Beruf. Doch nicht allen Jugendlichen gelingt es, in ih­
rem Wunschberuf eine Ausbildung zu beginnen. 

Passungsprobleme bleiben eine Herausforderung 

Obwohl sich die Gesamtsituation auf dem Ausbildungs­
markt auch dank des vielfältigen Engagements von Wirt­
schaft und Politik in den letzten zehn Jahren verbessert hat, 
sind viele junge Erwachsene ohne formale Qualifikation. 
Bundesweit sind es immer noch ca. zwei Millionen junge 
Menschen unter 34 Jahren! Über 80.000 junge Menschen 
blieben 2016 bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz 
erfolglos. Wir tun also gut daran, vor allem Zugänge in 
die Berufsausbildung aus Sicht der Jugendlichen im Blick 
zu behalten. Dabei sollten wir auf bewährte Praxis setzen. 
Einstiegsqualifizierung und Assistierte Ausbildung sind 
nur zwei Instrumente, die es auch in Zukunft mit Nach­
druck zu fördern und zu nutzen gilt. 

Junge Geflüchtete auf dem Weg in Ausbildung 
unterstützen 

Der Übergangsbereich ist nicht zuletzt durch die Einmün­
dung junger Flüchtlinge wieder stark gewachsen. Viele 
von ihnen nutzen bspw. das Berufsvorbereitungsjahr zum 
Spracherwerb und zum Erwerb beruflicher Grundkennt­
nisse. 
Alle Akteure in Praxis und Politik haben mittlerweile ver­
standen, dass der Übergang in Ausbildung bei jungen 
Flüchtlingen viel Zeit und Ressourcen erfordert. Ihr Un­
terstützungsbedarf – sei es beim Erlernen der deutschen 
Sprache, bei der Orientierung zu Bildungsgängen und 

Ausbildungsberufen in Deutschland oder schlicht bei der 
Bewältigung der Alltagsorganisation – endet nicht mit dem 
Beginn einer Ausbildung. Hier ist auch ausbildungsbeglei­
tend individuelle Unterstützung nötig, wie Ergebnisse der 
BA-/BIBB-Migrationsstudie verdeutlichen. Um dies zu 
gewährleisten, sind neben persönlichem Engagement vor 
allem Rahmenbedingungen gefragt, die eine Förderung 
im Regelsystem ermöglichen. Förderprogramme und Ini­
tiativen auf Bundes- und Länderebene stimmen hier zuver­
sichtlich! 

Unterstützungsstrukturen für Betriebe stärken 

Integrationsangebote können jedoch nur dann ihre Wir­
kung entfalten, wenn sie den Verantwortlichen in den 
Betrieben bekannt sind und von ihnen genutzt werden. 
Hier scheint mir noch weitere Informations- und Aufklä­
rungsarbeit erforderlich zu sein. An die Akteure in den Re­
gionen gerichtet: Der Aufbau einer zukunftsorientierten 
Unterstützungsstruktur für die Betriebe ist mit besonderer 
Priorität voranzutreiben. Dabei geht es etwa um anforde­
rungsgerechte Angebote, z. B. von Kammern, Kreishand­
werkerschaften und Innungen, die den Betrieben für die 
Ausbildungsanbahnung wie auch für die Ausbildungs­
durchführung in den Regionen zur Verfügung stehen. Zu­
sammen mit modernen Technologie- und Bildungszentren 
sowie smarten Berufsschulen können die Ausbildungs­
regionen damit deutlich an Schlagkraft gewinnen. 
Bleibt mir zum Schluss, allen Akteuren der Berufsbildung 
ein gutes Händchen beim Meistern der anstehenden He­
rausforderungen zu wünschen, damit der Einstieg ins Be­
rufsleben allen jungen Menschen, die sich für eine Berufs­
ausbildung entschieden haben, gelingt! 
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Geflüchtete auf dem Weg in Ausbildung – 

Welche Unterstützung wünschen sie sich?
 

JULIA GEI 
Mitarbeiterin im Arbeitsbereich »Berufs­
bildungsangebot und -nachfrage/ 
Bildungsbeteiligung« im BIBB 

STEPHANIE MATTHES 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Berufsbildungsangebot und -nachfrage/
Bildungsbeteiligung« im BIBB

Die Integration Geflüchteter in Ausbil­

dung zählt aktuell zu den zentralen 

gesellschaftspolitischen Aufgaben in 

Deutschland. Doch wie gut gelingt dies 

bislang? In der BA/BIBB-Migrations­

studie 2016 konnten rund 1.600 Aus­

bildungsstellenbewerber/-innen mit 

Fluchthintergrund zu ihrer aktuellen 

Situation und ihren Einschätzungen 

befragt werden. Deutlich wird, welche 

Probleme Geflüchtete auf ihrem Weg 

in Ausbildung sehen und wo sie sich 

Unterstützung wünschen. 

Verbleibe von Personen mit 
Fluchthintergrund 

Von den befragten Bewerberinnen und 
Bewerbern, die aus einem der nicht eu­
ropäischen Asylzugangsländer nach 
Deutschland geflüchtet waren, gab rund 
ein Drittel an, sich zum Befragungs­
zeitpunkt in einer vollqualifizierenden 
Ausbildung oder in einem Studium zu 
befinden (duale Ausbildung: 30 %, 
vollzeitschulische Ausbildung: 2 %, 
Studium: 1 %). Fast ein Viertel (23 %) 
der Befragten absolvierte Ende 2016/ 
Anfang 2017 eine teilqualifizierende 
Maßnahme (Einstiegsqualifizierung: 
8 %, Praktikum: 3 %, sonstige Über­
gangsmaßnahme wie z.B. Berufsvorbe­
reitungsjahr: 12 %). Weitere 16 Prozent 
befanden sich in einem Deutsch- bzw. 
Integrationskurs und vier Prozent be­

suchten die allgemeinbildende Schule. 
Etwa jeder/jedem Fünften gelang der 
Weg in das deutsche Bildungssystem 
bislang nicht: Zehn Prozent der Befrag­
ten gaben an, zum Befragungszeitpunkt 
zu arbeiten bzw. zu jobben, weitere elf 
Prozent waren arbeitslos. 

Unterstützungsbedarf von 
Geflüchteten 

Wo hätten die befragten Geflüchte­
ten mehr Hilfe benötigt? Welche Un­
terstützung wünschen sich vor allem 
jene Geflüchteten, denen bislang kein 
erfolgreicher Übergang in eine Ausbil­
dung gelungen ist? Um diesen Fragen 
nachzugehen, wurden den Befragten 
verschiedene Items vorgelegt, die sich 
in Vorgesprächen mit Berufsberate­
rinnen und -beratern und Geflüchte­
ten als relevant erwiesen hatten. Die 
Befragten wurden gebeten, alle auf sie 
zutreffenden Unterstützungsbedarfe 
anzukreuzen und ggfs. weitere Aspekte 
offen anzugeben. 
Nahezu alle Befragten (91%) gaben un­
abhängig von ihrem Verbleib an, dass 
sie mehr Hilfe benötigt hätten. Der drin­
gendste Unterstützungsbedarf besteht 
ihren Angaben zufolge beim Erlernen 
der deutschen Sprache. Wenngleich die 

Befragten aufgrund ihrer Registrierung 
als Bewerber/-innen offiziell als »aus­
bildungsreif« gelten und somit auch 
über ausreichende Deutschkenntnisse 
verfügen müssen, äußerte fast jede/-r 
Zweite den Wunsch nach mehr Unter­
stützung. Auch von den Geflüchteten, 
die erfolgreich in eine vollqualifizie­
rende Ausbildung oder ein Studium 
eingemündet waren, wünschten sich 
dies immerhin 44 Prozent. 
Signifikante Unterschiede zwischen je­
nen, die erfolgreich in eine vollqualifi­
zierende Ausbildung oder ein Studium 
eingemündet sind, und jenen, denen 
ein solcher Übergang noch nicht ge­
lungen ist, zeigen sich in Bezug auf 
den Zugang zu Informationen und 
die Kontaktaufnahme mit Betrieben. 
Jeweils rund ein Drittel der bislang 
erfolglosen Bewerber/-innen gab an, 
dass ein besserer Überblick über die 
verschiedenen Bildungswege und 
Ausbildungsberufe, Einblicke in den 
Alltag der Berufsausbildung sowie 
mehr Hilfe bei den ersten Kontakten 
zu Ausbildungsbetrieben nötig gewesen 
wäre. Mehr Hilfe beim Schreiben von 
Bewerbungen wünschen sich 40 Pro­
zent der bislang nicht in vollqualifi­
zierende Ausbildung oder Studium 
eingemündeten Bewerber/-innen. Der 

http://www.bibb.de/de/59586.php
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Anteil der erfolgreich eingemündeten 
Bewerber/-innen, die dies für relevant 
hielten, fiel deutlich geringer aus, lag 
aber dennoch zwischen 19 Prozent und 
32 Prozent (vgl. Abb.). 
Unabhängig von ihrem Erfolg bei der 
Ausbildungsplatzsuche wünschte sich 
rund ein Viertel der Geflüchteten zu­
dem mehr schulische Vorbereitung 
und einen Überblick über finanzielle 
Hilfen. Aufschlussreich ist die Rück­
meldung von rund einem Drittel der 
Befragten, die mehr Hilfe bei Behörden 
bzw. dem Umgang mit diesen benötigt 
hätten. Ihre offenen Antworten geben 
hier konkretere Einblicke. 

Hoher Unterstützungsbedarf bei 
der Alltagsorganisation 

Von der Möglichkeit, weitere Unter­
stützungsbedarfe offen anzugeben, 
machten insgesamt rund 140 Personen 

Gebrauch. Ihre Angaben deuten darauf 
hin, dass die Ausbildungsplatzsuche 
nicht immer die dringlichste Sorge ist, 
sondern zunächst großer Unterstüt­
zungsbedarf bei der Alltagsorganisa­
tion und Integration in Deutschland 
besteht. So äußern auffällig viele den 
Wunsch nach mehr Hilfe beim Finden 
von Sprachkursen, bei der Wohnungs- 
und Kinderbetreuungssuche, der Kor­
respondenz mit Behörden sowie dem 
Asylverfahren generell. 
Es erscheint daher wichtig, junge Ge­
flüchtete frühzeitig und individuell 
passend zu begleiten, um die Voraus­
setzungen zu schaffen, sich aktiv auf 
Ausbildungsplatzsuche begeben zu 
können. Insbesondere für Personen, die 
sich noch nicht so lange in Deutschland 
aufhalten, bedarf es der Hilfe sowohl 
in Bezug auf alltagspraktische Anliegen 
(z. B. Wohnungssuche) als auch in Be­
zug auf die Orientierung im deutschen 

Bildungssystem. Für die berufliche 
Orientierung und die Kontaktaufnahme 
zu Betrieben stellen bewährte Regel­
instrumente eine wichtige Grundlage 
dar, müssen aber an die spezifischen 
Bedarfe dieser Zielgruppe angepasst 
werden. Eine kontinuierliche Sprach­
förderung ist hierbei von besonderer 
Bedeutung (vgl. Reinhart in diesem 
Heft). 
Die vorgestellten Auswertungen ver­
deutlichen zudem, dass »Integration« 
mit der Aufnahme einer Ausbildung 
nicht abgeschlossen ist. Auch jene 
Geflüchteten, denen ein Übergang in 
eine Ausbildung gelungen ist, äußern 
weiterhin großen Unterstützungsbedarf. 
Bewährte Instrumente wie die Assistier­
te Ausbildung oder ausbildungsbeglei­
tende Hilfen sollten daher verstärkt ge­
nutzt werden, weil sie eine individuelle 
Unterstützung der jungen Menschen 
und der Betriebe ermöglichen. s
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Erwachsenwerden – mehr als nur der Übergang von der 
Schule in den Beruf 
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ANNE BERNGRUBER 
Dr., wiss. Mitarbeiterin in der 
Fachgruppe Lebenslagen und 
Lebensführung Jugendlicher 
am Deutschen Jugendinstitut 
München 

NORA GAUPP 
Dr., Leiterin der Fachgruppe 
Lebenslagen und Lebensfüh­
rung Jugendlicher am 
Deutschen Jugendinstitut 
München 

Nicht nur Qualifizierungsschritte und Entscheidungen über die Berufswahl 

kennzeichnen für junge Menschen den Übergang ins Erwachsensein – auch 

Schritte wie beispielsweise das selbstständige Wohnen außerhalb des Eltern­

hauses, erste Liebesbeziehungen oder das Zusammenziehen mit dem Partner/ 

der Partnerin. Erwachsenwerden ist damit mehr als nur der Schritt in die 

finanzielle Selbstständigkeit. Der Beitrag nimmt verschiedene Verselbststän­

digungsschritte in den Blick und untersucht auf Grundlage des DJI-Surveys 

AID:A (»Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten«) Zeitpunkte und Fakto­

ren, die diese Schritte beeinflussen. 

Verselbstständigung als Kernherausforderung des 
Jugend- und jungen Erwachsenenalters 

Der 15. Kinder- und Jugendbericht (BMFSFJ 2017, S. 49) 
beschreibt die Jugendphase mit dem Dreiklang Qualifi­
zierung, Selbstpositionierung, Verselbstständigung. Das 
heißt, Erwachsenwerden charakterisiert sich nicht allein 
durch den Erwerb von Bildungszertifikaten, die Ausbil­
dungsbeteiligung und den Einstieg in den Arbeitsmarkt 
(Qualifizierung). Es ist nach diesem Verständnis zusätz­
lich gekennzeichnet durch die Herstellung einer Balance 
zwischen subjektiver Freiheit und sozialer Zugehörigkeit 
(Selbstpositionierung) sowie verschiedenen Verselbststän­
digungsprozessen und einer damit einhergehenden stär­
keren Verantwortungsübernahme (Verselbstständigung). 
Die Wege ins Erwachsenenleben von Jugendlichen umfas­
sen damit viel mehr als Übergänge von Schule in Ausbil­
dung und Beruf. 
Oft wird gefragt, ob sich das Erwachsenwerden zeitlich 
verändert hat. Werden junge Menschen immer später er­
wachsen? Einerseits wird diskutiert, dass sich Verselbst­
ständigungsschritte zeitlich stärker voneinander entkop­
peln, weiter ausdifferenzieren und verzögern. In diesem 
Zusammenhang ist von »De-Standardisierungsprozessen« 
(vgl. Brückner/Mayer 2005) und »Jo-Jo-Biografien« 
(vgl. Biggart/Walther 2006) die Rede. Auf der anderen 
Seite spricht Lüders (2007) von einer »Verdichtung der 
Jugendphase«. Diese These nimmt an, dass Verselbststän­
digungsprozesse zunehmend stringenter und zeitlich en­
ger verlaufen und diese eher zu einer Beschleunigung der 
Jugendphase führen. 

Ein Argument, das für ein verzögertes Erwachsenwerden 
sprechen könnte, ist der allgemeine Trend zum Erwerb hö­
herer Bildungszertifikate. Denn der Anstieg der Abschluss­
quoten von jungen Menschen mit Abitur führt dazu, dass 
ein immer größerer Anteil junger Menschen mehr Lebens­
zeit in Bildungseinrichtungen verbringt (Stichwort: »Scho­
larisierung der Jugendphase«, vgl. Fraij/Maschke/Ste­
cher 2015). Insbesondere schulische Übergänge in den 
tertiären Bildungsbereich (Fachschulen, Berufsakademien, 
Hochschulen, Universitäten) sind in Deutschland stark von 
formalen Bildungszertifikaten abhängig und damit auch 
nicht losgelöst von den zeitlichen Rahmenbedingungen 
der Sekundarschulen. Zudem sind Entwicklungen festzu­
stellen, dass der Eintritt in die berufliche Ausbildung zeit­
lich immer näher an das Alter des Abiturs heranrückt. Das 
Durchschnittsalter der Ausbildungsanfänger/-innen lag im 
Jahr 2015 bei 19,4 Jahren (vgl. BIBB 2017, S. 180). 
Diese institutionell vorgegebenen Übergänge stellen die 
Voraussetzung für einen beruflichen Einstieg in den Ar­
beitsmarkt dar und schaffen damit gleichzeitig die Mög­
lichkeit zur finanziellen Unabhängigkeit von den Eltern. 
Daneben sind auch Verselbstständigungsschritte wie der 
Auszug aus dem Elternhaus und das partnerschaftliche 
Zusammenwohnen abhängig von der finanziellen Situa­
tion der jungen Erwachsenen. 
Eine gegenteilige Entwicklung ließe sich durch neuere 
bildungspolitische Entwicklungen wie die Verkürzung 
der Schulzeit durch die zwischenzeitliche Einführung der 
achtjährigen Gymnasialzeit (G8) sowie die Bologna-Re­
form vermuten. Denn diese sind mit dem Ziel eingeführt 
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worden, dass junge Menschen dem Arbeitsmarkt früher zur 
Verfügung stehen. Mittlerweile sind viele Bundesländer je­
doch wieder zu G9 zurückgekehrt oder bieten die Auswahl 
zwischen acht- und neunjährigem Gymnasium an. 
Ein Vergleich von Schulabsolventinnen und -absolventen 
für die Jahre 2007 und 2012 weist darauf hin, dass die 
verkürzte Schulzeit zu einem früheren Schulabschluss 
von Gymnasiastinnen und Gymnasiasten geführt hat (vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2014, S. 94). 
Was den Übergang vom Gymnasium in Ausbildung oder 
Studium betrifft, so können Böwing-Schmalenbrock/ 
Lex (2015) anhand eines Vergleichs zweier Kohorten 
zeigen, dass die verkürzte Gymnasialzeit bislang nicht zu 
einem schnelleren Übergang in Ausbildung oder Studium 
geführt hat, da junge Menschen die gewonnene Zeit statt­
dessen zur beruflichen (z. B. Praktika, Jobben) oder allge­
meinen Orientierung (z. B. Auslandsaufenthalt, Freiwilli­
ges Soziales/Ökologisches Jahr) nutzen (ebd., S. 54). 
Der Beitrag geht der Frage nach, wie sich junge Erwachsene 
verschiedener Bildungsgruppen in Zeitpunkt, Reihenfolge 
sowie zeitlichem Abstand zwischen Übergängen voneinan­
der unterscheiden oder sogar beeinflussen. Hierzu werden 
erste Übergänge im Lebenslauf, die sozial, räumlich sowie 
ökonomisch die Unabhängigkeit vom Elternhaus markie­
ren, betrachtet. 

Datengrundlage und methodisches Vorgehen 

Als ökonomische Markierungspunkte werden dabei die Zeit­
punkte des Beginns der ersten Ausbildung bzw. des ersten 
Studiums sowie der Beginn der ersten Erwerbstätigkeit he­
rangezogen. Als räumlicher Übergang wird der erste Aus­
zug aus dem Elternhaus betrachtet. Für die Untersuchung 
sozialer Übergänge stehen die erste feste Partnerschaft mit 
einer Dauer von mindestens einem Jahr sowie das erste 

Zusammenziehen mit einem Partner oder einer Partnerin 
zur Verfügung. Für die Analysen werden die retrospektiven 
Angaben zu ersten Übergängen im Lebenslauf von jungen 
Erwachsenen des DJI-Survey AID:A II verwendet (vgl. Info­
kasten). 

Zeitpunkte erster Verselbstständigungsschritte 

Insgesamt zeigen sich unterschiedliche Entwicklungen mit 
Blick auf die einzelnen Verselbstständigungsschritte, diffe­
renziert nach der schulischen Bildung (vgl. Abb., S. 8) und 
Geschlecht. 

Unterschiede nach schulischem Bildungsabschluss 

Der Beginn einer Ausbildung findet mit höherer Bildung 
tendenziell später statt (max. Hauptschulabschluss: 18 Jah­
re; Mittlere Reife: 17 Jahre; Fachhochschulreife: 19 Jahre; 
Abitur: 20 Jahre). Ein klares Bild zeigt sich beim Einstieg 
in die Erwerbstätigkeit. Dieser wird mit höherer Bildung 
zunehmend später vollzogen, was damit auch im Schnitt 
zu einer Verzögerung der finanziellen Selbstständigkeit 
von höher Qualifizierten (Abitur: 25 Jahre) im Vergleich 
zu den niedrigeren Bildungsgruppen (max. Hauptschulab­
schluss: 20 Jahre; Mittlere Reife: 21 Jahre; Fachhochschul­
reife: 22 Jahre) führt. 
Beim Auszug aus dem Elternhaus hingegen zeigt sich das 
umgekehrte Bild. Die Analysen verdeutlichen, dass junge 
Erwachsene mit Abitur hier früher selbstständig werden 
(21 Jahre) als niedrigere Bildungsgruppen, die im Schnitt 
mit Mitte 20 das Elternhaus verlassen (max. Hauptschul­
abschluss: 25 Jahre; Mittlere Reife und Fachhochschulrei­
fe: 24 Jahre). 
Der Zeitpunkt des Durchlaufens sozialer Verselbstständi­
gungsschritte wie der Beginn der ersten festen Partner­
schaft von mindestens einem Jahr (max. Hauptschulab­
schluss: 19 Jahre; Mittlere Reife und Fachhochschulreife: 
18 Jahre; Abitur: 19 Jahre) sowie das Zusammenziehen mit 
einem Partner oder einer Partnerin (max. Hauptschulab­
schluss: 27 Jahre; Mittlere Reife: 26 Jahre; Fachhochschul­
reife: 27 Jahre; Abitur: 28 Jahre) sind vergleichsweise 
bildungsunabhängig. Hier unterscheiden sich die verschie­
denen Bildungsgruppen nicht so stark voneinander. 
Die Ergebnisse der AID:A-Studie machen zudem deutlich, 
dass der Auszug aus dem Elternhaus in den niedrigeren 
Bildungsgruppen erst nach einem Erwerbseinstieg und 
somit nach der finanziellen Selbstständigkeit stattfindet. 
Je niedriger der Schulabschluss der jungen Erwachsenen, 
umso näher liegen Auszug und Zusammenziehen mit dem 
Partner bzw. der Partnerin beisammen. Dies weist darauf 
hin, dass junge Menschen mit niedrigerer Bildung häufig 
dann ausziehen, wenn sie mit einem Partner oder einer 
Partnerin einen gemeinsamen Haushalt gründen. 
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Wie sich hingegen bei den jungen Erwachsenen mit Abi­
tur zeigt, erfolgt die räumliche Selbstständigkeit noch vor 
dem Eintritt ins Erwerbsleben und damit vor der finanziel­
len Unabhängigkeit. Der Zeitpunkt des Auszugs und der 
Beginn eines Studiums oder einer Ausbildung liegen bei 
Abiturientinnen und Abiturienten mit Anfang zwanzig eng 
beieinander. Dies weist darauf hin, dass ein Verlassen des 
elterlichen Haushalts bei ihnen häufig mit dem Beginn ei­
nes Studiums zusammenfällt. Viele Studierende sind wäh­
rend des Studiums noch auf die finanzielle Unterstützung 
der Eltern angewiesen, auch wenn staatliche Förderinstru­
mentarien (z. B. BAföG, Stipendien) sowie Nebenjobs eine 
gewisse finanzielle Selbstständigkeit ermöglichen. Daher 
ist zu vermuten, dass es die Einkommenssituation der El­
tern auch erlauben muss, zum Studium auszuziehen. 
Die beiden sozialen Verselbstständigungsschritte liegen 
über alle Bildungsgruppen hinweg zeitlich am weitesten 
auseinander. Der zeitliche Abstand zwischen einer ersten 
festen Partnerschaft und dem Zusammenziehen mit einem 
Partner bzw. einer Partnerin liegt bei durchschnittlich acht 
bis neun Jahren und erstreckt sich damit vom Ende des 
zweiten Lebensjahrzehnts bis ungefähr zum Ende des drit­
ten Lebensjahrzehnts. 

Unterschiede nach Geschlecht 

Mit Blick auf geschlechtsspezifische Unterschiede weisen 
die Ergebnisse von Berngruber (2016) darauf hin, dass 
junge Frauen und Männer ein bildungsspezifisch vergleich­
bares Muster in der Reihenfolge der Schritte aufweisen. 
Der Beginn einer ersten Ausbildung bzw. eines ersten Stu­
diums und die Einmündung in die Erwerbstätigkeit erfolgt 
für junge Frauen und Männer weitestgehend gleichzeitig. 
Nichtsdestotrotz unterscheiden sich junge Frauen und 
Männer hinsichtlich räumlicher und sozialer Verselbst­
ständigungsschritte: Frauen verlassen das Elternhaus frü­
her, gehen früher eine feste Partnerschaft ein und ziehen 
auch früher mit einem Partner bzw. einer Partnerin zusam­
men als Männer. Die »engere Taktung« von Verselbststän­
digungsschritten bei jungen Frauen weist darauf hin, dass 
das Erwachsenwerden für diese insgesamt zeitlich »dich­
ter« erfolgt, wohingegen junge Männer die verschiedenen 
Übergänge unabhängiger voneinander zu durchlaufen 
scheinen. 
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Die Rahmenbedingungen müssen stimmen, 
damit Verselbstständigung gelingen kann 

Auch wenn der Übergang vom Jugend- ins Erwachsenenal­
ter stark durch die in der Schule verbrachte Zeit sowie die 
anschließende Positionierung auf dem Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt geprägt ist, vollziehen junge Menschen in 
dieser Lebensphase vielfältige Verselbstständigungsschrit­
te. Wie die Analysen zeigen, hängen die Zeitpunkte, zu 
denen diese Schritte durchlaufen werden, vom Bildungs­
hintergrund der jungen Menschen ab. Auch sind einige ge­
schlechtsspezifische Unterschiede zu beobachten. 
Insgesamt lässt sich festhalten, dass sich mit steigender 
Bildung die finanzielle Selbstständigkeit durch spätere Er­
werbstätigkeit verzögert. Umgekehrt verhält es sich beim 
Verlassen des Elternhauses. Hier führt die Aufnahme eines 
Studiums nach dem Abitur eher zu einer Beschleunigung 
des Auszugsverhaltens als bei jungen Erwachsenen mit 
niedrigerer Bildung, die eine Ausbildung beginnen und 
bei denen die finanzielle Selbstständigkeit häufig Voraus­
setzung für das selbstständige Wohnen ist. Das Eingehen 
einer festen Partnerschaft und die Gründung eines ge­
meinsamen Haushalts sind hingegen relativ bildungsun­
abhängig. Während sich eine Homogenisierung des Zeit­
punkts von Übergängen in Ausbildung und Beruf zwischen 
jungen Männern und Frauen zeigt, finden räumliche und 
soziale Verselbstständigungsschritte bei jungen Männern 
später statt als bei jungen Frauen. Demnach muss betont 
werden, dass sich Wege ins Erwachsenenalter vielfältig 
und individueller gestalten. 
Damit Verselbstständigung gelingen kann, ist die Gesell­
schaft gefordert, geeignete Rahmenbedingungen bereitzu-

stellen. Der 15. Kinder- und Jugendbericht (BMFSFJ 2017, 
S. 69) formuliert, »dass Gesellschaft und Politik, aber auch 
die Institutionen des Aufwachsens ›Jugend ermöglichen‹ 
müssen«. Hier sind vor allem Jugend-, Bildungs- und Ar­
beitsmarktpolitik mit ihren Arbeitsfeldern und die Akteure 
aus der Praxis gefordert. Aufgabe von Jugendpolitik kann 
dabei sein, Jugendlichen Räume und Zeiten zu ermögli­
chen, um ihr »jugendlich sein« leben zu können. Dies kann 
insbesondere Freiräume, Moratoriumszeiten, Zeiten des 
Ausprobierens und der Orientierung beinhalten. Als Bei­
spiel sind hier Angebote der offenen Jugendarbeit oder 
Möglichkeiten des ehrenamtlichen Engagements zu nen­
nen. Im Kontext bildungspolitischer Strategien kann eine 
stärkere Durchlässigkeit zwischen Bildungsinstitutionen 
und Bildungsgängen eine Strategie darstellen, die Passung 
von Rhythmen im Lebenslauf der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen mit den Rhythmen von Bildungsverläufen 
zu unterstützen. Schüler/-innen, Auszubildende und Stu­
dierende sind nicht nur Bildungsteilnehmer/-innen, son­
dern daneben einfach junge Menschen mit altersgemäßen 
Wünschen und Bedürfnissen. Aufgabe von Arbeitsmarkt­
politik für die Altersgruppe und Lebenssituation junger 
Erwachsener kann sein, in dieser Zeit, die oftmals durch 
Befristungen, Teilzeitarbeit und insgesamt unsichere Ar­
beitsverhältnisse geprägt ist, durch Instrumente der finan­
ziellen Absicherung zu einer besseren Planungssicherheit 
für die vielfältigen Verselbstständigungsschritte junger Er­
wachsener beizutragen. Institutionen des Arbeitsmarktes 
wie Gewerkschaften, Kammern oder Arbeitgeberverbände 
sind dazu aufgerufen, Risiken unsicherer Berufseinstiegs­
verläufe abzumildern. s
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Bildungs- und Berufsaspirationen von Einheimischen und von Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund unterscheiden sich deutlich. Wie aber lassen sich 

diese Unterschiede erklären? Während etablierte Erklärungsansätze auf Indi­

viduen und ihre Familien abstellen, wird im Beitrag anhand von Daten des 

Nationalen Bildungspanels aufgezeigt, dass darüber hinaus auch die Schul­

form und die Schulkultur bzw. die Zusammensetzung der Schulklasse eine 

wichtige Rolle spielen. 

Aspirationen beim Übergang in Ausbildung 
und Beruf 

Berufliche Aspirationen haben gerade in einem stark beruf­
lich orientierten Ausbildungs- und Arbeitsmarkt wie dem 
deutschen eine erhebliche Bedeutung: Sie geben Ziele und 
Orientierung vor, bestimmen also, welche Berufe Jugend­
lichen erstrebenswert bzw. zugänglich erscheinen. Aspira­
tionen steuern damit zu einem beträchtlichen Teil das Ver­
halten der Bewerber/-innen auf dem Ausbildungsmarkt. 
Dadurch können sich auch Ungleichheiten reproduzieren: 
Wer sich nur einen wenig angesehenen Beruf zutraut, hat 
geringere Chancen auf sozialen Aufstieg. 
Besonderes Interesse gilt schon seit geraumer Zeit den 
Aspirationen von Personen mit Migrationshintergrund. 
In vielen Ländern zeigt sich, dass diese im Vergleich zur 
einheimischen Bevölkerung höhere Bildungs- und Berufs­
aspirationen aufweisen (vgl. Kao/Tienda 1998; Wicht/ 
Ludwig-Mayerhofer 2014). Woher aber rühren diese 
Aspirationen? 

Wie kann man unterschiedliche Aspirationen 
erklären? 

Die Herkunftsfamilien, etwa ihr sozialer Status oder ihr 
kulturelles Kapital, üben einen sehr wichtigen Einfluss auf 
die Aspirationen von Jugendlichen aus. Es wird vermutet, 
dass die Herkunftsfamilie auch für die Unterschiede in den 
Aspirationen von einheimischen Jugendlichen und solchen 

mit Migrationshintergrund verantwortlich ist: Gemäß der 
Informationsdefizithypothese wird angenommen, dass die 
aus dem Ausland zugezogenen Eltern das deutsche Bil­
dungs- und Berufssystem zu wenig verstehen und ihren 
Kindern daher »übertriebene« Aspirationen vermitteln. 
Solche Informationsdefizite sollten mit der Dauer des Auf­
enthalts der Familien in Deutschland abnehmen. Eine al­
ternative Hypothese geht von wahrgenommenen »blocked 
opportunities« im Zielland aus: Menschen mit Migrations­
hintergrund, die glauben, mit größeren Hürden oder gar 
Diskriminierung konfrontiert zu sein, kompensieren diese 
durch höhere Aspirationen. 
Neben der Familie dürften aber auch andere Kontexte von 
Bedeutung sein. Am wichtigsten ist hier die weiterführen­
de Schule, gerade im hochgradig stratifizierten Schulsys­
tem Deutschlands, in dem Jugendliche schon recht früh auf 
unterschiedliche Bildungswege verteilt werden. Aber auch 
innerhalb des gleichen Schultyps können sich Schulen 
oder Schulklassen hinsichtlich ihres »Ethos« oder »Schul­
klimas« unterscheiden. Es bilden sich sozial vorgefertigte 
Mentalitäten im Sinne vorherrschender Wertorientierun­
gen heraus, die die beruflichen Aspirationen Jugendlicher 
beeinflussen. Die ethnische Zusammensetzung der Schü­
lerschaft könnte ebenfalls eine Rolle spielen. Beispielswei­
se könnten sich Jugendliche mit Migrationshintergrund in 
Schulen, in denen sie viel auf ihresgleichen treffen, eher 
von den deutschen Jugendlichen abkapseln, was mögliche 
Informationsdefizite aufrechterhält oder sogar verstärkt. 
Allerdings könnten Schulen mit einem hohen Migran­
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tenanteil auch einen Schutz vor Diskriminierung durch 
einheimische Jugendliche bieten. 
Im Fall von Jugendlichen mit Migrationshintergrund sind 
jedoch nicht nur die Erfahrungen im Zielland bedeutsam, 
sondern auch die jeweiligen Migrationsgeschichten. Aus 
diesem Grund betrachten wir Migrantinnen und Migran­
ten nicht hinsichtlich ihres Generationenstatus, sondern 
mit Blick auf ihr Herkunftsland. In unserem Beitrag be­
schränken wir uns auf einen Vergleich zwischen einheimi­
schen Jugendlichen und solchen, die aus der Türkei bzw. 
der ehemaligen Sowjetunion nach Deutschland migriert 
sind. Diese beiden Migrantengruppen sind die in Deutsch­
land quantitativ bedeutsamsten und unterscheiden sich 
zudem hinsichtlich ihrer Migrationsgeschichte: Tür­
kischstämmige Jugendliche bzw. ihre Familien sind vor­
nehmlich als Arbeitsmigrantinnen und -migranten nach 
Deutschland gekommen, um ein besseres Leben als in ihrer 
ursprünglichen Heimat zu führen. Hingegen zeichnet sich 
die Migrationsgeschichte Jugendlicher aus der ehemaligen 
Sowjetunion, darunter vor allem (Spät-)Aussiedler/-innen, 
durch mehrfache Diskriminierungserfahrungen aus. Be­
reits in ihrem Herkunftsland bildeten sie eine ethnische 
Minderheit, die als »Deutsche« oder gar als »Nazis« und 
schließlich in Deutschland beispielsweise als »Russen« 

stigmatisiert wurde. Eine weitere Gruppe bilden Jugendli­
che aus anderen Herkunftsländern, die aufgrund zu gerin­
ger Fallzahlen nicht als eigenständige Gruppen betrachtet 
werden können. 
Die folgenden Analysen basieren auf den Daten des Natio­
nalen Bildungspanels (zur Datengrundlage und Methode 
vgl. Infokasten). 

Berufsaspirationen variieren je nach Schulform 
und -milieu 

In Abbildung 1 (S. 12) ist die deskriptive Verteilung der rea­
listischen Berufsaspirationen der Jugendlichen für Haupt- 
und Realschüler/-innen differenziert nach Herkunftsgrup­
pe dargestellt. Die Höhe der Aspirationen unterscheidet 
sich grundsätzlich je nach Schulform. Früheren Analysen 
zufolge gilt dies auch, wenn man die soziale Herkunft (ein­
schließlich des Migrationshintergrunds), die individuellen 
schulischen Leistungen und auch das Schulklima, insge­
samt also die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft, 
berücksichtigt (vgl. Wicht/Ludwig-Mayerhofer 2014), 
sodass wir im Folgenden bei der vereinfachten Darstel­
lung der Ergebnisse bleiben. Wir betrachten ausschließlich 
Schulen unterhalb des Gymnasiums, also Haupt- und Real­
schule, da diese beiden Schulformen sich hinsichtlich des 
erreichbaren Qualifikationsniveaus am ähnlichsten sind. 
Jugendliche, die die Realschule besuchen, weisen im 
Durchschnitt höhere Aspirationen auf und scheinen auch 
eine größere Bandbreite an beruflichen Optionen in Be­
tracht zu ziehen als Hauptschüler/-innen. Mit unter­
schiedlichen Schulformen verbinden sich offensichtlich 
öffentliche Labels, derer sich Schüler/-innen bewusst 
sind. Überdies weisen Jugendliche mit Migrationshin­
tergrund tendenziell höhere berufliche Aspirationen auf 
als Deutsche. Dieser Unterschied zeigt sich umso deut­
licher, je niedriger die Schulform ist. Für die Gruppe der 
türkischstämmigen Jugendlichen kann hier von einem 
Mechanismus der Überkompensation ausgegangen wer­
den. Berücksichtigt man die Migrationsgeschichte dieser 
Herkunftsgruppe, ist anzunehmen, dass sie gerade dann, 
wenn sie sich auf niedrigen Schulformen befinden, nach 
höheren sozialen Positionen streben. Für Jugendliche aus 
der ehemaligen Sowjetunion ist das Bild weniger eindeu­
tig: Während sie auf der Hauptschule leicht höhere Aspi­
rationen im Vergleich zu Deutschen aufweisen, sind ihre 
Aspirationen auf der Realschule niedriger als die der Ein­
heimischen. 
Für die Erklärung der Unterschiede in den Aspirationen 
von Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund 
ist jedoch nicht allein die Schulform bedeutsam, sondern 
darüber hinaus auch das soziokulturelle Milieu in Schu­
len. Das zeigen Ergebnisse zum Einfluss der ethnischen 
Zusammensetzung der Schülerschaft auf die Aspirationen 
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Jugendlicher unterschiedlicher Herkunftsgruppen (vgl. 
Wicht 2016). Abbildung 2 zeigt die Höhe der realistischen 
Aspirationen der vier Herkunftsgruppen in Abhängigkeit 
vom Anteil Jugendlicher mit Migrationshintergrund in 
der Schule. Während mit steigendem Anteil an Migran­
tinnen und Migranten in der Schule die Aspirationen tür­
kischstämmiger Jugendlicher sinken, steigen sie bei allen 
anderen Herkunftsgruppen. Dieses Bild kann nicht über 
die Informationsdefizithypothese erklärt werden, der zu­
folge sich mit zunehmendem Anteil an Migrantinnen und 
Migranten innerhalb einer Schule die Aspirationen al­
ler Herkunftsgruppen in ähnlicher Weise von denen der 
Deutschen unterscheiden müssten. Vielmehr kann zur Er­
klärung des Musters die »blocked opportunities«-Theorie 
herangezogen werden, derzufolge unterschiedliche Her­
kunftsgruppen auf unterschiedliche Weise mit subjektiv 
wahrgenommener Diskriminierung umgehen. In Schulen 
mit einem hohen Anteil an Migrantinnen und Migranten 
werden solche Diskriminierungserfahrungen seltener sein, 
weshalb türkischstämmige Jugendliche keine Notwen­
digkeit sehen, Einheimische hinsichtlich der beruflichen 
Bildung zu »überholen«. Jugendliche mit Wurzeln in der 
ehemaligen Sowjetunion, darunter vornehmlich (Spät-) 
Aussiedler/-innen, deren Migrationsgeschichte häufig be­
reits durch Diskriminierungserfahrungen geprägt ist, nei­
gen hingegen zu einer eher »entmutigten« Haltung, wenn 
sie erneut feindliche Erfahrungen durch Einheimische 
machen. Mit steigendem Migrationsanteil in der Schule 
sollten ihre Aspirationen also zunehmen. Schulen, deren 

Milieu durch Migrantinnen und Migranten geprägt ist, ha­
ben aus dieser Perspektive eine »schützende« Funktion für 
Migrantinnen und Migranten in Deutschland. Die Abbil­
dung zeigt überdies einen weiteren interessanten Befund: 
Mit steigendem Anteil an Migrantinnen und Migranten an 
einer Schule nehmen auch die Aspirationen der einheimi­
schen Jugendlichen zu. Hier werden Prozesse der sozialen 
Ansteckung sichtbar, wonach sich einheimische Jugend­
liche durch gesellschaftliche Minoritäten zu höheren Be­
rufsaspirationen »mitreißen« lassen. Weitere (hier nicht 
dargestellte) Analysen zeigen, dass es sich für deutsche 
Jugendliche um einen Effekt des normativen Schulklimas 
hinsichtlich der Berufswahl handelt (vgl. Wicht 2016). 

Schulkontext in Berufsorientierung und
 -beratung berücksichtigen 

Unsere Forschungen zeigen, dass bereits der Typ der be­
suchten Schule einen prägenden Einfluss auf die beruf­
lichen Aspirationen von Jugendlichen hat – auch dann, 
wenn man ihre soziale Herkunft und ihre schulischen Leis­
tungen berücksichtigt. Schulen sind also wichtige »Platz­
anweiser«, indem sie Jugendlichen Vorstellungen davon 
vermitteln, was sie im Leben erreichen können. Das gilt 
freilich nur bei Betrachtung der großen Masse der Daten­
werte; einzelne Schüler/-innen weichen in ihren Aspira­
tionen deutlich nach unten oder nach oben ab. Im Regel­
fall sind aber Aspirationen nicht nur Ausdruck individuel­
ler bzw. in der Herkunftsfamilie erworbener Präferenzen, 
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sondern spiegeln Lernprozesse wider, die in sozialen Kon­
texten gemacht werden; hier lernen Jugendliche, sich im 
gesellschaftlichen Gefüge zu verorten, wodurch soziale 
Ungleichheiten verfestigt werden. 
Zu diesen Kontexten gehört über den bloßen Schultyp hi­
naus auch die soziale Zusammensetzung der Schülerschaft 
– nicht nur mit Blick auf den sozialen Status, sondern 

auch auf die ethnische Herkunft. Diese Zusammensetzung 
steht in komplexem Wechselspiel mit den Aspirationen 
der Jugendlichen, da sie je nach individuellem Migrations­
hintergrund auch unterschiedlich verarbeitet wird. Die 
Unterschiede zwischen einheimischen Jugendlichen und 
solchen mit Migrationshintergrund können dadurch ab­
geschwächt (so im Fall der Jugendlichen mit türkischem 
Migrationshintergrund) oder auch verstärkt (so bei aus 
der ehemaligen Sowjetunion stammenden Jugendlichen) 
werden. 
In der Berufsorientierung und Berufsberatung kann es 
mithin wichtig sein, auf den Klassen- und Schulkontext 
der Jugendlichen zu achten: Hier finden sich (günstige 
oder ungünstige) Vorbilder, hier wird möglicherweise 
unbewusster Druck ausgeübt, hier wird gelernt, was »an­
gemessen« ist und was nicht. Dies gilt es auch zu berück­
sichtigen, wenn die Berufswahl thematisch wird – sei es in 
der formellen Berufsorientierung, sei es in »alltäglichen« 
Gesprächen mit Lehrkräften der allgemeinbildenden oder 
beruflichen Schulen. In Gruppensituationen könnte ver­
sucht werden, die Klasse nicht nur als Forum, sondern 
auch als Interaktions- und Beeinflussungszusammenhang 

wahrzunehmen und zu thematisieren. Aber auch im bera­
tenden Einzelgespräch scheint es nicht angemessen, aus­
schließlich auf die individuellen Jugendlichen zu fokus­
sieren; auch hier könnte es sinnvoll sein, gemeinsam mit 
der Schülerin oder dem Schüler bzw. der oder dem Auszu­
bildenden zu reflektieren, ob und wie der Klassenkontext 
oder allgemein der schulische Hintergrund Aspirationen 
beeinflusst haben. Hierdurch kann sicherlich in einigen 
Fällen ein tieferes Verständnis für das Zustandekommen 
von Berufswünschen erreicht und somit auch die Beratung 
wirksamer werden. s
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Nach wie vor existieren bei Jugendlichen typische geschlechterspezifische 

Vorstellungen über ihre berufliche Zukunft. Dies gilt auch für die Schüler/-in­

nen, die an einem Modellprojekt im Polytechnischen Zentrum (PTZ) Schkopau 

teilnehmen. Neben Einflüssen auf ihre Berufswünsche, die vom Gruppen­

verhalten und vom Elternhaus ausgehen, tragen auch die Erfahrungen mit 

eigener praktischer Arbeit zur Auseinandersetzung mit der Welt der Berufe 

bei. Die im Beitrag vorgestellten Ergebnisse zeigen, dass sie jedoch kaum zu 

grundsätzlich neuen Orientierungen führen, so zum Beispiel zu einer stärke­

ren Hinwendung von Mädchen zu technischen Berufen. 

Geschlechtersegregation bei der Berufswahl 

Obgleich der Frauenanteil in männlich dominierten Be­
rufen in den letzten Jahren leicht angestiegen ist (vgl. 
Lohmüller/Mentges/Ulrich 2016), ist die Geschlech­
tersegregation in Ausbildung und Beruf nach wie vor sehr 
ausgeprägt (vgl. z. B. Faulstich-Wieland 2016). Jun­
ge Männer münden nach ihrer Schulzeit öfter als junge 
Frauen in das duale Ausbildungssystem ein, weil hier ge­
werblich-technische Berufe von großer Bedeutung sind, 
während junge Frauen häufiger den Weg ins Schulberufs­
system hin zu Dienstleistungs- und Gesundheitsberufen 
einschlagen (vgl. Beicht/Walden 2014). 
Dies lässt sich zum Teil dadurch erklären, dass Jugendliche 
das Erlernen eines Berufs vor allem als Mittel zur Festigung 
ihrer sozialen und geschlechtlichen Identität begreifen 
und dass Berufswahlen, die für das eigene Geschlecht be­
sonders typisch sind, mehr Anerkennung im sozialen Um­
feld finden als andere (vgl. Ulrich 2016). Darüber hinaus 
deuten einige Befunde darauf hin, dass Berufswünsche 
und der Weg in den Beruf auch davon beeinflusst werden, 
wie der Verselbstständigungsprozess gegenüber dem El­
ternhaus verläuft. Bei jungen Frauen setzen die Verselbst­
ständigungsschritte häufig früher ein und sind »enger ge­
taktet« als bei jungen Männern (vgl. Berngruber 2016; 
Berngruber/Gaupp in diesem Heft). Dies zeigt sich u. a. 
an unterschiedlicher Mobilitätsbereitschaft. 

Empirische Basis der Untersuchung 

Die zumeist 14- bzw. 15-jährigen Schüler/-innen im Pro­
jekt (vgl. Infokasten) wurden einmal pro Schuljahr gegen 
Ende ihres praktischen Unterrichts schriftlich (anonym) 
zu ihren Berufswünschen, ihren Eindrücken vom PTZ und 
ihren Zukunftsvorstellungen befragt. Dem Beitrag liegen 
die Antworten von 250 Schüler/-innen aus dem Schuljahr 
2015/2016 zugrunde (106 Mädchen, 142 Jungen, 2 Befrag­
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te ohne Angabe des Geschlechts; 144 Befragte aus 8. Klas­
sen, 106 aus 9. Klassen). Außerdem werden Befunde aus 
leitfadengestützten Interviews mit Lehrkräften, dem Be­
treuungspersonal im PTZ und anderen Expert/-innen ge­
nutzt. 

Berufswünsche von Mädchen und Jungen 

In den untersuchten Klassenstufen werden Fragen der Be­
rufswahl zunehmend wichtig für die Jugendlichen. Haben 
in den 8. Klassen erst 41 Prozent der Schüler/-innen ei­
nen konkreten Berufswunsch, so sind es in den 9. Klassen 
51 Prozent, während der Anteil jener mit ungefähren Vor­
stellungen von 44 auf 36 Prozent sinkt und auch der Anteil 
derjenigen, die noch nicht wissen, was sie einmal machen 
möchten, leicht zurückgeht (von 15 % auf 13 %). Während 
insgesamt anteilig mehr Jungen als Mädchen entweder ei­
nen festen oder gar keinen Berufswunsch äußern, geben 
Schülerinnen häufiger (mit 46 % gegenüber 35 %) unge­
fähre – in der Regel mehrere – Berufswünsche an. 
Das Spektrum der Berufswünsche ist mit 299 Nennungen 

in 112 verschiedenen Berufen breit gefächert. Die belieb­
testen Berufe sind Erzieher/-in, Polizist/-in, Kfz-Mecha­
troniker/-in, Chemikant/-in sowie Gesundheits- und Kran­
kenpfleger/-in (vgl. Abb. 1). 
Bei den Mädchen stehen weiblich dominierte Erziehungs- 
und Gesundheitsberufe eindeutig im Vordergrund. Einige 
erläutern ihren Wunsch: »Ich würde gerne im Kindergar­
ten arbeiten … Hauptsache, ich kann Zeit mit den vielen 
Kindern verbringen«; »Mit dem erweiterten Realschulab­
schluss ein Fachabi machen und in den Beruf Kranken­
schwester gehen und kranken Menschen helfen«. Aber 
auch ein Junge betont: »Ich würde gerne in einem Kinder­
garten arbeiten, denn die Arbeit vor allem mit Kleinkin­
dern macht mir viel Spaß.« Ansonsten dominieren bei den 
Jungen männertypische Produktionsberufe, wie Kfz-Me­
chatroniker, Mechatroniker, Elektroniker und andere. Nur 
ein Mädchen erklärt: »Ich stelle mir vor, in einer Autowerk­

1 Die Schüler/-innen verwenden zum Teil noch ältere Berufsbezeichnun­

gen (Bürokauffrau statt Kauffrau für Büromanagement) oder ältere und 

neue Bezeichnungen synonym (KFZ-Mechaniker und KFZ-Mechatroniker). 
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statt zu arbeiten und vielleicht sogar dort mein eigenes 
Auto zu reparieren.« 
Für den Beruf des Polizisten/der Polizistin interessieren 
sich beide Geschlechter. Unterschiede zeigen sich in der 
Begründung der Wahl. Vor allem Mädchen nennen hier 
zum Teil berufsübergreifende Motive wie: »mit Menschen 
arbeiten«, »mit Tieren arbeiten (Hundestaffel)«. Jungen 
sehen darin einen »Beruf mit viel Verantwortung«. Sie in­
teressieren sich mitunter auch für eine Ausbildung und/ 
oder Tätigkeit bei der Bundeswehr: »Polizist … oder etwas 
bei der Bundeswehr«. Die differenten Angaben der Schü­
ler/-innen zum Tätigkeitsfeld von Polizistinnen und Poli­
zisten spiegeln deutlich die geschlechtertypischen Vorstel­
lungen wider. 
Die überwiegende Mehrzahl der Jugendlichen möchte 
nicht den Beruf ihrer Eltern ergreifen, was angesichts der 
Veränderungen in der modernen Arbeitswelt nicht über­
rascht. Bei den Mädchen ist diese Orientierung noch aus­
geprägter als bei den Jungen: Nur ein Mädchen und 
21 Jungen (15 %) wollen ausdrücklich einen elterlichen 
Beruf wählen. Knapp ein Viertel der Mädchen und 35 Pro­
zent der Jungen können sich eine solche Perspektive vor­
stellen. Dabei orientieren sich die Jungen stärker am Vater, 
die Mädchen an der Mutter: So wollen gut dreieinhalbmal 
so viele Jungen (bestimmt oder eventuell) den väterlichen 
Beruf ergreifen wie den mütterlichen, während gut drei­
mal so viele Mädchen den mütterlichen wie den väterli­
chen Beruf in Erwägung ziehen. 

Zukunftsvorstellungen 

Während sich die Jugendlichen mehrheitlich zurückhal­
tend äußern, wenn es um die Wahl des elterlichen Berufs 
geht, sind ihre Zukunftsvorstellungen recht stark von 
häuslichen Alltagserfahrungen geprägt. 92 Prozent der 
Mädchen und 84 Prozent der Jungen haben sich stich­
punktartig dazu geäußert, wie sie sich ihre berufliche (und 
allgemeine) Zukunft nach der Ausbildung vorstellen. Die 
insgesamt ausführlicheren Antworten der Mädchen weisen 
auf eine etwas umfangreichere Reflexion hin. Ein Großteil 
der vielfältigen Überlegungen konnte analytisch folgenden 
Kategorien zugeordnet werden (vgl. Abb. 2): 
Besonders oft äußern sich die Schüler/-innen zu den Ar­
beitszeiten. Dabei überwiegen die Wünsche nach festen 
Arbeitszeiten (nicht selten unter Angabe von Anfangs-
und/oder Schlusszeiten bzw. täglichen Arbeitsstunden, 
mit Wünschen wie »keine Nachtarbeit«, »keine Wochen­
endarbeit«) gegenüber flexibler Zeitgestaltung. Mädchen 
sind etwas offener für flexible Arbeitszeiten als Jungen. 
Dagegen verbinden die Jungen ihre Zukunftsvorstellungen 
stärker als Mädchen mit dem Arbeitsort. Die meisten von ih­
nen möchten – jedenfalls im Alter von etwa 14 oder 15 Jah­
ren – gern in der Nähe ihres jetzigen Wohnorts bleiben. 

Die Mädchen sind ein wenig neugieriger auf andere Um­
gebungen. So weist das Interesse an einem regionalen (bis 
einschließlich Leipzig) gegenüber einem überregionalen 
Arbeitsort bei Jungen ein Verhältnis von 5:1, bei Mädchen 
von rd. 3:1 auf. Die Differenz der Geschlechter hinsicht­
lich der antizipierten Mobilitätsbereitschaft deckt sich mit 
den Angaben bei Berngruber (2016) bzw. Berngruber/ 
Gaupp (in diesem Heft) zur tatsächlichen Mobilität junger 
Menschen. 
Einen hohen Stellenwert unter den Zukunftsvorstellungen 
haben vor allem für Mädchen die Sozialbeziehungen in der 
Arbeit: nette Kolleginnen und Kollegen, nette Vorgesetzte, 
gutes Arbeitsklima. Ebenso möchten sie häufiger Spaß an 
der Arbeit haben. Doch auch das Einkommen (es soll für 
eine eigene Wohnung und/oder eine spätere Familie rei­
chen) sowie generell Überlegungen zur Lebensplanung 
und zur Familie sind den Mädchen im Befragungsalter 
wichtiger als den Jungen. Die Jungen wiederum äußern 
sich etwas häufiger zu Fragen der Beschäftigungssicher­
heit (»Dass ich mein ganzes Leben lang Tischler bin!«) und 
der Karriere (»Dass ich mich so weit wie möglich hoch­
arbeiten möchte.«). Vor allem letztere Ergebnisse zeugen 
von Ansätzen überkommener Rollenbilder bei den Jugend­
lichen. Alles in allem sind die Übereinstimmungen und 
Ähnlichkeiten der Zukunftsvorstellungen zwischen den 
Geschlechtern jedoch sehr viel größer als die Unterschiede. 

Praxiserfahrungen 

Differierende Rollenbilder und unterschiedliche Präferen­
zen bei der Berufswahl werden durch den Unterricht im 
PTZ nicht grundsätzlich verändert, auch wenn beide Ge­
schlechter den Eindrücken offen und interessiert gegen­
überstehen. Nach eigener Aussage sind die meisten Schü­
ler/-innen gern im PTZ. Unter den Gründen dafür nimmt 
der hohe Praxisanteil einen wichtigen Platz ein. Ein praxis­
affiner Junge sagt: »Wir haben vor vier Wochen Steckdo­
sen auseinandergenommen und wieder zusammengesetzt. 
Das könnte ich jetzt sofort. Ich weiß aber nicht mehr, was 
wir gestern in Mathe gemacht haben.« (Arbeit und Leben 
2016, S. 2). Der Einschätzung »Das PTZ ist eine gute Sa­
che« stimmen neun von zehn Jungen und acht von zehn 
Mädchen zu. 
Dass die Zustimmung bei den Mädchen nicht ganz so hoch 
ausfällt wie bei den Jungen, hängt mit den angebotenen 
Berufsfeldern zusammen. Zur Auswahl stehen Bautechnik, 
Elektrotechnik, Farbtechnik, Holztechnik, Garten- und 
Landschaftsbau, Lager/Logistik, Metalltechnik sowie Ver­
kauf. In Gesprächen mit den Schülerinnen und Schülern 
konnten die Projektmitarbeiter/-innen feststellen, dass vor 
allem in der Klassenstufe 8 das gewählte Berufsfeld eng an 
schulische Interessen und Freizeitaktivitäten gekoppelt ist. 
So spielt der Wunsch nach kreativem Arbeiten und Zeich­



 

 
 

 

B W P  4 / 2 0 1 7  T H E M E N S C H W E R P U N K T  1 7  

nen bei den Mädchen eine größere Rolle, bei den Jungen 
überwiegt der Bereich Elektrotechnik sowie der handwerk­
liche, elektromechanische Bereich allgemein. In der Klas­
senstufe 9 wird die Orientierung auf den zukünftigen Be­
ruf und realistische Ausbildungschancen wichtiger (ebd.). 
Im Ergebnis wechselseitiger Beeinflussung treffen die 
Schüler/-innen ihre Entscheidung für ein Berufsfeld zum 
Teil klar geschlechtsspezifisch. So sind die Felder Farbtech­
nik und Verkauf überwiegend weiblich, die Felder Elektro-, 
Metall- und Bautechnik überwiegend männlich besetzt. 
Am ausgewogensten ist das Geschlechterverhältnis im Feld 
Garten- und Landschaftsbau. Das Ziel, bei den Mädchen 
Interesse für technische Berufe zu wecken, wird bei diesem 
Wahlverhalten nur bedingt erreicht. 
Die Mädchen in männlich dominierten Berufsfeldern er­
klären zwar mehrheitlich, dass ihnen die Tätigkeit gefällt 
und sie sich vorstellen können, später in diesem Bereich zu 
arbeiten. Dies deckt sich jedoch nicht mit den in der Be­
fragung angegebenen Berufswünschen. Entweder sind die 
positiven Erfahrungen mit dem Berufsfeld nicht nachhal­
tig, oder die Schülerinnen passen ihre Antworten vermute­
ten Erwartungen an. 
Zusammenfassend wurden die Jugendlichen gefragt, ob 
sie meinen, dass ihnen die Stunden im PTZ bei ihrer Ent­
scheidung zur Berufswahl helfen. Ein knappes Drittel 
(31 %) bejaht dies; ebenso viele erklären, dass sie es nicht 

einschätzen können; ein reichliches Drittel (37 %) ver­
neint. Bei den Jungen liegt die Zustimmung (mit 39 % ge­
genüber 22 %) deutlich höher als bei den Mädchen. Wäh­
rend in der 8. Klasse 38 Prozent der Jugendlichen meinen, 
dass ihnen die praktische Tätigkeit im PTZ bei der Berufs­
wahl hilft, sind es in der 9. Klasse nur 23 Prozent. Dies 
bedeutet aber nicht, dass sie ein solches Projekt kritischer 
sehen als die Jüngeren. Es ist vielmehr Ausdruck der Tat­
sache, dass sie sich mit näher rückendem Schulabschluss 
intensiver mit der Berufswahl beschäftigen, mehr recher­
chieren und mehr verschiedene Angebote zur Berufsorien­
tierung wahrnehmen, sodass sich die einzelnen Einflüsse 
relativieren. 
Zum Teil sind die Erfahrungen der Jugendlichen aus ihrer 
praktischen Tätigkeit auch nicht unmittelbar berufsbezo­
gen, sondern in einem allgemeineren Sinne kompetenzbe­
zogen. Sie gewinnen Eindrücke davon, welche Eigenschaf­
ten beim praktischen Arbeiten wichtig sind. Besonders 
häufig nennen sie selber: Interesse an der Arbeit, Konzen­
trationsfähigkeit, Teamfähigkeit, gefolgt von Geduld und 
Ausdauer. Sie werden für Ordnung und Sauberkeit am 
Arbeitsplatz sensibilisiert, was sich bei einigen von ihnen 
direkt in den Zukunftsvorstellungen niederschlägt. Die Re­
flexion eigener Kompetenzen – fachlicher wie überfachli­
cher Art – entspricht dem Leitziel einer subjektbezogenen 
Berufsorientierung und war auch ein wichtiges Projektziel. 



 
 

 

 

 

 

1 8  T H E M E N S C H W E R P U N K T  B W P  4 / 2 0 1 7  

Fazit 

Die Schüler/-innen haben breit gefächerte Berufswünsche, 
die in vielen Fällen geschlechterspezifisch geprägt sind. 
Aber auch atypische Wünsche werden selbstbewusst arti­
kuliert. Im Zusammenhang mit den konkreter werdenden 
Berufswünschen in der 9. gegenüber der 8. Klassenstufe 
zeigt sich bei den Mädchen eine stärkere Fokussierung 
auf Erziehungs- und Gesundheitsberufe, Produktions- und 
Fertigungsberufe werden in den 9. Klassen nicht mehr ge­
nannt, naturwissenschaftliche Berufe (z. B. Chemieberufe) 
weiterhin.2 Bei den Jungen zeigt sich kein analoger Prozess 
zunehmender Fokussierung. 
Während Mädchen häufig mobilitätsbereiter als Jungen 
sind, um ihre Ziele zu erreichen, orientieren sich Letztere 
im untersuchen Alter stärker am Elternhaus und teilweise 
auch an den elterlichen Berufen. 

2 Für den Vergleich wurden die einzelnen Berufswünsche den Berufsberei­

chen der Klassifikation der Berufe 2010 zugeordnet (vgl. BA 2011). 

Die Praxiserfahrungen im Projekt helfen den Jugendlichen, 
fachliche und überfachliche Kompetenzen zu entwickeln 
und zu reflektieren. Sie tragen außerdem dazu bei, Berufs­
orientierungen zu erhärten (sowohl im Hinblick darauf, 
was Jugendliche wollen, als auch, was sie für sich aus­
schließen). Synergien mit anderen Projekten und Initiati­
ven zur praxisbezogenen Berufsorientierung sind unver­
zichtbar. Dadurch kann den Jugendlichen der Zugang zu 
weiteren Berufsfeldern eröffnet werden (z. B. mit Blick auf 
die Chemieberufe, künftig vielleicht auch stärker in Rich­
tung der Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufe). In 
einigen Fällen werden direkte Betriebskontakte hergestellt 
einschließlich Praktika oder Bewerbungstraining unter 
Mitwirkung von Vertreter/-innen der Personalabteilungen 
regionaler Unternehmen, die sich sehr bewähren. s
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Im Zuge der demografischen Entwicklung und des Trends zum Abitur wird es 

für die Betriebe schwieriger, Bewerber/-innen für ihre Ausbildungsplätze zu 

finden. Doch ist dies womöglich nicht ihr einziges Problem. Denn die ausbil­

dungsinteressierten Jugendlichen – deutlich geringer an der Zahl, aber viel 

häufiger mit höheren Schulabschlüssen ausgestattet – könnten versucht sein, 

ihre gestärkte Marktposition zu nutzen und ihre Ansprüche an die Betriebe 

zu steigern. Auf Basis der BA/BIBB-Bewerberbefragung 2016 wird im Beitrag 

untersucht, was sich die Ausbildungsstellenbewerber/-innen von den Betrie­

ben wünschen und wie stark ihre Wünsche von der Ausbildungsmarktlage 

und ihren Zugangschancen beeinflusst werden. 

Wechselnde Ansprüche in Abhängigkeit der 
Marktlage? 

Anders als beim Schulberufs- oder Hochschulsystem er­
folgt der Zugang in eine betriebliche Ausbildungsstelle 
nach den Regeln des Marktes. Sowohl die Jugendlichen 
als auch die Betriebe entscheiden darüber, wen sie sich als 
Vertragspartner für ihre Ausbildung auswählen möchten. 
Dies impliziert zugleich, dass die Auswahlkriterien mit den 
Verhältnissen auf dem Ausbildungsstellenmarkt variieren 
(vgl. Eberhard 2016). 
In Zeiten eines sehr großen Bewerberüberhangs wie zur 
Mitte des letzten Jahrzehnts konnten es sich Betriebe leis­
ten, hohe Ansprüche an die Jugendlichen zu stellen. Im 
Zuge der demografischen Entwicklung und des Trends hin 
zu höheren Schulabschlüssen bewerben sich inzwischen 
deutlich weniger Jugendliche um einen Ausbildungsplatz 
(2007: 756.800, 2016: 600.900), die im Schnitt aber über 
höhere Schulabschlüsse verfügen (geschätzter Studienbe­
rechtigtenanteil 2007: 17,8 %, 2016: 27,5 %). Die Markt­
position der Jugendlichen hat sich damit verbessert, und 
so stellt sich die Frage, ob sie nun ihrerseits höhere An­
sprüche an die Betriebe stellen. Wir untersuchen deshalb 
anhand der BA/BIBB-Bewerberbefragung 2016, was sich 
die jüngste Bewerberkohorte von den Betrieben wünschte 
und wie stark die Wünsche der Jugendlichen von der Aus­
bildungsmarktlage vor Ort oder z. B. ihrer Vorbildung be­
einflusst wurden. 

Betriebswahl als Kompromiss zwischen Wunsch 
und Möglichkeit 

Aus der Wert-Erwartungs-Theorie nach Vroom (1964) 
lässt sich ableiten, wie Jugendliche mit ihren Wünschen an 
die Ausbildungsbetriebe reagieren könnten, wenn sich ihre 
Marktposition verbessert (vgl. Esser 1999; Beckmann/ 
Heckhausen 2006). Ausgangspunkt ist der Grundge­
danke, dass ausbildungsinteressierte Jugendliche wie alle 
Menschen bestrebt sind, mit ihrem Handeln bestmögliche 
Ergebnisse zu erzielen. Sie berücksichtigen deshalb bei der 
Ausbildungsplatzsuche sowohl den Wert, den ein bestimm­
tes Handlungsergebnis für sie hat (Eintritt in den Wunsch­
betrieb), als auch die Wahrscheinlichkeit, dieses Ziel zu 
erreichen (Zugangschance zu diesem Betrieb). Zwischen 
beiden Aspekten besteht jedoch ein Spannungsverhältnis, 
das sie ausloten müssen. Es nützt ihnen nichts, auf dem 
Wunschbetrieb zu beharren, wenn die Zugangschancen 
gering sind. In diesem Fall ist es besser, sich einem Betrieb 
zuzuwenden, der zwar weniger Anreize, dafür aber eine 
gute Eintrittschance bietet. 
Doch wie bestimmt sich der Attraktivitätsgrad der Betrie­
be? Folgt man der Argumentation von Vroom (1964), ist 
ein Betrieb dann besonders attraktiv, wenn er mit hoher 
Wahrscheinlichkeit jene Bedingungen bietet, die für Ju­
gendliche einen besonders hohen Stellenwert besitzen. 
Damit wird auch klar, wie Jugendliche vorgehen, wenn sie 
zugunsten einer höheren Zugangschance Kompromisse bei 
der Attraktivität eines Betriebs eingehen. Sie verändern 
weniger ihre Wertepräferenzen (da diese als Teil ihrer Per­
sönlichkeit relativ stabil sind), sondern nehmen geringere 
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Realisierungswahrscheinlichkeiten durch den jeweiligen 
Betrieb in Kauf – und zwar zunächst bei jenen Aspekten, 
denen sie nicht den höchsten Wert beimessen. 
Marktbenachteiligte Jugendliche müssen also zur Wah­
rung ihrer Zugangschancen Abstriche bei ihren Wünschen 
machen. Umgekehrt können Jugendliche, die auf dem 
Markt begehrt sind, ohne größere Gefahr für ihre Ausbil­
dungszugangschancen auch mehr Ansprüche stellen. 
Wenn nun Jugendliche gefragt werden, was sie sich von 
ihrem künftigen Ausbildungsbetrieb wie sehr wünschen, 
orientieren sie sich bei ihren Antworten somit nicht nur an 
ihren Wertepräferenzen, sondern sie berücksichtigen im­
plizit auch immer die Realisierungswahrscheinlichkeiten 
in Abhängigkeit von ihrer Marktposition. Deshalb erwar­
ten wir, dass sich Jugendliche in Abhängigkeit von ihrer 
jeweiligen Marktposition in unterschiedlicher Weise dazu 
äußern, was ihnen wichtig ist. Unterschiede sollten ins­
besondere bei jenen Aspekten auftreten, die in der Werte­
hierarchie der Jugendlichen eher unten stehen. Denn hier 
fällt es den marktbenachteiligten Jugendlichen am leich­
testen, Abstriche in den Realisierungswahrscheinlichkei­
ten zu machen. Lediglich bei Aspekten, die universelle 
und ausgesprochen starke Bedürfnisse berühren, dürften 
die Jugendlichen unabhängig von ihrer Marktposition sehr 
ähnlich reagieren. 
Die empirische Prüfung unserer Annahmen erfolgt anhand 
einer Ende 2016 durchgeführten schriftlichen Repräsenta­
tivbefragung von rund 2.000 Ausbildungsstellenbewerbe­
rinnen und -bewerbern, die im Berichtsjahr 2015/16 bei 
den Agenturen für Arbeit (AA) und Jobcentern in gemein­
samer Einrichtung (JC gE) gemeldet waren (vgl. Infokas­
ten).1 Aufgrund des Erhebungsdesigns können wir zwar 
nicht untersuchen, ob sich die Ansprüche der Jugend­
lichen in jüngerer Zeit wandelten. Doch es lässt sich im 
Querschnitt prüfen, ob die Wünsche der Jugendlichen mit 
ihrer Marktposition variieren. 

1 Informationen zur Methode und Durchführung sind abrufbar unter 

www.bibb.de/de/59477.php (Stand: 15.05.2017). 

Wünsche an den künftigen Ausbildungsbetrieb 

Unter Berücksichtigung bisheriger Forschungsergebnisse 
(vgl. insb. Schank 2011) wurden den Befragten 17 Be­
triebsmerkmale vorgegeben. Die Jugendlichen sollten nun 
angeben, wie sehr sie sich wünschen, dass diese Merkma­
le auch auf ihren (späteren) Ausbildungsbetrieb zutreffen 
(»wünsche ich mir gar nicht«, »eher nicht«, »egal«, »eher«, 
»sehr«). 
In der Abbildung sind die 17 Aspekte aufgeführt. Die 
dort vorgenommene Zuordnung zu den übergeordneten 
Themenfeldern 1 bis 4 ist bereits das Ergebnis des ersten 
Analyseschritts, bei dem untereinander korrelierende Be­
triebsmerkmale mittels Hauptkomponentenanalyse zu­
sammengefasst wurden. Welche Bedeutung wiederum die 
Jugendlichen diesen Themenfeldern und den sie konsti­
tuierenden Einzelaspekten zuweisen, ist an den in der Ab­
bildung genannten Perzentilwerten ablesbar: Je näher die 
Werte an 100 heranreichen, desto stärker wünschen sich 
die Jugendlichen, dass der betreffende Aspekt auf ihren 
Ausbildungsbetrieb zutrifft. 
Demnach geht es den Jugendlichen an erster Stelle um das 
Potenzial des Betriebs als langfristiger Arbeitgeber. Dieses 
manifestiert sich in einem guten Betriebsklima und sehr 
guten Übernahmechancen auf sichere Arbeitsplätze. Die 
Priorisierung dieser Aspekte zeigt, dass sich die Jugendli­
chen mit der Wahl ihres Ausbildungsbetriebs vor allem die 
Option für eine langfristige Lebensperspektive verschaffen 
möchten. 
An zweiter Stelle wünschen sich die Jugendlichen gute 
Rahmenbedingungen während der Ausbildung, insbeson­
dere im Hinblick auf die Erreichbarkeit des Betriebs und 
die Möglichkeit eines geregelten und auch in seinen Frei­
zeitanteilen planbaren Lebens. Materielle Anreize wie z. B. 
ein iPhone als Eintrittsgeschenk spielen dabei nur eine 
nachgeordnete Rolle. 
Was drittens die gesellschaftliche Einbettung des Betriebs 
betrifft, kommt es den Jugendlichen weniger auf dessen 
Präsenz in sozialen Medien wie Facebook an als auf dessen 
Image. Wir vermuten, dass die Jugendlichen zum einen 
vom Image auf die Ausbildungsbedingungen schließen 
und zum anderen bei ihrer eigenen sozialen Verortung 
vom guten Image des Betriebs profitieren wollen. Ähnli­
ches ist aus der Forschung zum Image von Berufen bekannt 
(vgl. Eberhard/Scholz/Ulrich 2009). 
Vergleichsweise wenig Wert legen die Befragten viertens 
auf Merkmale, die vor allem Großbetriebe kennzeichnen. 
Während ihnen flexible Arbeitszeiten noch relativ wichtig 
sind, hat es für sie keine große Bedeutung, zusammen mit 
vielen Auszubildenden zu lernen. 

www.bibb.de/de/59477.php
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Ansprüche wachsen mit stärkerer Marktposition 

Um nun zu ermitteln, ob und wie stark die Wünsche von 

diesen generellen Trends abweichen, wenn die Jugendli­
chen aufgrund einer günstigen Ausbildungsmarktlage in 

ihrer Heimatregion (gemessen über die Angebots-Nach­
frage-Relation: Zahl der Ausbildungsplatzangebote je 

100 Nachfrager/-innen) oder aufgrund eines größeren 

personalen Kapitals (z. B. hoher Schulabschluss, gute Zen­
suren; vgl. Eberhard 2012) über eine stärkere Marktposi­
tion verfügen, greifen wir auf regressionsanalytische Ver­
fahren zurück. Wir berechneten für jedes der obigen vier 

Themenfelder ein gesondertes Modell und zusätzlich ein 

Gesamtmodell, bei dem die individuelle Stärke der Wün­
sche und damit das Anspruchsniveau über alle 17 Aspekte 

hinweg ermittelt wurde (vgl. Tab., S. 22).
 
Tatsächlich zeigen die Ergebnisse zum Gesamtmodell, dass 

Jugendliche in Regionen mit einer günstigeren Marktlage 

auch signifikant höhere Ansprüche an Betriebe stellen. Wie 


erwartet steigern auch höhere Schulabschlüsse und eine 
(sehr) gute Deutschnote die Ansprüche. Ein fortgeschritte­
nes Alter schmälert dagegen die Wünsche, offenbar, weil 
es die Eintrittschance in eine betriebliche Ausbildung ver­
ringert (vgl. Eberhard 2012, S. 162 f.). Das Geschlecht, 
ein Migrationshintergrund oder die Mathematiknote spie­
len dagegen keine signifikante Rolle. In Modell 1 reduzie­
ren auch gesundheitliche Einschränkungen die Ansprüche, 
während hier wie auch in den anderen Teilmodellen die im 
Gesamtmodell signifikanten Faktoren z.T. ihre statistische 
Bedeutsamkeit verlieren. 
Hypothesengemäß ist wiederum der Befund, dass die größ­
ten Anspruchssteigerungen in Abhängigkeit der Marktpo­
sition jenes Themenfeld betreffen, das eigentlich unter den 
Jugendlichen den geringsten Stellenwert hat: die flexib­
len Ausbildungsmöglichkeiten wie in einem Großbetrieb. 
Insbesondere bei einer Studienberechtigung wächst der 
Wunsch nach entsprechenden Ausbildungsbedingungen. 
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Schlussfolgerungen 

»Konservative« Ansprüche überwiegen 

Insgesamt zeigen sich die Jugendlichen in ihren Wünschen 
ausgesprochen konservativ. Gute Übernahmechancen 
oder ein gutes Betriebsklima sind zentrale Ansprüche, die 

Jugendliche stellen. Besonders wichtig sind ihnen Betrie­
be, die in ihre Auszubildenden investieren, weil sie sie als 
leistungsstarke künftige Mitarbeiter/-innen beschäftigen 
wollen (vgl. Dietrich/Gerner 2008). Kurzum: Die Ju­
gendlichen wünschen sich vor allem Betriebe, die ihnen 
die Aussicht auf ein gesichertes und gutes Leben eröffnen. 
Der Stellenwert dieser Aspekte ist so hoch, dass auch Aus­
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bildungsstellenbewerber/-innen mit einer weniger guten 
Marktposition von solchen Wünschen kaum abrücken 
möchten. 

Auswirkungen günstiger Marktlagen womöglich noch 
unterschätzt 

Was den Einfluss der Marktposition auf das Ausmaß der 
Wünsche betrifft, scheint das personale Kapital in Form der 
schulischen Vorbildung bedeutender zu sein als die Aus­
bildungsmarktlage vor Ort. Denn ungeachtet der statisti­
schen Signifikanz fällt der Effekt einer besseren Marktlage 
auf die Wünsche der Jugendlichen in praktischer Hinsicht 
nicht sehr groß aus. Eine um zehn Prozentpunkte höhere 
Angebots-Nachfrage-Relation steigert z. B. den Anspruch 
im Hinblick auf das Potenzial des Betriebs als langfristiger 
Arbeitgeber nur um 0,6 Prozentpunkte, während der An­
spruch der Studienberechtigten gegenüber den Bewerbern 
mit Hauptschulabschluss um 4,4 Prozentpunkte höher 
ausfällt (vgl. Tab. Modell 1). 
Wir führen den nur mäßigen Effekt allerdings auf unsere 
eingeschränkten Operationalisierungsmöglichkeiten der 
Ausbildungsmarktverhältnisse vor Ort zurück. Uns stand 
lediglich ein Indikator für die allgemeine, berufsunspezi­
fische Marktlage vor Ort zur Verfügung, während für die 
Jugendlichen die Marktlage in den sie interessierenden Be­
rufen vor Ort viel bedeutsamer ist (vgl. Eberhard 2012). 
Zudem dürften vielmehr die subjektiv wahrgenommenen 
Ausbildungsmarktlagen relevant sein und weniger die tat­
sächlichen Marktverhältnisse (auf die wir ersatzweise zu­
rückgreifen mussten). Da beide Größen kaum miteinander 
korrelieren (vgl. Eberhard/Ulrich 2017), vermuten wir, 
dass sich bei besserer Operationalisierung der Marktlagen 
wesentlich stärkere Effekte nachweisen lassen. 

Wettbewerbsnachteile für kleine Betriebe keines­
wegs zwangsläufig 

Was bedeuten unsere Ergebnisse nun für die Betriebe? An­
gesichts des Drangs der Jugendlichen hin zu Betrieben mit 
dem Potenzial als langfristiger Arbeitgeber dürften Betrie­
be, die Auszubildende primär aus einer Kurzfristperspekti­
ve einstellen, weil sie bereits während der Ausbildung pro­
duktiv eingesetzt werden können und Gewinne abwerfen, 
am ehesten im sich verschärfenden Wettbewerb um die 
Jugendlichen unterliegen. 
Für kleinere Betriebe, die verstärkt unter Besetzungsproble­
men leiden, ist wichtig, dass – wie Schank (2011, S. 279) 
betont – die Unternehmensgröße zunächst einmal »keinen 
Wert an sich darstellt«. Obwohl Jugendliche mit großbe­
trieblicher Ausbildung relativ viele Vorteile assoziieren wie 
z. B. bessere Übernahmechancen (vgl. Schank 2011), äu­
ßerten die von uns befragten Bewerber/-innen im Schnitt 

nur mäßige Wünsche nach Merkmalen, die eher Großbe­
triebe kennzeichnen. Sie haben eher nachrangige Bedeu­
tung, allerdings gerade deshalb auch das Potenzial, ver­
stärkt in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit zu rücken, 
wenn den Jugendlichen ihre Ausbildungsmarktchancen so 
gut erscheinen, dass sie glauben, sich vom Betrieb quasi 
»alles wünschen« zu können. 

Wichtig: Nüchterne und differenzierte Darstellung 
der Ausbildungsmarktverhältnisse 

Gerade deshalb ist es wichtig, dass Jugendliche ihre Markt­
chancen nüchtern, realistisch und keinesfalls zu optimis­
tisch einschätzen. Dies ist jedoch kaum zu erreichen, wenn 
Medien die Ausbildungsmarktlagen wie jüngst geschehen 
ohne Differenzierung übermäßig positiv darstellen (Tenor: 
»Betriebe suchen händeringend Lehrlinge«, »selten so 
gute Chancen auf einen interessanten Ausbildungsplatz«). 
Denn Jugendliche scheinen dazu zu neigen, solche glo­
balen Wertungen ohne weitere Prüfung auf ihre eigenen 
Chancen zu übertragen (vgl. Eberhard/Ulrich 2017). 
Dies hätte jedoch zur Folge, dass sie ihre Ansprüche an die 
Betriebe womöglich in einem Maße steigern, das von ihrer 
faktischen Marktposition nicht gedeckt werden kann. s
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Die vier dualen IT-Ausbildungsberufe erfreuen sich seit 

ihrer Entstehung 1997 einer sehr großen Beliebtheit. 

Doch heißt das auch, dass die Auszubildenden in die­

sen Berufen mehrheitlich mit ihrer Ausbildung zufrieden 

sind? Der Beitrag stellt hierzu Ergebnisse auf der Grund­

lage einer Befragung von 1.767 Auszubildenden vor. 

Fragestellungen im Rahmen der 
IT-Berufe-Evaluation 

In den letzten Jahren lag die Zahl der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge in den vier IT-Berufen (Fachinforma­
tiker/-in in den Fachrichtungen Anwendungsentwicklung 
und Systemintegration, IT-System-Elektroniker/-in, IT­
System-Kaufmann/-frau und Informatikkaufmann/-frau) 
konstant bei 15.000, 2016 sogar gestiegen auf 16.000. 
Doch wie beurteilen die Auszubildenden ihre Ausbildung? 
Wie zufrieden sind sie mit dem, was ihnen vermittelt wird? 
Was gefällt ihnen besonders gut? Was vermissen sie und 
wo sehen sie Verbesserungsbedarf? Dies sind einige der 
Fragen, die den Auszubildenden 2016 im Rahmen einer 
vom BIBB durchgeführten Evaluation der IT-Berufe (vgl. 
Conein/Schwarz 2015) gestellt wurden. Ziel der vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie beauftrag­
ten Untersuchung war es festzustellen, inwieweit die 1997 
entstandenen informationstechnischen Berufe in Bezug 
auf Struktur und Inhalte noch den Anforderungen der ak­
tuellen Berufswelt entsprechen oder ob ein Novellierungs­
bedarf identifiziert werden kann. 

Hohe Zufriedenheit besonders bei großen 
Betrieben 

Eine erste Erkenntnis nach Auswertung der Daten lautet: 
Insgesamt besteht eine sehr große Zufriedenheit mit der 
Ausbildung. So vergeben auf die Frage »Wie bewerten Sie 
die Ausbildung, welche Sie gerade absolvieren?« 16,8 Pro­

zent die Note »sehr gut«, 48,5 Prozent die Note »gut« und 
weitere 21,7 Prozent die Note »befriedigend«. Noch nicht 
einmal ein Prozent waren gar nicht zufrieden und haben 
die Note »ungenügend« gewählt. 
Nähere Analysen zeigen, dass es abhängig von Branche, Be­
triebsgröße und Betriebsalter Unterschiede in der Bewer­
tung gibt. Bezüglich der Branchen sind die Auszubildenden 
im Sektor Verteidigung, wo 92 Prozent ihre Ausbildung mit 
»gut« oder »sehr gut« bewerten, besonders zufrieden. Auch 
die IT-Ausbildung in der Finanz- und Versicherungsdienst­
leistung (79,5 %) und bei den Energieversorgern (78,3 %) 
wird von der deutlichen Mehrheit derartig positiv beurteilt. 
Das Schlusslicht bildet die Branche Verkehr und Lagerei, 
in der weniger als die Hälfte (48,8 %) der befragten Aus­
zubildenden ein »Gut« oder »Sehr gut« vergeben. Bei der 
Betriebsgröße steigt die Zufriedenheit der Auszubildenden 
mit der Größe des Betriebs an, und auch beim Betriebsalter 
ist eine Steigerung mit zunehmendem Alter des Betriebs 
zu verzeichnen. Die Ergebnisse lassen vermuten, dass zum 
einen innerhalb eines größeren Betriebs mehr Kapazitäten 
ausschließlich der Ausbildung gewidmet werden können. 
Zum anderen kann ein längeres Bestehen des Unterneh­
mens auch einen schon vorhandenen Erfahrungsschatz 
bezüglich der Ausbildung bedeuten, eine Professionalisie­
rung, die zur Zufriedenheit der Auszubildenden beiträgt. 
Neben der allgemeinen Zufriedenheit wurden auch kon­
krete Fragen zur Ausbildung gestellt. Eine davon bezog 
sich auf für die Tätigkeit im Betrieb notwendige Inhalte, 
die aber in der Ausbildung vermisst werden. Über alle Aus­

http://www2.bibb.de/bibbtools/tools/dapro/data/documents/pdf/eb_42497.pdf
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bildungsberufe hinweg wird dabei das Themenfeld IT-Si
cherheit/Cyber Security am häufigsten benannt. Mobile 
Computing/Mobile Devices, Virtualisierung, Cloud Com
puting und Big Data werden ebenfalls häufig vermisst. Bei 
den kaufmännischen Berufen fehlen vielen Auszubilden
den die Inhalte Fachenglisch und Informationsmanage
ment in der Ausbildung. 

Wenig Positives am Lernort Schule 

Die positive Bewertung der Ausbildung bezieht sich vor al
lem auf den Lernort Betrieb und nicht auf die Berufsschule. 
Wie groß die Unterschiede zwischen den beiden Lernor
ten sind, vermittelt folgende Auswertung. Im Rahmen der 
Online-Befragung wurden den Auszubildenden diese vier 
Fragen gestellt: 
•	 Was haben Sie in Bezug auf die berufsschulische Ausbil

dung als besonders positiv empfunden? 
•	 Was haben Sie in Bezug auf die betriebliche Ausbildung 

als besonders positiv empfunden? 
•	 Was haben Sie in Bezug auf die berufsschulische Ausbil

dung als besonders negativ empfunden? 
•	 Was haben Sie in Bezug auf die betriebliche Ausbildung 

als besonders negativ empfunden? 

Die Abbildung zeigt die Häufigkeiten, mit denen bei allen 
vier Fragen die Option »Nichts« gewählt wurde. Die Häu
figkeit, mit der für den Lernort Betrieb nichts Positives ver
bunden wird, ist vergleichbar mit der Häufigkeit, mit der 
für die Schule nichts Negatives gesehen wird. 
Als besonders positive Aspekte der betrieblichen Ausbil
dung benennen die Auszubildenden vor allem die Mög
lichkeit zum selbstständigen Arbeiten. Häufig werden auch 
das Betriebsklima in dem jeweiligen Ausbildungsbetrieb 
und gute Erfahrungen mit Ausbilderinnen und Ausbildern 
genannt. Kritik an der Ausbildung bezieht sich vor allem 
darauf, dass es zu wenig Anleitung und eine sehr betriebs
spezifische und/oder einseitige Ausbildung gegeben habe. 
Auch in den Interviews wurde zum Teil die Betreuungssi
tuation bemängelt. 
Bei der berufsschulischen Ausbildung rangieren die gute 
Unterstützung bei der Prüfungsvorbereitung und die rele
vanten technischen Inhalte an erster Stelle der positiven 
Aspekte. Auch das Engagement der Lehrkräfte wird von 
vielen als positiv hervorgehoben. Als negativ werden in Be
zug auf die Berufsschule vor allem die nicht berufsrelevan
ten Nebenfächer gesehen. Häufig benannt werden auch 
veralteter Lehrstoff und veraltete Unterrichtsmethoden. 
Neben der Bewertung der einzelnen Lernorte Schule und 
Beruf war auch deren Zusammenarbeit von Interesse. Es 
wurde daher gefragt, welches Verbesserungspotenzial bei 
der Lernortkooperation gesehen wird. Nur rund neun Pro
zent der antwortenden Auszubildenden sehen kein Ver
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besserungspotenzial bei der Kooperation der Lernorte. Die 
meisten wünschen sich eine stärkere Berücksichtigung der 
praktischen Anforderungen der Betriebe im Berufsschul­
unterricht. Daneben wird eine stärkere Integration der Be­
rufsschulinhalte in die betriebliche Ausbildung gewünscht. 
Die inhaltliche Abstimmung von Schule und Betrieb wird 
also als durchaus verbesserungswürdig angesehen. 

Gleiche Ursachen für Unzufriedenheit 

Es ist zusammenfassend festzuhalten, dass die betriebliche 
Ausbildung insgesamt sehr positiv bewertet wird. Gleich­
wohl wird ein Bedarf an der Aktualisierung der Inhalte of­
fenkundig. Prominentes Thema ist dabei die IT-Sicherheit, 
aber auch die Themen Mobile Computing/Mobile Devices, 
Virtualisierung, Cloud Computing und Big Data werden als 
notwendiger Bestandteil gesehen und derzeit vermisst. 
Die Zufriedenheit mit der berufsschulischen Ausbildung ist 
wesentlich geringer. Die daran vorgebrachte Kritik bezieht 
sich weitgehend jedoch auf dieselben Defizite. Auch hier 
werden Inhalte und zudem das Wissen der Lehrkräfte als 
nicht mehr aktuell bewertet. Es scheint jedoch, als könne 
der Lernort Schule mit dem raschen technologischen Fort­
schritt, von dem die informationstechnischen Berufe in be­
sonderer Weise betroffen sind, noch weniger Schritt halten 
als die Betriebe. Dies macht sich auch bei der Kooperation 
der Lernorte bemerkbar. Hier besteht dringender Verbes­
serungsbedarf. Eine Abstimmung von betrieblichen und 
schulischen Inhalten, die zu einer Aktualisierung Letzterer 
beitragen könnte, wird derzeit von vielen Auszubildenden 
noch als Desiderat gesehen. s
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Gesundheitsbelastungen und -risiken bei Jugendlichen 

Ansätze zur Gesundheitsförderung im Rahmen der Ausbildung 

MANFRED BETZ 
Prof. Dr., Fachbereich 
Gesundheit der Technischen 
Hochschule Mittelhessen in 
Gießen 

SYLVIA BRAND 
Dr., Studiendirektorin an den 
Kaufmännischen Schulen des 
Lahn-Dill-Kreises und Leite­
rin des Bereichs Aus- und 
Weiterbildung am Institut für 
Gesundheitsförderung & 
-forschung in Dillenburg 

Der Übergang von der Schule ins Berufsleben ist für Jugendliche und junge 

Erwachsene mit vielfältigen Herausforderungen und Belastungen verbunden. 

Hinzu kommt ein durch digitale Medien geprägter Lebensstil. Dies führt häu­

fig zu Überlastungen und gesundheitlichen Beeinträchtigungen. Anhand ei­

ner Gesundheits- und Belastungsanalyse zeigt der Beitrag Gesundheitsrisiken 

im Jugendalter auf. Dabei richtet sich der Blick vor allem auf die Auswirkun­

gen eines hohen Medienkonsums und Schlafdefizits. Auf dieser Grundlage 

werden Gesundheitsfördermaßnahmen abgeleitet und Rahmenbedingungen 

für eine erfolgreiche Umsetzung in der Ausbildung benannt. 

Warum Gesundheitsförderung mit 
Auszubildenden? 

Mit der Ausbildung beginnt für junge Menschen ein Lebens­
abschnitt, der durch Veränderungen und neue Herausfor­
derungen (z. B. Acht-Stunden-Arbeitstag, neues soziales 
Umfeld, Abnabelung vom Elternhaus) gekennzeichnet ist. 
Dabei können hohe psychosoziale Belastungen auftreten, 
die Gesundheit und Wohlbefinden beeinträchtigen. Hinzu 
kommt ein durch digitale Medien geprägter Lebensstil, der 
sich auf die Gesundheit ungünstig auswirken kann (vgl. 
Betz/Preissler/Koehler 2017). 
Weitere Belastungen können sich aus alters- und entwick­
lungsbedingten Besonderheiten ergeben. Beispielsweise 
kommt es mit Beginn der Pubertät bis Anfang zwanzig zu 
einschneidenden Veränderungen im Gehirn (Übersicht bei 
Crone 2011). Aus der unterschiedlich schnellen Entwick­
lung einzelner Gehirnregionen resultieren spezifische Ver­
haltensweisen in dieser Lebensphase. So sind Hirnareale 
für die Bildung starker Emotionen oft bereits früh entwi­
ckelt, während die für Kontrolle zuständigen Hirnregionen 
noch nicht ausgereift sind. Daraus folgen u. a. eine ande­
re Risikowahrnehmung, die in oft riskanten Handlungen 
mündet, und Stimmungsschwankungen/impulsives Ver­
halten, was Konflikte begünstigt. 
Eine weitere Folge der Umbauprozesse im jugendlichen 
Gehirn ist die reduzierte und um zwei bis drei Stunden 
spätere Ausschüttung des Schlafhormons Melatonin. Dies 
vermindert den Schlafdruck und verändert den Schlaf­
Wach-Rhythmus. Entsprechend sind Jugendliche abends 
lange wach und werden oft erst nach Mitternacht müde. 
Verstärkend wirken hier die Nutzung digitaler Medien 

(z.  B. Chatten, Surfen im Internet) sowie andere anregen
de Umweltbedingungen (z.  B. helles Licht). Insgesamt ist 
der überwiegende Teil von Auszubildenden alters-, ent
wicklungs- und lebensstilbedingt dem Chronotyp »Eule« 
(Abendtyp) zuzuordnen. Dies erklärt die eingeschränkte 
Leistungsfähigkeit vieler Auszubildender in den frühen 
Morgenstunden, insbesondere montagmorgens. 

Gesundheits- und Belastungsprofil 

Zwei aktuelle Erhebungen zeigen zum Teil beträchtliche 
Defizite bei der Gesundheit und dem Gesundheitsverhal
ten junger Menschen. Die erste Studie von Betz/Haun/ 
Böttcher (2015) ist die bislang einzige repräsentative 
Erhebung in Deutschland zur Gesundheit von Auszubil
denden. Untersucht wurden 1.295 Auszubildende. Wei
tere Daten stammen aus der Studie von Betz/Berschin/ 
Koehler (2016). Im Rahmen von betrieblichen, überbe
trieblichen und schulischen Gesundheitsprojekten wurden 
13.234 Auszubildende untersucht. Demnach zählen zu den 
häufigsten Beschwerden in den letzten zwölf Monaten Er
krankungen der Atemwege, Rückenschmerzen und Kopf
schmerzen (vgl. Abb. 1). Laut Body-Mass-Index gilt fast 
jede/-r Dritte als übergewichtig und jede/-r Zehnte als un
tergewichtig. Mehr als die Hälfte der Auszubildenden zeigt 
deutliche Zeichen einer stressbedingten Überforderung.
Die häufigsten Warnsignale auf der körperlichen Ebene 
sind Rückenschmerzen, chronische Müdigkeit, Muskel
verspannungen und Einschlafstörungen. Als emotionale 
Warnsignale werden Nervosität und innere Unruhe sowie 
Gereiztheit und Ärgergefühle genannt. Kognitive Warnsig
nale sind ständig kreisende Gedanken und Grübeleien so
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wie Konzentrationsstörungen. Fast jede/-r fünfte Auszubil­
dende fühlt sich am bzw. durch den Arbeitsplatz belastet. 
Die am häufigsten genannten Belastungssituationen sind 
ungünstiges Betriebsklima, Konflikte mit Vorgesetzten, 
Kolleginnen und Kollegen, Unzufriedenheit mit Art und 
Inhalt der Arbeit, hoher Arbeitsdruck bzw. hohe Arbeitsbe­
lastung sowie fehlende soziale Unterstützung. 37 Prozent 
der jungen Erwachsenen weisen Beeinträchtigungen beim 
Wohlbefinden auf. Dabei ist nicht ausreichender bzw. nicht 
erholsamer Schlaf der stärkste Einflussfaktor auf das Wohl­
befinden. 

Schlafgewohnheiten 

Zwei Drittel haben während der Woche ein Schlafdefizit 
und die Auswirkungen sind beträchtlich. So belegen Betz 
u. a. (2016), dass Jugendliche mit ausreichendem Schlaf 
(AS) im Vergleich zu Gleichaltrigen mit Schlafdefizit (SD) 
hoch signifikant1 gesünder (Anzahl der Beschwerden: AS 
2,33/SD 2,93, Anzahl der Risikofaktoren: AS 1,67/SD 1,75) 
und leistungsfähiger sind. Sie fühlen sich wohler (WHO-5: 
AS 16,81/SD 13,28 Punkte) und sind zufriedener. Sie haben 
eine bessere Schlafqualität (PSQI: AS 4,90/SD 6,62 Punk­
te) und eine geringere Tagesmüdigkeit (ESS: AS 5,66/ 
SD 7,89 Punkte). Jugendliche, die weniger als sechs Stun­
den oder mehr als neun Stunden pro Tag schlafen, haben 
die höchste Tagesmüdigkeit und den höchsten Koffeinkon­
sum (vgl. Betz u. a. 2016). Wichtigster Faktor für die Ent­
stehung eines Schlafdefizits ist der Konsum digitaler Me­
dien. Im Mittel liegt die Nutzung digitaler Medien etwa bei 
der Hälfte der wachen Zeit am Tag. 
Die mittlere Schlafdauer der Auszubildenden liegt wäh­
rend der Woche bei sechs Stunden, 42 Minuten pro Tag 
und am Wochenende bei neun Stunden pro Tag. Weib­
liche Auszubildende schlafen im Mittel etwas länger als 

ihre männlichen Kollegen. Während der Woche gehen die 
Auszubildenden im Mittel gegen 23:00 Uhr ins Bett. Knapp 
jeder Vierte geht allerdings erst nach Mitternacht ins Bett. 
Am Wochenende erfolgt der Bettgang fast drei Stunden 
später. Nun gehen 87 Prozent erst nach Mitternacht ins 
Bett. Während der Woche baut der überwiegende Teil der 
Auszubildenden ein massives Schlafdefizit auf. Der Ver­
such, dieses Defizit durch längeres Schlafen am Wochen­
ende auszugleichen, ist aus biologischen Gründen nur be­
grenzt möglich. Der späte Bettgang und das lange Schlafen 
am Wochenende führen zu einer Desynchronisation von 
innerer Uhr und äußeren Zeitgebern. Die Folge ist ein so­
genannter »sozialer Jetlag«. Entsprechend fühlen sich viele 
Auszubildende während des Tages nicht leistungsfähig. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die 
Schlafgewohnheiten eine besondere Bedeutung für die 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit der heutigen Azubi-Ge­
neration haben. Sie werden wesentlich durch den Umgang 
mit digitalen Medien beeinflusst. 

Auswirkungen eines hohen Medienkonsums 

Der durchschnittliche Konsum digitaler Medien pro Tag 
liegt bei 494 Minuten bzw. 8:14 Stunden (vgl. Abb. 2, 
S. 28). Dies entspricht etwa der Hälfte der wachen Zeit 
am Tag. Am häufigsten wird das Smartphone genutzt, mit 
knapp drei Stunden pro Tag. Es folgen Fernsehen/DVD mit 
1:45 Stunden und PC/Tablet mit 1:38 Stunden täglich. 
Schlaf und Schlafverhalten von Jugendlichen mit hohem 
Medienkonsum (25 % der Jugendlichen mit der längsten 
Nutzungsdauer) unterscheiden sich signifikant von Gleich­
altrigen mit niedrigem Medienkonsum (25 % der Jugend­
lichen mit der geringsten Nutzungsdauer). Sie gehen spä­
ter zu Bett, benötigen länger zum Einschlafen, träumen 
häufiger schlecht, haben mehr Schlafstörungen und eine 
schlechtere Schlafqualität. 
Problematisch erscheint vor allem die Nutzung digitaler 
Bildschirmmedien abends und nachts. Auszubildende, 
die ihr Smartphone oder Tablet im Bett nutzen, schlafen 
weniger und schlechter. Dies liegt u. a. daran, dass die 
Smartphone- und Tablet-Bildschirme einen hohen Anteil 
an Blaulicht emittieren. Blaues Licht reduziert bzw. unter­
drückt in den Abendstunden die Bildung des Schlafhor­
mons Melatonin (vgl. Betz/Preissler/Koehler 2017). 

Zielgruppenspezifische Gesundheitsförderung 

Junge Menschen leben in erster Linie im »Hier und Jetzt«. 
Argumente über die langfristigen Folgen gesundheitsris­
kanten Verhaltens haben daher nur wenig Überzeugungs­
kraft. Im Vordergrund von zielgruppengerechten Gesund­
heitsfördermaßnahmen müssen Lebenslust, Vitalität und 
Wohlbefinden stehen. Um die Gesundheit von Auszubilden­
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den nachhaltig zu fördern, ist es wichtig, auf die Bedürfnis
se der Zielgruppe einzugehen. Denn je spezifischer die Ge
sundheitsfördermaßnahme auf die konkreten Arbeits- und  
Lebensbedingungen zugeschnitten ist, desto höher wird die  
Akzeptanz sein (vgl. Betz/Haun/Böttcher 2015). 
Die Handlungsfelder des Präventionsleitfadens der gesetz
lichen Krankenversicherung (Bewegungsgewohnheiten,
Ernährung, Stressmanagement, Suchtmittelprävention)
müssen um zielgruppenspezifische Themen wie Schlaf­
hygiene und digitale Medien ergänzt werden. 
Die Rahmenbedingungen für gesundheitsfördernde Maß
nahmen von Großbetrieben unterscheiden sich von denen 
in Klein- und Kleinstbetrieben. Deshalb sind unterschiedli
che Zugangswege notwendig. Für zielgruppenspezifische 
Gesundheitsfördermaßnahmen im Betrieb sind aus Kos
ten-Nutzen-Sicht mindestens acht bis zehn Auszubildende 
erforderlich. Bei kleinen Betrieben mit weniger Auszubil
denden können die Jugendlichen an Maßnahmen für die 
gesamte Belegschaft teilnehmen oder andere Zugangswe
ge nutzen. Für kleine Handwerksbetriebe bietet sich die 
überbetriebliche Ausbildung an. Einen dritten Zugangs
weg stellen die berufsbildenden Schulen dar: Hier können 
Gesundheitsprojekte z.  B. im Rahmen von Projektwochen 
oder Gesundheitstagen realisiert werden. Auch im regu
lären Unterricht können gesundheitsbezogene Inhalte
(z.  B. gesundheitsorientiertes Fitnesstraining und Rücken
training im Fach Sport) vermittelt werden. Optimal ist es,
wenn betriebliche und überbetriebliche Gesundheitsför
dermaßnahmen und entsprechende schulische Aktivitäten 
aufeinander abgestimmt sind und sich ergänzen. 
Vereinzelte und isolierte Gesundheitsfördermaßnahmen
(z.  B. eine Rückenschule) haben – wenn überhaupt – nur 
geringe Effekte und sind in der Regel auch nicht nachhaltig. 
Deshalb gehen zunehmend mehr Betriebe dazu über, Ge
sundheitsbausteine in die Ausbildung zu integrieren bzw.
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im Rahmen der Ausbildung evaluierte multimodale Ge­
sundheitsprogramme anzubieten. Abbildung 3 zeigt Auf­
bau und Inhalte eines solchen Programms. 

Analyse 

Die Datenerhebung im Analyseteil erfolgt über standardi­
sierte Fragebögen, motorische und medizinische Tests. Der 
Gesundheitszustand wird anhand verschiedener Fragebo­
gen-Instrumente (z. B. Who-5 Well-being Scale und Major 
Depression Inventary für die psychosoziale Gesundheit) 
und medizinischer Tests (u. a. Blutdruck und Herzfrequenz 
in Ruhe, Infrarotmessung der Körperzusammensetzung) 
bewertet. 
Zur Beurteilung des Gesundheitsverhaltens werden Be­
wegungsverhalten (sportliche Aktivität, Schritte pro Tag), 
Ernährungsverhalten (Art und Häufigkeit der Nahrungs­
aufnahme), Umgang mit Suchtmitteln (Art und Häufigkeit 
des Drogenkonsums), Medienkonsum (Art und Häufigkeit 
der Nutzung digitaler Medien) und Schlafverhalten (Pitts­
burgh Schlafqualitätsindex) erfasst. 
Zur Abschätzung von allgemeinen und arbeitsbedingten 
Belastungen wird nach schulischen, beruflichen und pri­
vaten Belastungen gefragt. Mögliche Überlastungs-Symp­
tome werden mithilfe einer Check-Liste objektiviert. Ar­
beits- und Erholungsfähigkeit werden über standardisierte 
Fragebogeninstrumente (Work Ability Index und Recovery 
Experience Questionnaire) beurteilt. 

Intervention 

Der Interventionsteil umfasst Gesundheitsseminare für 
Auszubildende und ein Seminar für Ausbilder/-innen mit 
denselben Inhalten. Am Arbeitsplatz wird ergonomisches 
und rückengerechtes Arbeiten mithilfe von Videoaufnah­
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men trainiert. Eine Exkursion in eine Suchtklinik ermög­
licht den Auszubildenden den Kontakt und Austausch mit 
Suchtpatientinnen und -patienten. Zu jedem Thema gibt 
es Lernmaterialien in Papierform und/oder digital. 
Besonders wichtig für den Erfolg von Gesundheitsförder­
maßnahmen sind die Ausbilder/-innen. Sie können die Ge­
sundheit der Auszubildenden vielfältig beeinflussen, z. B. 
über ihr Führungsverhalten, ihre Vorbildfunktion und die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen. Da sie die Auszubil­
denden über die gesamte Ausbildungszeit begleiten, haben 
sie entscheidenden Einfluss auf die nachhaltige Wirkung 
der Gesundheitsfördermaßnahmen. 

Gesundheitsförderung mit digitalen Instrumenten 

Auszubildende wachsen mit digitalen Medien auf. Die Ver­
knüpfung der neuen Medien mit Gesundheit im Rahmen 
von Arbeitssicherheit und Gesundheitsförderung erscheint 
erfolgversprechend, da der Zielgruppe diese Kommunika­
tionsformen vertraut sind und hier eine hohe Akzeptanz 
besteht. Mithilfe von Smartphones, Wearables und an­
deren digitalen Instrumenten werden Körperfunktionen 
gemessen sowie gesundheitsrelevantes Verhalten erfasst 
und dokumentiert (z. B. Bewegungsförderung, Anti-Rau­
cher-Training, Ernährungsanalyse, Schlafanalyse, Online-
Befragungen, Webinare, Online-Lernmaterialien). 
Gleichzeitig gilt es, den Auszubildenden auch eine gesund­
heitsbezogene Medienkompetenz zu vermitteln. D. h. sie 
sollen lernen, sinnvolle und seriöse Gesundheitsinforma­
tionen und -angebote von weniger sinnvollen zu unter­
scheiden. Da eine übermäßige und unreflektierte Nutzung 
digitaler Medien auch die Gesundheit beeinträchtigen 
kann, werden auch die Risiken eines hohen Medienkon­
sums (z. B. Suchtgefahr, gestörter Schlaf, Bewegungsman­
gel, Überlastung von Augen und Bewegungsapparat, psy­
chosoziale Beeinträchtigungen) thematisiert. 

Risiken und Chancen digitaler Medien im Kontext 
Gesundheit weiter erforschen 

Bei vielen Auszubildenden lassen sich heute bereits Defi­
zite hinsichtlich Gesundheit und Gesundheitsverhalten 

feststellen. Dies beeinträchtigt persönliches Wohlbefin­
den und Lebensqualität der Auszubildenden und erzeugt 
hohe Kosten für die Betriebe und das Sozialsystem. Da 
die Anforderungen in der Arbeitswelt durch eine längere 
Lebensarbeitszeit und technologischen Wandel (z. B. Di­
gitalisierung) in den nächsten Jahren zunehmen werden, 
steigt auch die Gefahr von Überlastungen. Überlastungen 
führen zur Beeinträchtigung der Gesundheit und Arbeits­
fähigkeit. Deshalb gilt es, dauerhafte Belastungsspitzen 
zu vermeiden bzw. abzubauen, um die Leistungsfähigkeit 
der zukünftigen Mitarbeiter/-innen langfristig zu sichern. 
Entsprechend sind präventive und gesundheitsfördernde 
Interventionen in Betrieb, überbetrieblicher Ausbildung 
und Schule sinnvoll und notwendig. Gesundheitsprojek­
te für die Zielgruppe Auszubildende sollten den Themen 
»Schlaf« und »Digitale Medien« besondere Bedeutung 
zumessen. Bei Letzteren gilt es, die Risiken wie auch die 
Chancen der Nutzung digitaler Medien im Kontext Ge­
sundheit differenziert herauszuarbeiten. Weiterer For­
schungsbedarf besteht vor allem bezüglich der Auswirkun­
gen eines hohen Medienkonsums auf die Gesundheit sowie 
der Möglichkeiten eines Einsatzes digitaler Instrumente im 
Rahmen der Gesundheitsförderung. s
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Die Einstellungen Jugendlicher und junger Erwachsener 
zu Europa und zur EU 

MONIQUE LANDBERG 
Dr., wiss. Mitarbeiterin am 
Institut für Psychologie der 
Universität Jena 

Der Brexit ist eingeläutet, die Folgen der Finanzkrise noch nicht überstanden  

und der Umgang mit Flüchtlingen sowie eine anhaltend hohe Jugendarbeits-

losigkeit in einigen Mitgliedstaaten verlangen die Einigkeit der Europäischen  

Union mehr denn je. Doch die EU steckt in einer Krise und ihr Ansehen ist der

zeit nicht sehr positiv. Vor diesem Hintergrund werden im Beitrag die Einstel

lungen Jugendlicher und junger Erwachsener aus acht europäischen Ländern  

zur EU untersucht. Dabei stehen vor allem die Themen Jugendarbeitslosigkeit  

und Flüchtlinge im Mittelpunkt. Abschließend werden Einstellungen und En

gagement deutscher Jugendlicher und junger Erwachsener sowie mögliche 

Einflussfaktoren darauf genauer betrachtet.  

­

­

­

Politisches Interesse und Einstellungen zu Europa 

Betrachtet man die Entwicklungen, die die 17. Shell-Ju­
gendstudie skizziert, so wächst das Interesse an Politik bei 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen zwölf 
und 25 Jahren wieder. Waren im Jahr 2002 34 Prozent der 
15- bis 24-Jährigen politisch interessiert, so waren es im 
Jahr 2015 46 Prozent (vgl. Schneekloth 2015, S. 158). 
Auch die sogenannte SINUS-Studie (vgl. Calmbach u. a. 
2016) identifiziert Typen von Jugendlichen, die politisches 
Interesse zeigen. So bewerten z. B. sozialökologisch ori­
entierte Jugendliche Umweltschutz und Demokratie als 
wichtige Themen. Sie engagieren sich in der Schule oder 
in Sozialprojekten. Spielt dabei auch Europa eine Rolle? 
Die EU und ihre Institutionen werden oft kritisiert, weil sie 
als ineffizient und zu weit entfernt von ihren Bürgerinnen 
und Bürgern wahrgenommen werden. Herrscht diese Mei­
nung auch bei jungen Menschen vor? Fühlen sich junge 
Menschen mit Europa verbunden? Dieser Frage nachzuge­
hen, ist insofern von Interesse, als Jugendliche und junge 
Erwachsene künftig Europa mitgestalten werden. 
Die Ergebnisse der 17. Shell-Jugendstudie belegen, dass 
die junge Generation die europäische Gemeinschaft 
grundsätzlich schätzt (vgl. Gensicke/Albert 2015). Ana­
lysen auf der Basis von Umfragedaten aus verschiedenen 
europäischen Forschungsprojekten von Serek/Noack/ 
Jugert (2017) zeigen jedoch Unterschiede auf. So wird 
die Haltung junger Menschen zu Europa sowie den EU-In­
stitutionen stark durch den sozioökonomischen Status ge­
prägt. Demnach sind junge Menschen mit einem niedrige­
ren sozioökonomischen Status generell weniger politisch 
aktiv, gehen seltener wählen, sind weniger ehrenamtlich 
engagiert und nehmen in einem geringeren Ausmaß an 

Aktivitäten teil, bei denen sie Menschen aus anderen euro­
päischen Ländern treffen könnten. Gründe sind zum einen, 
dass sie generell weniger Möglichkeiten wahrnehmen, sich 
zu engagieren, und zum anderen auch weniger an Politik 
interessiert sind (vgl. ebd.). Auch hinsichtlich Geschlecht 
und Alter zeigen sich Unterschiede beim Interesse an Po­
litik und beim Engagement in politischen Parteien. So 
weisen Frauen niedrigere Werte als Männer auf. Weiterhin 
nimmt das Vertrauen in europäische Institutionen vom Ju­
gendalter zum jungen Erwachsenenalter ab (vgl. Serek/ 
Noack/Jugert 2017). 

Annäherung durch Austausch? 

Die junge Generation ist in einem sicheren und vereinten 
Europa ohne Grenzen und Kriege aufgewachsen. Viele 
Jugendliche und junge Erwachsene nutzen Austauschpro­
gramme wie Erasmus+, um das Leben und Arbeiten im 
europäischen Ausland kennenzulernen. Die Tendenz bei 
den Teilnehmerzahlen ist steigend (vgl. European Commis­
sion 2015). Allerdings werden nicht alle europäischen Ju­
gendlichen und jungen Erwachsenen gleichermaßen von 
der europäischen Jugendpolitik oder den Austauschpro­
grammen erreicht (vgl. Bessant/Watts 2014; Brandt­
ner/Wisser 2016). So nutzen vor allem Studierende die 
Austauschmöglichkeiten innerhalb Europas (vgl. European 
Commission 2015). Dabei nimmt die persönliche Offenheit 
durch Auslandsaufenthalte bei den Studierenden zu (vgl. 
Zimmermann/Neyer 2013). Im Sinne der Kontakthypo­
these von Allport (1954) werden durch Kontakte Vorur­
teile abgebaut (vgl. Pettigrew/Tropp 2006). Daher kann 
durch Begegnung ein Gefühl der Gemeinschaft entstehen 
oder gestärkt werden. 
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Um mehr über die Einstellungen junger Menschen zu er­
fahren, werden im Folgenden die Daten von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen aus acht europäischen Ländern 
analysiert und erste Ergebnisse hinsichtlich ihrer Identifi­
kation mit Europa, der eingeschätzten Verantwortlichkei­
ten der EU in Bezug auf die aktuellen Themen Flüchtlinge 
und Jugendarbeitslosigkeit sowie hinsichtlich ausgewähl­
ter Unterschiede zwischen Ländern und Gruppen von Ju­
gendlichen und jungen Erwachsenen dargestellt. 

CATCH-EyoU – Datenbasis und Methode 

Im Forschungsprojekt »CATCH-EyoU – Constructing AcTive 
CitizensHip with European Youth: Policies, Practices, Chal­

lenges and Solutions«, das im Rahmen des EU Framework 
Programme for Research and Innovation Horizon 2020 ge­
fördert wurde, wurden Jugendliche und junge Erwachsene 
zwischen Oktober 2016 und März 2017 in Griechenland, 
Schweden, Italien, Portugal, Tschechien, Großbritannien, 
Estland und Deutschland zu ihren Sichtweisen und Mei­
nungen zu Europa, Gesellschaft und Politik befragt. Die 
Stichprobe umfasst 10.122 junge Menschen zwischen 
14 und 30 Jahren (Durchschnittsalter: 19,63 Jahre; 59,7 % 
weiblich und 40,3 % männlich). Mit Blick auf die im Fol­
genden vorgestellten ersten Ergebnisse gibt die Tabelle ei­
nen Überblick über die in der Studie verwendeten Fragen 
und Antwortmöglichkeiten. 
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Perspektiven europäischer Jugendlicher und 
junger Erwachsener 

Insgesamt weisen die Jugendlichen und jungen Erwachse­
nen aus allen acht Ländern eine moderat positive Identifi­
kation mit Europa auf. Es zeigt sich, dass die Mittelwerte 
der deutschen Stichprobe (M = 3,41) nahe bei den Mittel­
werten der gesamten Stichprobe (M = 3,43) liegen. Schaut 
man sich die Werte auf der Ebene einzelner Länder im Ver­
gleich an, dann weisen griechische Jugendliche und junge 
Erwachsene die niedrigste Identifikation mit Europa auf 
(M = 3,09) und junge Portugiesen die höchste (M = 3,64). 
Bezogen auf die Themen Flüchtlinge und Jugendarbeitslo­
sigkeit zeigt sich, dass Jugendliche und junge Erwachse­
ne die EU hier in der Verantwortung sehen. Gleichzeitig 
meinen sie aber auch, dass die EU noch nicht angemes­
sen handelt, um diesen Herausforderungen zu begegnen. 
Griechische Jugendliche und junge Erwachsene finden 
am ehesten, dass die EU die Verantwortung hat, etwas ge­
gen Jugendarbeitslosigkeit zu unternehmen (M = 4,34). 
Gleichzeitig ist die griechische Jugend (M = 2,55) neben 
der italienischen (M = 2,52) am wenigsten einverstanden 
mit dem derzeitigen Verhalten der EU (vgl. Abb. 1). 
Ähnlich liegen die Einschätzungen beim Thema Flüchtlin­
ge, wobei hier die Diskrepanz zwischen »verantwortlich 
sein« und »das Richtige tun« noch deutlicher ausfällt. Viele 
Jugendliche und junge Erwachsene sind nicht zufrieden 
mit der EU in Bezug auf den Umgang mit Flüchtlingen 
(vgl. Abb. 2) und sehen die EU in der Verantwortung, die 
Situation zu beeinflussen. Am wenigsten sind italienische 
Jugendliche und junge Erwachsene der Meinung, dass die 
EU das Richtige in Bezug auf die Flüchtlingssituation un­
ternimmt (M = 2,04). 

Sichtweisen deutscher Jugendlicher und 
junger Erwachsener 

Im Folgenden sollen Einstellungen und Engagement der 
deutschen Jugendlichen und jungen Erwachsenen einge­
hender betrachtet werden. Dazu wurden Korrelationen 
sowie t-Tests berechnet, um mögliche Zusammenhänge 
zwischen einer Identifikation mit Europa und politischem 
Interesse sowie Engagement aufzuzeigen und Gruppenun­
terschiede beispielsweise zwischen Männern und Frauen 
zu testen. 
Es zeigte sich, dass eine höhere Identifikation mit Europa 
mit einem stärkeren politischen Interesse (r (1.077) = ,16; 
p < ,001) einherging. Kein signifikanter Zusammenhang 
konnte indes zwischen der Identifikation mit Europa und 
dem politischen Engagement der Befragten festgestellt 
werden. 

Auslandserfahrung macht einen Unterschied 

Da gemäß der Kontakthypothese von Allport (s. o.) ver­
mutet werden kann, dass eigene Erfahrungen im europä­
ischen Ausland die Einstellungen und das Engagement 
der Jugendlichen und jungen Erwachsenen beeinflussen, 
wurden sie danach befragt, wie viele europäische Länder 
sie für länger als zwei Wochen besucht haben. Der Mittel­
wert liegt bei 2,72. Miteinander verglichen wurden nun 
die beiden Gruppen von Jugendlichen, die 2,72 oder mehr 
bzw. weniger Länder angaben. In der Gruppe mit mehr 
Auslandserfahrungen zeigte sich eine höhere europäische 
Identifikation (M = 3,71) als in der Gruppe ohne oder mit 
weniger Auslandsaufenthalten (M = 3,35). Auch wenn die 
Unterschiede nicht so groß erscheinen, waren sie doch 
hoch signifikant (p < ,001). Auch das politische Interesse 
war in der Gruppe mit mehr Auslandsaufenthalten höher 
(M = 3,42) als in der Gruppe mit weniger Aufenthalten 
(M = 3,16, p < ,01). Ein ähnliches Muster zeigte sich für 
das Engagement (M = 1,78 vs. M = 1,60, p < ,001). Mehr 
Auslandserfahrungen sind also mit einer stärkeren euro­
päischen Identifikation, höherem politischem Interesse 
sowie mehr politischem Engagement verbunden. 
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Weitere Gruppenunterschiede 

Keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich »euro­
päischer Identifikation«, »politischem Interesse« und 
»politischem Engagement« konnte zwischen jungen 
Männern und Frauen festgestellt werden. Jedoch steigt 
mit zunehmendem Alter ihre Identifikation mit Europa 
(r (1.142) = ,11; p < ,001). In die gleiche Richtung weisen 
der Zusammenhang mit politischem Interesse sowie mit 
dem politischen Engagement. Je älter die Befragten, desto 
ausgeprägter das Interesse (r (1.069) = ,29) und desto hö­
her das Engagement (r (1.106) = ,19). Beide Werte waren 
hoch signifikant (jew. p < ,001). Der sozioökonomische 
Status, gemessen am Familieneinkommen, spielte dabei 
keine statistisch signifikante Rolle. 

Mehr Austausch – für alle! 

Europa steht auf dem Prüfstand. Mit Blick auf die Zukunft 
ist es wichtig zu wissen, wie junge Menschen der EU und 
Europa gegenüberstehen und wie sehr sie die EU auch in der 
Verantwortung sehen, bei aktuellen Themen aktiv zu wer­
den. Die Ergebnisse verdeutlichen, dass junge Menschen 
die EU sehr wohl in der Verantwortung sehen, zur Lösung 
gesellschaftlicher Probleme beizutragen. Allerdings sind 

sie mit dem Handeln der EU zur Lösung dieser Probleme 
nicht zufrieden. Politisches Interesse und Engagement der 
jungen Menschen wachsen mit zunehmenden Alter und 
sind ausgeprägter, wenn mehr Erfahrungen im Ausland 
gesammelt wurden. Diese Erfahrungen und Kontakte spie­
len eine durchaus wichtige Rolle, um junge Menschen für 
Europa zu begeistern. Damit kann ein Zusammenwachsen 
der jungen Generation in Europa gefördert werden und 
sie darin gestärkt werden, eine gemeinsame europäische 
Idee weiterzuentwickeln. Durch Begegnungen und das Er­
kennen von Zusammenhängen können junge Erwachsene 
auch in (europäische) Politik und Mitbestimmung einge­
bunden werden. Dabei sollten noch mehr Jugendliche und 
junge Erwachsene aus allen europäischen Ländern, vor 
allem auch unabhängig von ihrem Ausbildungsweg, die 
Möglichkeit erhalten, andere europäische Länder und ihre 
Menschen kennenzulernen. s
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Sprache lernen und netzwerken 

Lukas Brandl, dual Studierender und Kosmopolit, über den Gewinn 
von Auslandspraktika 

Lukas Brandl, geboren 1993, hat im Januar 2017 seine 

Ausbildung als Elektroniker für Automatisierungstech­

nik bei der Evonik Technology & Infrastructure GmbH am 

Standort Marl abgeschlossen. Im Juli beendete er sein 

duales Studium »Industrielles Servicemanagement« an 

der FH Dortmund. Die Zeit zwischen Ausbildungsab­

schluss und Beginn der Bachelor-Arbeit nutzte er für 

einen zweimonatigen Auslandsaufenthalt am Evonik 

Standort in Mobile, Alabama. 

BWP Herr Brandl, handelte es sich bei dem USA-Aufenthalt 
um Ihren ersten längeren Auslandsaufenthalt? 
Brandl Ich war privat schon öfter im Ausland und habe 
auch einen längeren Urlaub in den USA verbracht. Noch 
während meiner Schulzeit habe ich an einem Schüleraus­
tausch nach England und an zwei Sprachreisen teilgenom­
men. 2012 habe ich dann über die Alfried-Krupp-Stiftung 
ein Auslandspraktikum in Moskau bei Evonik gemacht und 
so bin ich bei Evonik in Marl gelandet. 

BWP Fünf Jahre später ging es dann für zwei Monate in die 
USA. Wer hat diesen Aufenthalt initiiert? 
Brandl Evonik bietet das Mobilitätsprogramm an. Ich bin 
über das Intranet darauf aufmerksam geworden und habe 
mich beworben. 

BWP Welche Voraussetzungen sind zu erfüllen? 
Brandl Man muss volljährig sein und die Noten müssen 
stimmen. Der Notenschnitt ist auch entscheidend, ob man 
innerhalb von Europa eingesetzt wird oder in Übersee. Die 
Bewerbung erfolgt mit einem Anschreiben, Lebenslauf und 
Empfehlungsschreiben. 

BWP Warum wollten Sie unbedingt in die USA? 
Brandl Ich wollte gar nicht unbedingt in die USA. Ich 
wollte ins Ausland. Mir ging es in erster Linie um die Erfah­
rung, in einer fremden Umgebung zu arbeiten, mit neuen 
Kollegen in einer fremden Sprache zurechtzukommen. 

BWP Wie wurde Ihr USA-Aufenthalt vorbereitet? 
Brandl Mit der Zusage habe ich eine Art Checkliste erhal­
ten, worum ich mich im Vorfeld kümmern muss und wer 
mein Ansprechpartner vor Ort ist. Mit ihm sollte ich klä­

ren, ob ich mich selbst um eine Wohnung und ein Fahrzeug 

kümmern soll, wo ich genau arbeiten werde usw. Zu den 

Vorbereitungen gehört auch ein umfassender Gesundheits­
check. Das ist bei Evonik Standard vor längeren Auslands­
aufenthalten. Außerdem musste ich den Flug buchen und 

mich um ein Visum kümmern, was mit viel Papierkram ver­
bunden war. Das alles war recht zeitintensiv. 


BWP Hatten Sie konkrete Vorstellungen, was Sie in Mobile 

erwartet?
 
Brandl Ich hatte Kontakt zu meinen Vorgängern aufgenom­
men. Sie konnten mir sagen, in welche Richtung es geht,
 
wobei der Einsatz auch immer projektabhängig ist. Was ge­
nau ich zu tun hatte, habe ich dann erst vor Ort erfahren.
 

BWP Und was war das? 

Brandl Ich war in der Blausäure-Anlage tätig und habe 

dem Instandhaltungsingenieur geholfen, z. B. habe ich Auf­
träge für Instandhaltungsmaßnahmen mit betreut. Haupt­
sächlich habe ich aber an der Dokumentation gearbeitet.
 

BWP Auf Englisch?
 
Brandl Auf Englisch, aber teilweise auch auf Deutsch. 

Die Anlage wurde 1973 in Deutschland vorgefertigt und 

als Baukasten in die USA geschickt. Insofern gab es noch 

viele Unterlagen auf Deutsch. Die Kollegen waren gerade 

dabei, die Dokumentation von einem System auf ein ande­
res zu übertragen. Meine Aufgabe war es zu schauen, ob es 

irgendwelche Lücken in der Dokumentation gibt und wenn 

ja, wie man sie füllen kann. Es war viel Excel-Arbeit und ich 

habe gelernt, mit SAP umzugehen.
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BWP Wer hat Sie vor Ort begleitet?
 
Brandl Der Betriebsingenieur in der Anlage. Er war mein 

direkter Vorgesetzter und Ansprechpartner.
 

BWP Auch ein Deutscher?
 
Brandl Nein, in der Anlage haben nur Amerikaner ge­
arbeitet. Da habe ich dann viel Englisch gesprochen und 

gelernt.
 

BWP Hat das gut funktioniert?
 
Brandl Ja, das hat gut funktioniert. Ich hatte zwar am An­
fang ein wenig Scheu, weil ich unsicher war, ob man mich 

versteht und ob ich alles richtig ausdrücken kann. Aber 

letztendlich habe ich gelernt, dass man den Mut haben 

muss, einfach zu reden – auch wenn man mal einen Feh­
ler macht. Die Amerikaner müssen ja keine Fremdsprache 

lernen. Alle, die zu ihnen kommen, sprechen Englisch. Da­
her bringen sie Ausländern, die Englisch sprechen, großen 

Respekt entgegen.
 

BWP Was waren die Highlights Ihres USA-Aufenthalts?
 
Brandl Beruflich gesehen war es eine Arbeit, die ich auch 

hier hätte machen können. Es war mehr das Drumherum 

mit den Kollegen. Wir haben z. B. am Wochenende Ausflü­
ge bis nach Florida gemacht, um dort mit Seekühen zu tau­
chen. Der amerikanische Lebensstil ist schon interessant. 

Man fährt immer und überall hin mit dem Auto. Das Auto 

bedeutet für die Amerikaner Unabhängigkeit. Ich hatte 

dort auch ein eigenes Auto – selbstverständlich ein größe­
res als hier zu Hause …
 

BWP Welche besonderen Eindrücke haben Sie mit nach 

Deutschland genommen? Was bleibt von diesen zwei Mo­
naten?
 
Brandl Auf jeden Fall die Verbesserung der Sprachkom­
petenz. Ich bin viel sicherer und offener geworden. Hinzu 

kommt das Netzwerken. Ich habe dort so viele Leute ken­
nengelernt. Der Standort ist multinational, es gibt Kolle­
gen aus Indien, dem Irak und aus verschiedenen Teilen der 

USA. Diese Kollegen sind alle sehr jung und wir haben viel 

zusammen unternommen. Mit vielen habe ich noch fast 

täglich Kontakt. 


BWP Wird der Auslandsaufenthalt für Ihre weitere berufli­
che Tätigkeit von Vorteil sein?
 
Brandl Bestimmt! Ich kenne jetzt Menschen aus verschie­
denen Teilen der Welt. Hinzu kommt die Sprache. Ein Aus­
landsaufenthalt gehört heute meiner Meinung nach in den 

Lebenslauf. Ich glaube, das ist mittlerweile für viele Arbeit­
geber ein »must have«. 


BWP Gibt es etwas, das Sie vermisst haben? 

Brandl Eigentlich nicht. Ich wäre gerne länger geblieben. 


Aber wegen meiner Klausuren an der Uni war das nicht 
möglich. Vom Unternehmen hätte ich mir einen stärkeren 
Rahmen gewünscht, wie z. B. ein Treffen im Vorhinein mit 
all denen, die ins Ausland gehen, also so eine Art Vorberei­
tungs- oder auch Nachbereitungskurs. 

BWP Würden Sie Freunden und Kollegen ein Auslands­
praktikum empfehlen? 
Brandl Auf jeden Fall, weil man aus seinem gewohnten 
Umfeld rauskommt. Man entwickelt so etwas wie interna­
tionale Kompetenz. 

BWP Was meinen Sie mit internationaler Kompetenz? 
Brandl Über seinen Tellerrand hinaussehen, sich andere 
Arbeitsweisen ansehen, sich auf Neues einlassen, nicht auf 
seinem Weg beharren und sehen, dass andere Menschen 
auch zum Ziel kommen. 
Was ich aber noch ergänzen möchte: Wenn ich einen sol­
chen Auslandsaufenthalt empfehle, dann sollte sich der­
jenige der geforderten Eigeninitiative bewusst sein. Wenn 
jemand Probleme hat, auf Menschen zuzugehen und sich 
eher nur in seinem eigenen Zuhause wohlfühlt, für den 
könnte so ein Auslandsaufenthalt sehr anstrengend werden. 

BWP Wie sehen Ihre weiteren Perspektiven aus? 
Brandl Es gibt verschiedene Möglichkeiten. Mein Ver­
trag bei Evonik endet zum 31. Juli 2017, idealerweise mit 
dem Abschluss meiner Bachelor-Arbeit. Danach gibt’s zwei 
Möglichkeiten: Entweder möchte ich ein »normales«, also 
nicht berufsbegleitendes Masterstudium im Bereich Wirt­
schaftsingenieurwesen mit der Spezialisierung Logistik 
beginnen. Oder ich bewerbe mich für einen dualen Mas­
terstudiengang an einer Hochschule. Bei diesem Studien­
gang sucht die Hochschule ein passendes Unternehmen 
aus, was zum Profil der Studierenden passt. Der Einstieg 
ins Studium ist im April 2018 möglich. Wenn ich diese 
Variante wähle, würde ich vorher noch mal für einen Frei­
willigendienst ins Ausland gehen. 

BWP Sie bleiben also international unterwegs. Für diese 
und alle weiteren Projekte wünsche ich Ihnen viel Erfolg 
und bedanke mich sehr für das Gespräch. 

(Interview: Christiane Jäger) 



 

    

 

      

 

 

 

 

 

3 6  T H E M E N S C H W E R P U N K T  B W P  4 / 2 0 1 7  

Neue Kulturen kennenlernen, Freundschaften knüpfen 
und fürs Leben lernen 

Lena Langguth, Auszubildende in einem Drogeriemarkt, über ihr 
Erasmus+-Praktikum in England 

Lena Langguth, geboren 1995, hat nach ihrem Real­

schulabschluss im August 2015 eine Ausbildung zur 

Kauffrau im Einzelhandel bei der Müller Ltd. & Co. KG in 

Aschaffenburg begonnen. Im zweiten Ausbildungsjahr 

konnte sie mit Unterstützung von Erasmus+ ein drei­

wöchiges Praktikum in einem Geschäft der Hilfsorgani­

sation Oxfam in Brighton, England, machen. 

BWP Frau Langguth, handelte es sich um Ihren ersten Aus­
landsaufenthalt? 
Langguth Ja, ich war vorher noch nie im Ausland. Das 
war aufregend, weil ich auf mich allein gestellt war, also 
ohne Familie oder enge Bekannte. Es waren nur einige mit 
dabei, die ich von der Vorbereitung oder aus der Schule 
vom Sehen kannte. 

BWP Von wem ging denn die Initiative aus? 
Langguth Die Informationen bekam ich in meiner Be­
rufsschule, an der zwei Lehrer den Austausch über Eras­
mus+ betreuen. Sie haben in allen Klassen Vorträge gehal­
ten, über Erasmus+ informiert und dabei von Eindrücken 
und Erfahrungen anderer Schüler berichtet, die schon im 
Ausland waren. Wer Lust hatte, konnte sich dann für das 
Programm melden. Mit den interessierten Schülern wur­
de ein Auswahlverfahren durchgeführt, denn die Anzahl 
der Plätze war begrenzt. Wir mussten eine Bewerbung auf 
Deutsch und auf Englisch schreiben, in der wir unsere Mo­

tivation und unsere Erwartungen schildern sollten. Wich­
tig war natürlich auch die Erlaubnis des Ausbildungsbe­
triebs für die Teilnahme am Auslandspraktikum. 

BWP Konnten Sie aus unterschiedlichen Angeboten aus­
wählen? 
Langguth Von unserer Berufsschule gab es nur das Ange­
bot, nach Brighton in England zu fahren, denn die ganze 
Gruppe sollte in dieselbe Stadt. Je nach Ausbildungsberuf 
wurden wir unterschiedlich eingeteilt, zum Beispiel ka­
men diejenigen, die eine Ausbildung als Kauffrau für Büro­
management machen, dann auch in einem Büro unter. Da 
ich eine Ausbildung im Einzelhandel mache, bin ich auch 
in England in den Einzelhandel gegangen. So kam ich in 
den Oxfam-Laden. 

BWP Wer hat den Aufenthalt vorbereitet und organisiert? 
Langguth Organisiert wurde er von der Berufsschule und 
von ihrer Partnerorganisation vor Ort, die auch die Prak­
tikumsstellen und Gastfamilien vermittelt hat. Außer ei­
nem Vorbereitungstreffen in Aschaffenburg haben wir alle 
einen einwöchigen Sprachkurs in Brighton direkt vor dem 
Praktikum absolviert. Finanziert wurde der Aufenthalt 
vom Erasmus+-Programm. 

BWP Welche Erwartungen haben Sie mit dem Auslandsauf­
enthalt verbunden? 
Langguth Dass ich mich neuen Herausforderungen stel­
len kann. Ich war sehr aufgeregt, weil sich England ja auch 
kulturell von Deutschland unterscheidet. Ich war natürlich 
gespannt auf neue Eindrücke, neue Leute kennenzulernen 
und eigenständiger zu werden. 

BWP Was konkret haben Sie in dem Oxfam-Laden gemacht? 
Langguth Die Kundenberatung stand dort – genauso wie 
hier bei uns – an erster Stelle. Die Engländer gehen sehr 
locker auf die Menschen zu, lockerer als in Deutschland, 
sprechen alle mit Du an und nicht so gehoben, wie wir das 
hier machen. Ich durfte auch kassieren und bei der Abrech­
nung mithelfen. Außerdem musste ich mich um die Waren 
kümmern, also Spenden annehmen und prüfen, ob wir 
die Sachen verkaufen können oder nicht, auspreisen und 
schön herrichten. In den Oxfam-Läden werden ja gespen­
dete Gebrauchtwaren verkauft. 

http://www.na-bibb.de
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BWP Von wem wurden Sie vor Ort begleitet? 
Langguth Es sind zwei Lehrer mitgefahren, die in Brigh­
ton auch selbst ein Praktikum gemacht haben. Wir haben 
uns zwischendurch getroffen und haben über unseren Ar­
beitstag gesprochen. In der dritten Woche waren wir aller­
dings völlig auf uns allein gestellt. Hilfe und Unterstützung 
habe ich aber auch von meiner Gastfamilie bekommen. 

BWP Was war in dem Oxfam-Laden anders als im Droge­
riemarkt? 
Langguth Das war schon ziemlich anders. Die gehen 
sehr locker an ihren Arbeitsalltag ran, sehr gelassen und 
entspannt. Allerdings sind das ja auch ehrenamtliche 
Mitarbeiter. Als Erstes, wenn man morgens in den Laden 
kommt, wird ein Kaffee oder ein Tee getrunken. Es wird 
sehr offen untereinander geredet, sehr persönlich, auch 
unter den Arbeitskollegen. Mit den Kunden gehen die Eng­
länder ebenfalls auf eine sehr persönliche Art um. Es sind 
zwar alle immer höflich, aber nicht so vornehm wie hier 
in Deutschland. Das hat mich sehr beeindruckt. Auch die 
Herangehensweise an die Arbeit war in dem Oxfam-Laden 
ganz anders, es gab keinen fest strukturierten Arbeitsab­
lauf. Ich habe in Deutschland einen genauen Tagesplan 
mit Arbeiten, die ich an einem Tag erledigen sollte. Und in 
Brighton heißt es »es kommt darauf an, was heute auf uns 
zukommt, und dann erledigen wir das«. Und wenn was lie­
genbleibt, wird es am nächsten Tag erledigt. 

BWP Konnten Sie Erfahrungen aus Ihrer bisherigen Ausbil­
dung einbringen? 
Langguth Ja, vor allem im Umgang mit Kunden, wie man 
mit ihnen redet und sie von einem Produkt überzeugt. Die 
Kassensysteme sind dieselben, mit dem Kassieren hatte ich 
auch überhaupt keine Probleme. Auch die Präsentation der 
Waren und das Dekorieren von Schaufenstern standen an – 
insgesamt konnte ich viel mit einbringen. 

BWP Wie kamen Sie mit der Sprache zurecht? 
Langguth Ich habe mit Englisch ohnehin nicht so große 
Probleme. Auch der Sprachkurs hat viel geholfen, das kann 
man mit dem Schulunterricht in Deutschland nicht verglei­
chen. Es bringt natürlich schon was, wenn man früher in 
der Schule gut in Englisch war. Aber Umgangssprache und 
lokalen Akzent lernt man natürlich viel besser vor Ort. 

BWP Was waren die Highlights? 
Langguth Im Praktikum vor allem die Menschen, ich 
habe viele nette Menschen kennengelernt, zu denen ich 
immer noch Kontakt habe, gerade auch zu meinen Arbeits­
kolleginnen. Die haben mich richtig ins Herz geschlossen 
und auch eine kleine Abschiedsfeier für mich veranstaltet. 
Und in England allgemein habe ich mich auch sehr wohl 
gefühlt. 

BWP Was haben Sie persönlich für sich mitgenommen? 
Langguth Dass ich mich auf neue Herausforderungen 
gut einstellen kann. Ich habe gelernt, an Neues heranzu­
gehen, ohne groß darüber nachzudenken. Ich habe mehr 
Gelassenheit mitgenommen und kann nun etwas lockerer 
an Aufgaben herangehen, so macht auch die Arbeit mehr 
Spaß. 

BWP Würden Sie beim nächsten Mal etwas anders machen? 
Langguth Auf jeden Fall länger bleiben! Ich würde die 
Chance gerne nutzen, um noch mehr Einblicke zu bekom­
men. Wenn ich die Möglichkeit hätte, würde ich auf jeden 
Fall noch einmal so ein Praktikum machen. 

BWP Würden Sie Freunden oder Kollegen einen Auslands­
aufenthalt empfehlen? 
Langguth Unbedingt! Es ist ganz wichtig für die eigene 
Zukunft zu lernen, in einem fremden Land zurechtzukom­
men. Es ist auch wichtig, neue Kulturen kennenzulernen, 
zu erfahren, wie Menschen in anderen Ländern leben und 
arbeiten – das hat auch meinen eigenen Lebensstil im posi­
tiven Sinne sehr verändert! 

BWP Ganz herzlichen Dank für das Gespräch! Wir wün­
schen Ihnen gutes Gelingen für Ihre Ausbildung und wei­
tere interessante Erfahrungen, vielleicht ja auch wieder im 
Ausland. 

(Interview: Arne Schambeck) 
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Literaturauswahl Themenschwerpunkt: Auszubildende
 

Monografien 

Handbuch Jugend im demografischen Wandel: 
Konsequenzen für Familie, Bildung und Arbeit 
Elisabeth Schlemmer; Lothar Kuld; Andreas Lange 
(Hrsg.). Beltz Juventa, Weinheim 2017, 661 S., 68 EUR, 
ISBN: 978-3-7799-3314-4 
Die Autoren fragen, ob und inwiefern Jugendliche in ihrer 
Perspektive auf Bildung, Beruf und Familie durch demo­
grafische Prozesse beeinflusst werden. Der Band versam­
melt dazu interdisziplinäre Beiträge zu den Themen Trend 
zur Höherqualifizierung, Entwertung von Bildungsabschlüs­
sen, Förderung und Berufsorientierung durch Schule, Quali­
fikationsanforderungen und Passungsverhältnisse zwischen 
Ausbildung und Betrieb u. a. 

Wie ticken Jugendliche 2016? Lebenswelten 
von Jugendlichen im Alter von 14 bis 17 Jahren 
in Deutschland 
Marc Calmbach; Silke Borgstedt; Inga Borchard; 
Peter M. thomas; Bertold B. Flaig. Springer, 
Wiesbaden 2016, 493 S., ISBN: 978-3-658-12533-2 – 
URL: http://link.springer.com/content/pdf/10.1007% 
2F978-3-658-12533-2.pdf (Stand: 30.05.2017) 
Wie leben und erleben Jugendliche ihren Alltag? Wie 
nehmen sie die historischen und heutigen Verhältnisse in 
Deutschland und in der Welt wahr? Welche Lebensentwür­
fe verfolgen sie? Welche Rolle spielen Mobilität, Nachhal­
tigkeit und digitale Medien in ihrem Leben? Diesen und 
weiteren Fragen geht die SINUS-Jugendstudie 2016 empi­
risch nach. 

Normative Orientierungen in Berufs- und 
Lebensentwürfen junger Frauen 
Christiane Micue-Loos; Melanie Plößer; Karen 
Geipel; Marike Schmeck. Springer VS, Wiesbaden 2016, 
268 S., 39,99 EUR, ISBN 978-3-658-12625-4 

In der qualitativen empirischen Studie wurden die Zusam­
menhänge von Geschlechteridentitäten und beruflichen 
Orientierungen und Lebensplanungen junger Frauen un­
tersucht. Deutlich werden die Herausforderungen, mit 
denen sich Schülerinnen am Übergang Schule – Beruf/Stu­
dium konfrontiert sehen. 

Ausbildungsreport 2016 
Julia Kanzog; André Schönewolf. Berlin 2016, 49 S. – 
URL: www.dgb.de/-/hXq (Stand: 30.05.2017) 
Grundlage für den Ausbildungsreport 2016 ist eine reprä­
sentative Befragung von 13.603 Auszubildenden aus den 
25 häufigsten Ausbildungsberufen. Ergebnisse sind, dass 
fast 60 Prozent der Auszubildenden krank zur Arbeit er­
scheinen, über die Hälfte durch schlechte Ausbildungsbe­
dingungen und Anforderungen am Ausbildungsplatz stark 
belastet sind und ein Drittel Überstunden leisten. Manchmal 
fehlt ein betrieblicher Ausbildungsplan, bei 13,4 Prozent der 
Auszubildenden findet eine fachliche Anleitung durch Aus­
bilder nie oder nur selten statt. Gleichwohl sind über 70 Pro­
zent der Befragten mit ihrer Ausbildung zufrieden. 

Die Berufsbildung in der Pole-Position – 
Die Einstellungen der Schweizer Bevölkerung 
zum Thema Allgemeinbildung vs. Berufs­
bildung 
Maria A.Catteneo; Stefan C. Wolter. Aarau 2016, 
16 S. – URL: http://skbf-csre.ch/fileadmin/files/pdf/ 
publikationen/Staffpaper18.pdf (Stand: 30.05.2017) 
Das Leading House on the Economics of Education hat 
2015 zum dritten Mal Schweizer nach ihren Meinungen 
zu ausgewählten Themen des Schweizer Bildungswesens 
befragt, z. B. nach ihrer Meinung zur Maturitätsquote, zu 
ihren Bildungspräferenzen für die eigenen Kinder, zur 
optimalen Anzahl Studierender an den Universitäten, zur 
Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt durch verschiedene Bil­
dungswege und zum sozialen Ansehen der verschiedenen 
Bildungswege. 

Attraktivität des dualen Ausbildungssystems 
aus Sicht von Jugendlichen 
Frank Tillmann; Günther Schaub; Tilly Lex; Ralf 
Kuhnke; Nora Gaupp. Bonn 2015, 115 S. – URL: www. 
bmbf.de/pub/Berufsbildungsforschung_Band_17.pdf 
(Stand: 30.05.2017) 
Diese Studie des DJI untersuchte Stellenwert und Attrakti­
vität der dualen Berufsausbildung unter jungen Menschen 
mit verschiedenen Bildungsvoraussetzungen. 

http://skbf-csre.ch/fileadmin/files/pdf
www.dgb.de/-/hXq
http://link.springer.com/content/pdf/10.1007
http://link.springer.com/content/pdf/10.1007%2F978-3-658-12533-2.pdf
http://skbf-csre.ch/fileadmin/files/pdf/publikationen/Staffpaper18.pdf
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Familie, Geschlecht und Berufswahl –  
Eine Untersuchung der familialen Bedingun­
gen geschlechtsuntypischer Berufs- und  
Studienwahl bei Jugendlichen 
Julia Ignaczewska. Bern 2015, 208 S. – URL:  
http://boris.unibe.ch/60845/1/14ignaczewska_j.pdf 
(Stand: 30.05.2017) 
Das schweizerische Berufssystem zeichnet sich in den Be
reichen der Berufsbildung wie auch der ausgeübten Berufe 
durch eine sehr hohe Geschlechtersegregation aus. In die
ser Dissertation wurden Daten bei insgesamt 4.490 Gym­  
nasiasten zum Zeitpunkt ihrer Studienwahl und bei Be
rufsmaturitätsschülern zum Zeitpunkt ihrer bereits ge
troffenen Berufswahl mittels standardisierter Fragebogen 
erhoben und ausgewertet. 

Zeitschriftenartikel und Sammelbandbeiträge 

Ausbildung oder Studium? Entscheidungsfin­
dung von Jugendlichen vor dem Hintergrund 
elterlicher Aspirationen 
Till Mischler; Julia Gei. In: Berufsbildung 71 (2017) 
163, S. 37–39 
Im Beitrag wird die berufliche Orientierung von Gymna­  
siasten untersucht. Es wird u.  a. gezeigt, wie sich die von 
den Jugendlichen antizipierten Elternerwartungen dar
stellen und welchen Einfluss diese auf die weiteren Bil
dungspläne der Jugendlichen haben. 

Der Einfluss von Medien auf die Entwicklung 
von Berufswünschen im Prozess der Berufs­  
orientierung 
Christian Weyer; Volker Gehrau; Tim Brüggemann. 
In: Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik 112 
(2016) 1, S. 108–126 
Der Beitrag skizziert die Befundlage zu Einflüssen von 
Medien in der allgemeinen Berufsorientierung junger
Menschen. Anhand von Daten aus einer regionalen Längs
schnittuntersuchung wird dann der Zusammenhang von 
Berufswünschen und Medieneinflüssen analysiert. 

Vorbild Mutter – Vorbild Vater? Wann können 
wir eine soziale Vererbung in der Berufswahl 
von Jungen und Mädchen beobachten? 
Nicole Kaiser; Brigitte Schels. In: ZSE 36 (2016) 1, 
S. 39–57 
Eltern spielen bei der Berufsfindung von Jugendlichen 
eine besondere Rolle. Welche Faktoren beeinflussen den 
Wunsch, denselben Beruf wie die Eltern zu ergreifen? Für 
die Analysen wird eine Befragung von Haupt- und Real
schülern und deren Eltern genutzt. Dabei zeigt sich u.  a.: 
Die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder einen Beruf im Be

­

­

­
­

­
­

 
­

­

­

rufsbereich der Eltern anstreben, hängt vor allem mit der 
aktuellen Berufstätigkeit der Eltern und deren Berufssta­
tus zusammen. Insbesondere eine erwerbstätige Mutter ist 
sowohl für Tochter als auch Sohn ein Vorbild. 

Berufsorientierung, Berufswahl und die 
Förderung gelingender Übergänge 
Manfred Eckert; Marianne Friese. In: Berufs­
bildung 70 (2016) 160, S. 2–5 
Berufswahl und Berufsorientierung am Übergang Schule – 
Beruf sind Thema des Beitrags. Skizziert werden bildungs­
politische Debatten und theoretische Diskurse, Förderan­
sätze sowie Kompetenz- und Professionsanforderungen an 
das pädagogische Personal. 

Ausgebildet – und dann? Eine Untersuchung 
zum Verbleib von Absolventinnen und 
Absolventen beruflicher Schulen in Berlin 
Patrick Richter. 25 S. In: BWP@ (2015) – URL: www. 
bwpat.de/ausgabe29/richter_bwpat29.pdf (Stand: 
30.05.2017) 
Welche Bildungs- und Berufswege nehmen junge Men­
schen nach Abschluss ihrer Ausbildung? Wie bewerten sie 
ihre Ausbildungszeit im Hinblick auf die Berufsanforde­
rungen? Wie sich die Übergangsprozesse junger Menschen 
in Berlin gestalten, wird auf Basis einer quantitativen Un­
tersuchung an zehn Berliner beruflichen Schulen einer­
seits zum Ausbildungsende und anderseits sechs bis zwölf 
Monate danach untersucht. 

Wie Auszubildende ihren Berufsalltag erleben 
Mona Granato; Anja Hall. In: DJI-Impulse (2015) 
110, S. 18–20 – URL: www.dji.de/fileadmin/user_upload/ 
bulletin/d_bull_d/bull110_d/DJI_2_15_Web.pdf (Stand: 
30.05.2017) 
Im Berufsalltag ist keine generelle Benachteiligung von 
Auszubildenden mit Migrationshintergrund nachweisbar, 
so die Ergebnisse einer Jugenderwerbstätigenbefragung 
von BIBB und BAuA in 15 stark besetzten Ausbildungsbe­
rufen. 

(Zusammengestellt von Karin Langenkamp 
und Markus Linten) 

www.dji.de/fileadmin/user_upload
http://boris.unibe.ch/60845/1/14ignaczewska_j.pdf
www.dji.de/fileadmin/user_upload/bulletin/d_bull_d/bull110_d/DJI_2_15_Web.pdf
http://www.bibb.de/de/14285.php
http://www.ldbb.de
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Integration junger Flüchtlinge in Ausbildung und Beruf 

Das hessische Landesprogramm »Wirtschaft integriert« 

GUDRUN REINHART 
Referentin für Berufliche Bildung im Hessischen 
Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Landesentwicklung, Wiesbaden 

Arbeit und Ausbildung sind Schlüssel zur wirtschaftli­

chen und gesellschaftlichen Integration von Flüchtlin­

gen. Zur Unterstützung ihres Zugangs zum Arbeits- und 

Ausbildungsmarkt sind jedoch gezielte Initiativen aller 

Beteiligten aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ge­

fragt. Das Land Hessen hat frühzeitig mit seinem Pro­

gramm »Wirtschaft integriert« Rahmenbedingungen 

dafür geschaffen. 

Herausforderung Integration 

Viele motivierte junge Menschen, die etwas aus ihrem Le­
ben machen wollen, sind nach Hessen gekommen. Viele 
hessische Betriebe sind bereit, Neuankömmlinge auszubil­
den. Die damit verbundenen Herausforderungen sind je­
doch nicht zu unterschätzen. Ein Drittel bis die Hälfte der 
Flüchtlinge hat gar keine oder nur unzureichende Schulab­
schlüsse und dadurch bedingt zum Teil erhebliche Lücken 
in der Allgemeinbildung. Eine Berufsausbildung wie in 
Deutschland ist nicht bekannt. Deutsch wird zunächst von 
kaum einem der Flüchtlinge gesprochen. Für das Lernen 
in Betrieb und Berufsschule ist jedoch eine flexible Kom­
munikationsfähigkeit gefordert. Harte Fluchterlebnisse, fi­
nanzielle Belastungen, familiäre Nöte und Unsicherheiten 
zur Bleibeperspektive sind von den jungen Menschen zu 
verkraften. 

Ziele und Leitlinien des Programms 

Ebenso vielfältig wie die Voraussetzungen, die Flüchtlinge 
mitbringen, sind ihre Bildungs- und Lebensziele: Manche 
streben ein Studium oder einen weiterführenden Bildungs­
abschluss an, für andere ist selbst der Erwerb von Grund­
kenntnissen der deutschen Sprache eine große Hürde. Et­
liche können sich eine Ausbildung vorstellen. 
Mit »Wirtschaft integriert« (vgl. Infokasten) wurde eine 
Struktur bis zum Abschluss einer betrieblichen Ausbildung 
geschaffen, die dem Unterstützungsbedarf von jungen 
Flüchtlingen und Ausbildungsbetrieben gerecht werden soll. 

Das Programm richtet sich an junge Menschen unter  
27 Jahren, die sich bereits etwas auf Deutsch verständigen 
können und nicht in erster Linie einen akademischen oder 
fachschulischen Qualifikationsweg verfolgen wollen. Ziel 
ist es, junge Flüchtlinge sowie Zuwanderinnen und Zuwan
derer so vorzubereiten und zu begleiten, dass der Einstieg 
in die betriebliche Ausbildung gelingt und ein erfolgreicher 
Berufsabschluss realistisch wird. 
Leitlinien des Programms sind: 
•	 Möglichst früher Start in den Beruf: Bereits während 

der Asylverfahren ist der Programmeinstieg möglich. 
Einstiegsvoraussetzung sind deutsche Sprachkenntnis
se mindestens auf dem Niveau A2/B1. Das Angebot zum 
frühzeitigen Einstieg wirkt dennoch, da sich die Asylver
fahren lange hinziehen: Ungefähr 63 Prozent der Teil
nehmenden sind mit einer Aufenthaltsgestattung in das 
Programm eingetreten. 

•	 Berücksichtigung der besonderen Lern- und Förder

bedürfnisse: Neben sozialpädagogischer Begleitung ist 
die berufsbezogene Deutschförderung Bestandteil jeder 
Förderphase. Gleiches gilt für individuelle Lernförde
rung und die Unterstützung der Integration in die deut
sche Arbeits- und Ausbildungswelt sowie in den Alltag 
einer demokratischen Gesellschaft mit Gleichberechti
gung der Geschlechter. 

•	 Betriebsnahe Programmdurchführung: Das Programm 
führt frühzeitig (im Schnitt nach vier Monaten) an ei
nen Ausbildungsbetrieb heran. Die weitere Förderung 
geschieht parallel zur betrieblichen Einstiegsqualifizie
rung und Ausbildung und ist mit dieser eng verzahnt. 

•	 Hohe Bedeutung der Information und Beratung zum 

deutschen Berufsbildungssystem: Neben der Wertig
keit eines deutschen Berufsabschlusses sind auch Aus
bildungsdauer und Anforderungen dieses Wegs Gegen
stand der Beratung. 

•	 Eigenmotivation der Geflüchteten stärken: Mit einer 
Telefon-Hotline, der Homepage (teilweise auch in arabi
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scher und englischer Sprache) und Präsenz in Netzwer­
ken bieten sich den geflüchteten jungen Menschen und 
ihren haupt-/ehrenamtlichen Begleitern und Begleite­
rinnen Möglichkeiten zur direkten Kontaktaufnahme. 

Der Aufbau von »Wirtschaft integriert« 

Kennzeichen des Programms ist die nahtlose Förderkette 
von der Berufsorientierung bis zum Ausbildungsabschluss, 
die über die drei Förderphasen Berufsorientierungplus, Ein­
stiegsqualifizierungplus und Ausbildungsbegleitungplus hin­
weg aufgebaut wird (vgl. Abb.). Dieses Gesamtkonzept ei­
ner migrations-und flüchtlingsspezifischen Förderkette bis 
zum Ausbildungsabschluss ist bisher bundesweit einmalig. 
Am Anfang steht die Phase Berufsorientierungplus. Die jun­
gen Menschen erproben sich drei Monate lang praktisch in 
mindestens drei Berufsfeldern; bei Bedarf ergänzt durch 
Orientierungspraktika in weiteren Berufsfeldern. Sie wer­
den während der Berufsorientierung sozialpädagogisch 
begleitet, verbessern ihr Deutsch und werden bei ihrer Be­
rufswahl unterstützt. Einmündungen in Ausbildung, Ein­
stiegsqualifizierungen und betriebliche Praktika werden 
aktiv angebahnt. 
Für den nächsten Schritt wurde die Phase Einstiegsquali­

fizierungplus geschaffen, weil für die meisten Teilnehmen­
den ein Direkteinstieg in Ausbildung noch zu schwierig ist. 
Über einen Zeitraum von sechs bis zwölf Monaten lernen 
sie in einem Ausbildungsbetrieb fachpraktisches Handeln 
und erhalten dafür eine Praktikumsvergütung. An andert­
halb Tagen pro Woche gibt es ein flankierendes Angebot 
aus berufsbezogener Sprachförderung, Förderunterricht, 
Integrationshilfen und sozialpädagogischer Begleitung. 
Die Phase Ausbildungsbegleitungplus hilft während der 
betrieblichen Ausbildung den Teilnehmenden und ihren 
Ausbildungsfirmen, Probleme und Hürden auf dem Weg 
bis zum Abschluss zu meistern. In wöchentlich mindestens 

vier Stunden erhalten die Auszubildenden in kleinen Grup­
pen Stützunterricht, berufsbezogene Sprachförderung 
und Lernförderung. 

Die Förderkette wirkt 

Die Bilanz nach einem Jahr ist ermutigend. Bis Ende März 
2017 haben 921 Personen an der Berufsorientierung an 
21 Standorten teilgenommen. Im Vergleich zu 1.000 ge­
planten Teilnahmen für ein Jahr ist dies eine gute Re­
sonanz. Acht Prozent der Teilnehmenden sind Frauen. 
Bisherige Integrationserfolge im Anschluss an die Berufs­
orientierung sind 216 Übergänge in Einstiegsqualifizie­
rung und 37 Übergänge in Ausbildung (Vermittlungsquote 
31 % der ausgeschiedenen Teilnehmer/-innen). Inklusive 
des Übertritts in sozialversicherungspflichtige Beschäf­
tigung wurden 33,7 Prozent der Teilnehmenden vermit­
telt. In die Projektphasen Einstiegsqualifizierung sind 
322 Personen und in die Ausbildungsbegleitung 105 Perso­
nen eingetreten. Hierbei handelt es sich auch um Querein­
steiger/-innen in das Programm. 
Die bisherigen Erfahrungen bestätigen auch die Pro­
grammkonzeption. Die Übertragung der Programmkoor­
dination an eine zentrale Stelle (Bildungswerk der Hes­
sischen Wirtschaft) erweist sich als zielführend, da auf 
diesem Weg auch Nachjustierungen effektiver umgesetzt 
werden können. So wurden besondere Berufsorientie­
rungen für Frauen erprobt, Kinderbetreuungsförderung 
ermöglicht und die Verzahnung mit »zuweisenden« Netz­
werkpartnern (u. a. Jobcenter, Schulen) verbessert und 
Vermittlungen gesteigert. Momentan stellt die Unterstüt­
zung der von Abschiebung bedrohten Teilnehmenden eine 
besondere Herausforderung dar. 
In den nächsten Jahren wird der Förderbedarf junger 
Flüchtlinge weiter steigen. Die Hessische Landesregierung 
beabsichtigt deshalb die Fortsetzung des Programms. s
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Integration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt 

Welche Unterstützungsangebote kennen und nutzen Unternehmen? 

SARAH PIERENKEMPER 
Wiss. Mitarbeiterin im Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln 

SVENJA JAMBO 
Wiss. Mitarbeiterin im Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln 

Die Integration Geflüchteter in das Bildungs- und Be­

schäftigungssystem ist entscheidend für ihre gelunge­

ne gesellschaftliche Integration. Gerade Unternehmen 

kommt dabei eine Schlüsselrolle zu, doch diese betreten 

hier oftmals Neuland. Welche Unterstützungsangebote 

sie kennen und nutzen, beleuchtet dieser Beitrag. 

KOFA-Studie zum Engagement 

Das Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung (KOFA)* hat 
Ende des Jahres 2016 Unternehmen zu ihrem Engagement 
bei der Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten befragt 
(vgl. Infokasten). Dabei wurden neben den Erfahrungen 
mit der Zielgruppe und relevanten Akteuren auch Hemm­
nisse der Integration abgefragt. Zudem sollten die Unter­
nehmen angeben, welche Anreize die Beschäftigungsbe­
reitschaft von Flüchtlingen erhöhen (vgl. Flake u. a. 2017). 
Die Ergebnisse zeigen, dass Unternehmen sich durchaus 
bei der Integration engagieren. Fast ein Viertel gab an, 
derzeit Geflüchtete zu beschäftigen oder dies in den letz­
ten drei Jahren getan zu haben. Am häufigsten beschäfti­
gen sie Geflüchtete als Praktikantinnen oder Praktikanten 
(17 %). In jedem zehnten Unternehmen üben Geflüchtete 
eine reguläre Beschäftigung aus (10,2 %) und mit knapp 
sieben Prozent sind Geflüchtete am seltensten in einer be­
trieblichen Ausbildung beschäftigt. 

Hemmnisse der Integration 

Als größte Barriere nennen die Unternehmen mangelnde 
Deutschkenntnisse (85,9  %). Auch mangelnde berufliche 
Fachkenntnisse (65,3  %) und fehlende Transparenz aus
ländischer Qualifikationen (63,6  %) sehen viele Betriebe 
als Einstellungshemmnis. Es überrascht daher nicht, dass 
58,8 Prozent der befragten Unternehmen in Praktika eine 
Einsatzmöglichkeit für Geflüchtete sehen, da sich hier
durch u.  a. Vorkenntnisse gut einschätzen lassen. 
Den bürokratischen Aufwand empfinden viele Betriebe 
als Hemmnis bei der Beschäftigung (62,5  %) genauso wie 
fehlende Informationen über staatliche Förder- und Unter
stützungsmaßnahmen (61,2  %). Dabei gibt es zahlreiche 
Maßnahmen, die dem Bedarf der Arbeitgeber entsprechen. 
Das Problem: Viele sind den Unternehmen nicht bekannt. 

Bekanntheitsgrad externer Unterstützungs­  
angebote 

Etwa sechs von zehn Unternehmen geben an, ehrenamt
liche Initiativen, die Geflüchtete auch bei den ersten 
Schritten in die Berufswelt unterstützen, zu kennen. Gut 
die Hälfte aller befragten Unternehmen kennt Unterstüt
zungsangebote des Arbeitgeberservice der Arbeitsagentu
ren und Jobcenter. Auch der Eingliederungszuschuss von 
Arbeitsagenturen und Jobcentern bei der Einstellung von 
Flüchtlingen ist fast der Hälfte aller Unternehmen (47,9  %) 
bekannt. 
Doch obwohl mangelnde Deutschkenntnisse als wesentli
ches Einstellungshemmnis gesehen werden, kennen ledig
lich vier von zehn Unternehmen (38,1  %) die berufsbezo
gene Deutschförderung. Ausbildungsbegleitende Hilfen 
(abH), die Einstiegsqualifizierung (EQ) oder das Programm 
Berufsorientierung für Flüchtlinge (BOF) kennt nicht ein
mal jedes dritte Unternehmen. Nur zwei von zehn Unter
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nehmen kennen die Angebote durch Willkommenslotsen 
oder andere Programme, die Unternehmen bei der Ein­
stellung von Flüchtlingen unterstützen. Lediglich 14,5 Pro­
zent der Unternehmen geben an, die Maßnahme WeGebAU 
zu kennen. Diese fördert die berufliche Weiterbildung von 
An- und Ungelernten sowie älteren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern. Die Assistierte Ausbildung, durch die 
lernbeeinträchtigte und sozial benachteiligte Menschen 
während und vor der Ausbildung betreut werden, ist gera­
de einmal jedem zehnten Unternehmen bekannt. 

Nutzung bestehender Angebote 

Die mangelnde Kenntnis der Unterstützungsangebote 
spiegelt sich auch in deren Nutzung wider (vgl. Abb.). Mit 
39,1 Prozent werden Angebote des Arbeitgeberservice 
der Arbeitsagenturen und der Jobcenter am häufigsten 
genutzt. Auf ehrenamtliches Engagement greift knapp 
jedes dritte Unternehmen, das bereits Erfahrung mit der 
Beschäftigung von Geflüchteten hat, zurück. Die berufs­
bezogene Deutschförderung sieht Praktika als Bestandteil 
des Sprachkurses vor. Doch gerade mal 26,2 Prozent der 
Unternehmen nutzen dieses Angebot. 
Zur Vorbereitung auf eine Ausbildung bietet sich die Ein­
stiegsqualifizierung an. Knapp 18 Prozent der aktiven Un­
ternehmen nutzen diese. Jedoch wird sie von 27,8 Prozent 
der Betriebe nicht genutzt und mehr als die Hälfte (54,4 %) 
der aktiven Betriebe gab an, dieses Instrument gar nicht zu 

kennen. Die ausbildungsbegleitenden Hilfen werden von 
etwa 16 Prozent aller Unternehmen genutzt, aber auch 
hier gab über die Hälfte (fast 58 %) der integrationsaktiven 
Unternehmen an, diese Maßnahme nicht zu kennen. 

Fazit 

Es zeigt sich, dass ein Großteil der von den Unternehmen 
immer wieder artikulierten Unterstützungsbedarfe bereits 
durch das vorhandene Angebot abgedeckt ist. Allerdings 
kennen Unternehmen eher bereits etablierte Angebote. 
Programme, die speziell für die Zielgruppe Flüchtlinge 
entwickelt wurden, sind ihnen weniger bekannt. Pass­
genaue Angebote haben jedoch einen positiven Einfluss auf 
die Einstellungsbereitschaft und die erfolgreiche Integra­
tion. So geben drei von vier Unternehmen an, dass diese 
ihre Bereitschaft zur Beschäftigung von Flüchtlingen erhö­
hen würden. Eine steigende Bekanntheit der Programme 
ist daher wichtig, da ein Großteil dieser Maßnahmen auch 
die Teilhabe anderer förderfähiger Personenkreise am Ar­
beitsmarkt unterstützt. s
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Dualisierte Ausbildungsprogramme auf den Philippinen 

Wie können sie durch Transparenz von Kosten und Nutzen gestärkt werden? 
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Auf den Philippinen beteiligen sich Betriebe seit 1994 an der Ausbildung. 

Allerdings ist ihre Beteiligungsrate gering und die duale Ausbildung nicht 

im Fokus der staatlichen Akteure. Mehr Transparenz von Kosten und Nut­

zen betrieblicher Ausbildung könnte dazu beitragen, gezielte bildungspoli­

tische Entscheidungen zur Stärkung dieses Qualifizierungswegs zu initiieren 

und empirisch zu begründen. Der Beitrag stellt zentrale Ergebnisse der Kos­

ten-Nutzen-Analyse sowie Befragungsergebnisse vor, die abschließend mit 

Blick auf mögliche Handlungsempfehlungen reflektiert werden. 

Berufsbildung auf den Philippinen 

Das philippinische Berufsbildungssystem unterteilt sich 
in einen institutionenbasierten, in der Regel vollzeitschuli­
schen Bereich, einen kommunalen Bereich, der auf schnel­
le Arbeitsmarktintegration und Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen abzielt, und einen betriebsbasierten Bereich. 
In letztgenannten fällt das Dual Training System (DTS), 
das seit 1994 durch das Gesetz über die duale Berufsaus­
bildung (Dual Training System Act) geregelt ist. Das DTS 
kombiniert theoretisches und praktisches Lernen an den 
Lernorten Schule/Ausbildungszentrum (40 %) und Be­
trieb (60 %) im Rahmen einer Lernort-Partnerschaft. 
Die Akkreditierung der Bildungsgänge findet durch die 
Technical Education and Skills Development Authority 
(TESDA) statt, die gleichzeitig die Fachaufsicht über das 
philippinische Berufsbildungssystem innehat. TESDA ist 
seit 2014 Partnerinstitut des BIBB. 
Die Auszubildenden erhalten vom Ausbildungsbetrieb eine 
Vergütung, die nicht weniger als 75 Prozent des Mindest­
lohns (derzeit ca. 8,50 Euro pro Tag) betragen darf. Der 
Ausbildungsvertrag wird mit dem Ausbildungszentrum ge­
schlossen. Die Ausbildungsdauer im DTS variiert je nach 
angestrebter Qualifikation zwischen drei und 36 Monaten. 
Die Teilnahmequote der beruflichen Auszubildenden ist 
sehr gering. 2014 waren es ca. vier Prozent (70.000) aller 
Auszubildenden im Berufsbildungssystem (insges. ca. 2 Mil­
lionen). In den letzten zehn Jahren verharrte ihre Zahl auf 

diesem niedrigen Niveau, obwohl die Zahl der Auszubil­
denden insgesamt um etwa 18 Prozent anstieg (vgl. Mapa/ 
Almeda/Albis 2016). Die TESDA und die Human Resour­
ces Development Foundation der Philippinischen Indus­
trie- und Handelskammer haben daher in Zusammenar­
beit mit dem »K to 12 Plus Project«1, dem BIBB und der 
statistischen Fakultät der University of the Philippines die 
Durchführung einer Kosten-Nutzen-Studie initiiert. 
Die Studie hatte zwei Ziele: Zum einen sollten erstmals für 
Betriebe im DTS die Kosten und der Nutzen der Ausbildung 
gemessen werden. Dadurch sollen zum anderen die Attrak­
tivität für Betriebe transparent gemacht und zukünftige In­
vestitionen angeregt werden. 

Konzept und Durchführung der Erhebung 

Seit den 1980er-Jahren führt das BIBB Erhebungen zu Kos­
ten und Nutzen der betrieblichen Ausbildung durch. Die 
aktuellste 5. BIBB-Erhebung wurde für das Ausbildungs­
jahr 2012/13 durchgeführt (vgl. Schönfeld u. a. 2016). 
In der internationalen Zusammenarbeit besteht ein gro­
ßes Interesse an diesem Analysemodell (vgl. z. B. Jansen/ 
Horn/Nguyen 2016 für Fallstudien in Vietnam). 

1 Das »K to 12 Plus Project« ist eine Initiative der Bundesregierung zur
 

Unterstützung der »K to 12«-Bildungsreform auf den Philippinen.
 

»K to 12« steht dabei für den Bildungsabschnitt vom Kindergarten bis zum
 

Abschluss der 12. Klasse, »Plus« für die zusätzliche berufliche Ausbildung.
 



 
 

 

 

  2 Nutzen, der z.B. durch die Einsparung von Saisonkräften entsteht. 

   

   

 

 

 

3 Es wird ein Wechselkurs von 100 PHP =1,9 Euro angenommen. 

4 Es werden jeweils die »trimmed«-Mittelwerte dargestellt, d.h. dass die 

jeweils oberen und unteren 5 Prozent der Verteilung aus der Berechnung 

ausgeschlossen werden. Dies dient der Kontrolle von Ausreißerwerten. Die 

Summe der berechneten Mittelwerte der Unterkategorien ergibt bei dieser 

Berechnung aber zumeist nicht den (»trimmed«-) Mittelwert der Gesamt

bruttokosten. 
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Operationalisierung von Kosten und Nutzen 

Für die Erhebung von betrieblichen Kosten und Nutzen des 
DTS auf den Philippinen wurden Konzept und Fragebogen 
der BIBB-Erhebungen zugrunde gelegt. Zusammen mit Ex
pertinnen und Experten aus verschiedenen Branchen (Bau 
und Tourismus), den o.  g. Institutionen und dem BIBB wur
de dieses Konzept an die Rahmenbedingungen des DTS 
angepasst. Insbesondere bezüglich Ausbildungsdauer und 
verschiedener Nutzenkategorien mussten Anpassungen er
folgen: Die Bruttokosten setzen sich im überarbeiteten Mo
dell aus den Kosten für die Auszubildenden, für die Ausbil
der/-innen und Material- und Mietkosten zusammen. Der 
Nutzen wird in drei Kategorien unterteilt: 
•	 kurzfristiger Nutzen: dieser umfasst produktive Beiträ

ge und saisonale Erträge2; 
•	 langfristiger Nutzen (verstanden als Nutzen, der durch 

eine Übernahme der Auszubildenden entsteht): er setzt 
sich aus eingesparten Personalgewinnungskosten und 
Produktivitätsunterschieden zu extern rekrutierten Mit-
arbeiter/-innen zusammen, wobei sich die Personalge
winnungskosten wiederum in Rekrutierungskosten und 
Einarbeitungskosten aufteilen lassen; 

•	 weiterer Nutzen: er umfasst jene Aspekte, die nicht mo
netär bewertet werden können (vgl. Mapa/Almeda/ 
Albis 2016). 

Stichprobe 

Die Studie wurde auf die vier Regionen mit den meisten 
Betrieben im DTS fokussiert. Geschulte Interviewer/-in
nen kontaktierten in der Feldphase (von September 2015 
bis März 2016) insgesamt 481 Betriebe, von denen 448 im  
Rahmen des DTS ausbildeten. Insgesamt wurden 201 In
terviews mit Betrieben geführt. In kleinen und mittleren 
Betrieben wurden in der Regel die Besitzer/-innen inter
viewt, in größeren Betrieben die Personalverantwortli
chen, Geschäftsführer/-innen oder Inhaber/-innen. Die 
meisten Betriebe kommen aus der verarbeitenden Indus­  
trie (40  %), aus dem Groß- und Einzelhandel (insbes. Moto­  
renreparatur; 15  %), aus der Hotelbranche (11  %) und aus  
dem Baubereich (8  %). Insgesamt beteiligten sich 26 Kleinst­  
betriebe (13  %; 1 bis 9 Angestellte), 77 Kleinbetriebe
(38  %; 10 bis 99), 29 mittlere Betriebe (14  %; 100 bis 199) 
und 69 Großbetriebe (35  %; mehr als 200) an der Befra
gung. 44 Prozent der Betriebe bieten DTS-Programme 
von bis zu drei Monaten an, 37 Prozent über drei bis zu 
zwölf Monaten und 37 Prozent von mehr als zwölf Mona
ten. Zusätzlich zur Befragung der Betriebe wurden 21 von  
82 Schulen/Ausbildungszentren (Technical Vocational In
stitute – TVI) befragt. Hierbei standen neben Informatio
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nen zu den durchgeführten DTS-Programmen auch Fragen 
zu Ausgaben und Budget der TVI im Mittelpunkt. 
Ergänzend fand eine Befragung von 112 Auszubildenden 
zu ihrer Zufriedenheit mit dem jeweiligen DTS-Programm 
und dessen Arbeitsmarktrelevanz statt. 

Die wichtigsten Ergebnisse der Studie 

Im Folgenden werden ausgewählte Ergebnisse der Be­
triebsbefragung präsentiert, wobei ein Schwerpunkt auf 
die Darstellung der Kosten und des Nutzens gelegt wird 
(vgl. ausführlich Mapa/Almeda/Albis 2016). 

Kosten und Nutzen und zentrale Einflussfaktoren 

Im Durchschnitt ergeben sich Bruttokosten in Höhe von 
etwa 243 Euro3 pro Auszubildender/Auszubildendem und 
Monat über alle befragten Betriebe. 106 Euro betragen die 
Kosten für die Auszubildenden, 45 Euro die Kosten für die 
Ausbilder/-innen und 73 Euro die Kosten für Material und 
Mieten.4 Der kurzfristige Nutzen deckt mit durchschnittlich 
104 Euro etwa 43 Prozent der Bruttokosten ab. Den Haupt­
teil machen die produktiven Beiträge der Auszubildenden 
aus (97 €). Die befragten Betriebe übernehmen etwa ein 
Drittel ihrer Auszubildenden im Anschluss an die Ausbil­
dung. Ein Großteil derjenigen, die den Betrieb verlassen, 
findet in anderen Betrieben der Branche oder im Ausland 
eine Stelle. Bei Übernahme der Auszubildenden kann der 
Betrieb unmittelbar Personalgewinnungskosten einsparen. 
Diese summieren sich zu durchschnittlich etwa 313 Euro 
auf: 253 Euro für das Rekrutierungsverfahren und 60 Euro 
für Einarbeitungskosten. Hinzu kommen zumindest zu 
Beginn der Beschäftigung Produktivitätsunterschiede zwi­
schen Absolventinnen und Absolventen einer DTS-Aus­
bildung und extern rekrutiertem Personal in Höhe von 
39 Euro pro Monat (vgl. Tab., S. 46). 
Die Abbildung zeigt, wie sich Bruttokosten und kurzfristi­
ger Nutzen nach Betriebsgrößen, Wirtschaftszweigen und 
Dauer der Ausbildung unterscheiden. 
Im Vergleich zu den aus Deutschland bekannten Ergebnis­
sen ergibt sich nach Betriebsgröße ein ungewohntes Bild 
bei den Bruttokosten. Mit 409 Euro haben die Kleinstbe­
triebe die höchsten Kosten, während die Großbetriebe mit 
mehr als 200 Beschäftigten mit 190 Euro nur weniger als 
die Hälfte an Kosten pro Auszubildender/Auszubildendem 
und Monat aufweisen. Zusätzlich zu den höchsten Brut­
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5 In der Region Northern Mindanao sind ein Großteil der Kleinstbetriebe 

beheimatet, die häufig kurze Ausbildungen im Bereich Motorenreparatur 

anbieten. Ein Grund für die hohen Kosten bei diesen Gruppen könnte 

darin liegen, dass aufgrund der geografischen Lage hohe Transportkosten 

anfallen, die sich auch auf die Ausbildungskosten niederschlagen. 
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tokosten haben die Kleinstbetriebe auch den geringsten 
kurzfristigen Nutzen aus der Ausbildung (85 €). Die Un­
terschiede nach Betriebsgröße sind hier aber eher gering. 
Auch zwischen den Wirtschaftszweigen sind die Unter­
schiede bei den Bruttokosten wesentlich ausgeprägter 
als beim kurzfristigen Nutzen. Im Baugewerbe fallen mit 
550 Euro mit Abstand die höchsten Kosten an. Bei Betrie­
ben aus dem Bereich der Motorenreparatur sind die Kos­
ten mit 330 Euro ebenfalls überdurchschnittlich hoch. Im 
verarbeitenden Gewerbe und der Hotelbranche liegen die 
Bruttokosten jeweils knapp unter 200 Euro. Der kurzfris­
tige Nutzen schwankt zwischen 84 Euro im Bereich Moto­
renreparatur und 116 Euro im Baugewerbe. 
Bei den kürzesten Ausbildungen (bis einschl. 3 Monate) 
werden die höchsten Bruttokosten (368 €) und der nied­

rigste kurzfristige Nutzen (98 €) gemessen.5 Bei Ausbil­
dungsdauern von bis zu einem Jahr liegen die Kosten bei 
durchschnittlich 186 Euro bei einem kurzfristigen Nut­
zen von 109 Euro, bei längerer Ausbildungsdauer sind es 
214 Euro an Kosten und ein Nutzen von 110 Euro pro 
Auszubildenden und Monat. Insgesamt zeigt sich, dass 
die Betriebe zu substanziellen Investitionen in die Auszu­
bildenden im DTS bereit sind. An zwei Fallbeispielen (vgl. 
Infokasten) wird dargestellt, wie sich diese Investition für 
den Betrieb unterschiedlich auszahlen kann. 
Neben dem bisher dargestellten Nutzen kann die Ausbil­
dung im DTS z. B. auch das Image des Betriebs bei Kundin­
nen und Kunden, Zulieferbetrieben und Personal verbes­
sern und so einen Nutzen erzeugen. Die große Mehrheit 
der Betriebe (über 80 %) bestätigt diesen positiven Effekt. 

Zufriedenheit aus Sicht der beteiligten Akteure 

Die Betriebe zeigen sich mit ihrer Beteiligung an der Aus­
bildung im DTS mehrheitlich zufrieden (65 %) oder sogar 
sehr zufrieden (26 %). Trotz der teilweise vergleichsweise 
hohen Investitionen scheint sich für sie das System als loh­
nendes Modell zur Fachkräfteentwicklung darzustellen. 
Die zusätzliche Befragung an Schulen und Ausbildungs­
zentren (vgl. Mapa/Almeda/Albis 2016, S. 74 f.) verdeut­
licht, dass eine regelmäßige Kommunikation zwischen 
TESDA und den TVI von zentraler Bedeutung ist. Verschie­
dene TVI äußerten Schwierigkeiten bei der Registrierung 
der DTS-Programme aufgrund von komplizierten Verfah­
ren und mangelnder Anbindung an die Betriebe und deren 
Bedarfe. 
78 Prozent der befragten Auszubildenden (vgl. ebd., S. 75ff.) 
teilen die Einschätzung, dass das DTS-Programm ihre 
Fähigkeiten und ihr Verantwortungsbewusstsein stärkt. 
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81 Prozent geben an, im Rahmen der Ausbildung ihre 
fachlichen Fähigkeiten und Kompetenzen zu verbessern, 
und 66 Prozent sind mit Inhalt und Ablauf der Ausbildung 
zufrieden. Fast alle Auszubildenden sind mit dem Ausbil­
dungspersonal und den Ausbildungsbetrieben sehr zufrie­
den. Dreimonatige Programme werden jedoch als zu kurz 
angesehen, um allen Anforderungen und zu vermittelnden 
Fähigkeiten gerecht zu werden. Dies bestätigen verschie­
dene Betriebe, die die ersten drei Monate zur Vermittlung 
grundlegender Kenntnisse veranschlagen und längere 
Programme von mindestens sechs bis neun Monaten favo­
risieren. 

Empfehlungen 

Die Erhebung zu betrieblichen Kosten und Nutzen des DTS 
hat gezeigt, dass es für Betriebe möglich ist, kostendeckend 
Jugendliche in diesem System auszubilden. Gleichzeitig 
gibt es aber auch Betriebe, die zum Teil hohe Kosten auf 
sich nehmen. Eine Stärkung des DTS ist von verschiedenen 
Seiten nicht zuletzt aufgrund der guten Beschäftigungs­
chancen der Absolventinnen und Absolventen gewünscht. 
Soll dies gelingen, muss die Attraktivität des DTS für die 
Betriebe gesteigert werden. Die Betriebsbefragung und die 
ergänzenden Befragungen der TVI und der Auszubilden­
den liefern dazu einige Anhaltspunkte: 
Kurze Ausbildungsdauern weisen zum einen hohe Kosten 
auf, zum anderen wird von allen beteiligten Gruppen an­

gemahnt, dass die kurze Dauer nicht ausreicht, um die nö­
tigen beruflichen Qualifikationen zu erlernen. Hier sollte 
es relativ einfach sein, einen Konsens für Mindestausbil­
dungsdauern zu finden. 
Einige Branchen und insbesondere kleine Betriebe bilden 
zurzeit mit Kosten aus. Für diese Betriebe gilt es Wege aufzu­
zeigen, wie sie die Kosten-Nutzen-Relation verbessern kön­
nen. Best-Practice-Beispiele und gezielte Seminare könnten 
dies unterstützen. Es ist aber auch zu prüfen, welche finan­
zielle oder personelle Unterstützung effektiv sein könnte. 
Aufgrund von regionalen Besonderheiten fallen in einigen 
Regionen sehr hohe Kosten an. Hier gilt es zu prüfen, in­
wieweit der Staat finanzielle Unterstützungen leisten kann, 
um auch in diesen Regionen Betrieben die Möglichkeit zu 
geben, kosteneffizient auszubilden. s
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http://www.bibb.de/dokumente/pdf/TESDA_costbenefit-tesda_oct_7_2016_interactive.pdf
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Gleichwertigkeit der Berufsbildung im Deutschen 
Qualifikationsrahmen – Durchbruch oder Mogelpackung? 

HERMANN SCHMIDT 
Prof. Dr., Präsident des BIBB a.D. 

MANFRED KREMER 
Präsident des BIBB a.D. 

Absolventinnen und Absolventen einer beruflichen Aus-

und Fortbildung sollen die gleichen Berufs- und Ein­

kommenschancen eröffnet werden wie jenen mit einer 

Bachelorausbildung! Das ist die Kernforderung der »Ini­

tiative für Gleichstellung und Attraktivität beruflicher 

Bildung«. Sie fordert, die Einordnung dieser Qualifika­

tionen im Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) auch 

bildungs- und tarifrechtlich nachzuvollziehen. Dadurch 

soll ein Stück Bildungsgerechtigkeit hergestellt und ei­

nem Mangel an hoch und praxisnah qualifizierten Fach­

kräften entgegengewirkt werden. Hintergründe und 

Forderungen der Initiative werden im Beitrag vorgestellt. 

Gleichwertig, aber nicht gleich viel wert? 

Wieso wird die jahrzehntealte Forderung nach der Gleich­
wertigkeit beruflicher Bildung immer noch und gerade 
jetzt erhoben? Betont die Politik nicht unablässig und Arm 
in Arm mit Wirtschaft und Gewerkschaften, wie attrak­
tiv die Berufsbildung als gleichwertige Alternative zum 
Hochschulstudium ist? Im Deutschen Qualifikationsrah­
men (DQR) haben es die hochwertigen beruflichen Fort­
bildungsabschlüsse nach langjährigen Verhandlungen 
zwischen Bund und Ländern und unter Beteiligung der So­
zialpartner inzwischen auf die gleiche Stufe wie der aka­
demische Bachelor geschafft, einige sogar auf die Stufe des 
Masters. Dies wird allenthalben als Durchbruch zur Aner­
kennung der Gleichwertigkeit von beruflicher Bildung und 
Hochschulstudium gefeiert. 
Allerdings hat die Platzierung im DQR in erster Linie zum 
Ziel, das Niveau deutscher Qualifikationen für die europä­
ischen Bildungs- und Beschäftigungssysteme zu dokumen­
tieren und so deren Anerkennung in Europa zu erleichtern. 
Nicht an die große Glocke gehängt wird, dass dies weder 
den Zugang zu Bildungsgängen auf dem nächsthöheren 
DQR-Niveau eröffnet noch tarifrechtliche Auswirkungen 

haben soll.1 Genau das ist aber der Pferdefuß, denn von 
diesen Einschränkungen ist faktisch nur die berufliche Bil­
dung betroffen. Was Politik und Sozialpartner auf europä­
ischer und internationaler Ebene einfordern, verweigern 
sie weiterhin auf nationaler Ebene. Man scheint sich darin 
einig zu sein, dass berufliche Bildung und Hochschulbil­
dung zwar als »gleichwertig« katalogisiert werden, aber 
nicht »gleich viel wert« sein sollen. Akademische Bildung 
soll der »Königsweg«, berufliche Bildung der »Trampel­
pfad« bleiben«. 

Hochqualifizierten Fachkräftenachwuchs sichern! 

Wen wundert da die steigende Anzahl junger Leute, die 
mit Blick auf berufliche Perspektiven, Berufszufriedenheit, 
Arbeitsplatzsicherheit und Einkommenschancen ein Stu­
dium für attraktiver halten? Weder Öffentlichkeitsarbeit 
und wissenschaftliche Untersuchungen, die versuchen, 
das Gegenteil zu belegen, noch der DQR werden dies än­
dern, wenn die Wahrnehmung der Betroffenen und die Le­
benserfahrung der Mütter und Väter, die bei den Bildungs­
entscheidungen ihrer Kinder ein wichtiges Wort mitreden, 
eine andere ist. 
Der sogenannte »Bologna-Prozess« hat diese Wahrneh­
mung noch befördert, zumal es erklärtes Ziel deutscher 
Bildungspolitik war, eine höherwertige, beruflich verwert­
bare Alternative zum bewährten Konzept »Berufsausbil­
dung und Berufserfahrung plus hochwertige berufliche 
Fortbildung« anbieten zu können. Außer Acht blieb nicht 
nur, dass Deutschland ein Berufsbildungssystem von welt­
weit anerkannt hoher Qualität hat, sondern auch, dass die 
Bachelorausbildung in anderen Ländern sich in der Regel 
als weniger arbeitsmarkttauglich erweist. Da die Expertise 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung für die Gestaltung 
eines praxisorientierten Bachelorstudiums unbeachtet 
blieb, wurde die Chance verpasst, Berufsbildung und Ba­

1 Vgl. Deutscher EQR-Referenzierungsbericht vom 08.05.2013 – URL: 

www.dqr.de/media/content/Deutscher_EQR_Referenzierungsbericht.pdf 

(Stand: 16.05.2017) 

www.dqr.de/media/content/Deutscher_EQR_Referenzierungsbericht.pdf
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chelorstudium als alternative Wege zum gleichen Ziel zu 
entwickeln. Die Folge ist, dass es für Handwerk, Handel, 
Industrie, Gesundheitswesen und andere Dienstleistungen 
immer schwieriger wird, leistungsfähigen Fachkräftenach­
wuchs zu gewinnen. 
Zugleich verstummen die kritischen Stimmen aus den Un­
ternehmen zur Beschäftigungsfähigkeit der Bachelorab­
solventinnen und -absolventen nicht. Die Klagen über die 
mangelnde Wissenschaftlichkeit vieler Bachelorstudien­
gänge halten an und die Abbruchquoten im Bachelorstu­
dium bleiben hoch. 

Forderungen der Gleichstellungsinitiative 

Die Gleichstellungsinitiative fordert, diese bildungs- und 
arbeitsmarktpolitisch falsche Weichenstellung zu korri­
gieren. Sie schlägt ein »Zwei-Säulen-Modell« vor, in dem 
der berufliche Bildungsweg bis hin zu den im DQR auf 
den Stufen 6 und 7 eingeordneten Fortbildungsabschlüs­
sen in jeder Hinsicht einem Studium mit entsprechen­
dem Hochschulabschluss gleichgestellt ist. Dabei sollen 
die Unterschiede zwischen akademischer und beruflicher 
Bildung nicht verwässert oder mit gleichen Abschlussbe­
zeichnungen versehen werden. Vielmehr sollen die jewei­
ligen Stärken der durch berufliche Bildung oder Studium 
erworbenen Kompetenzen und Qualifikationen erhalten 
bleiben. Es soll aber gewährleistet sein, dass junge Leute 
bei ihrer Entscheidung für Berufsbildung oder Studium 
sicher sein können, dass beide Wege beim Zugang zu wei­

teren Bildungsgängen und in der Arbeitswelt (u. a. auch 
in Tarifverträgen und betrieblichen Vergütungsregelun­
gen) gleich behandelt werden. Soweit die Autoren dies 
überblicken, ist dies bei der tariflichen Einordnung zurzeit 
nur im öffentlichen Dienst der Fall. So haben z. B. in der 
Bundesverwaltung Bewerber/-innen und Beschäftigte mit 
einer einschlägigen Berufsausbildung und/oder längerer 
Berufserfahrung nach einer Aufstiegsfortbildung zum Ver­
waltungsfachwirt/zur Verwaltungsfachwirtin – wie solche 
mit Bachelorabschluss – Zugang zum gehobenen Dienst. 
Damit diese Ziele erreicht und abgesichert werden können, 
sind auch Reformen bei der strukturellen Entwicklung und 
Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung erforder­
lich. Die Initiative fordert deshalb die Verantwortlichen in 
Bund, Ländern, Wirtschaft und Gewerkschaften dazu auf, 
sich unbeschadet der unterschiedlichen Zuständigkeiten 
auf Grundsätze für die Modernisierung und Entwicklung 
der geregelten Berufsausbildungen und Fortbildungen zu 
verständigen. 
So sollen u. a. berufliche Aus- und Fortbildung in allen Pha­
sen, auf allen Stufen und bei allen Anbietern konsequent 
nach dem dualen Prinzip gestaltet werden, d. h. durch 
curricular systematisch verknüpfte Theorie- und Praxis­
phasen gekennzeichnet sein. Dies sollte auch die unter­
schiedlichen Bewertungen der – im DQR gleichgestellten – 
Berufsbildungsangebote nach Regelungen des Bundes 
und der Länder beenden. Ferner sollte über ein einheitli­
ches System von qualitätssichernden Zertifizierungen und 
Standards sichergestellt werden, dass die erworbenen per­
sonalen und fachlichen Kompetenzen den Anforderungen 
der DQR-Niveaus entsprechen, denen sie zugeordnet sind. 
Das heißt, dass jeder Anbieter, jeder Lernort und jedes Bil­
dungsangebot definierte Standards erfüllen muss, damit 
der Anspruch der Gleichstellung national und internatio­
nal gesichert bleibt. Das ist für die Berufsbildung nichts 
Neues. Entsprechende Standards werden z. B. durch die 
landes- und bundesrechtlich geregelten Curricula und Aus- 
und Fortbildungsordnungen für alle beruflichen Schulen, 
Betriebe und anderen beruflichen Bildungseinrichtungen 
klar definiert. In der Definition und/oder Durchsetzung 
von Qualitätsstandards für die Praxis der Berufsbildung 
an den verschiedenen Lernorten gibt es aber nach wie vor 
erhebliche Unterschiede. Ohne das Akkreditierungssystem 
im Hochschulbereich zu bewerten oder als Vorbild zu neh­
men, muss festgehalten werden, dass ein ähnlich übergrei­
fender Ansatz der Qualitätssicherung und des Qualitäts­
managements in der beruflichen Bildung bisher fehlt. 
Für die Sicherung und Zukunftsfähigkeit der zu Recht star­
ken Stellung der deutschen Berufsbildung im nationalen 
und in den europäischen Bildungs- und Beschäftigungssys­
temen ist eine derartige Reform zur Gleichstellung beruf­
licher Bildung, die aus der »Mogelpackung« einen Durch­
bruch macht, unerlässlich. s

 

http://www.fes.de/lnk/gleichwertigkeit
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Inklusion in der Lehrerausbildung
 

Zugänge und Ansätze am Beispiel der Gesundheitsberufe 

URSULA BYLINSKI 
Prof. Dr., Professorin für Berufliche Bildung 
und Didaktik inklusiven Unterrichts am Institut 
für Berufliche Lehrerbildung (IBL) der Fach­
hochschule Münster 

Das Lehrerausbildungsgesetz in NRW sieht vor, inklu­

sionsorientierte Fragestellungen zum integralen Be­

standteil der Lehramtsausbildung zu machen. Für die 

berufliche Lehrerbildung bedeutet dies, Inklusion und 

Heterogenität in der Fachdidaktik und in den berufli­

chen Fachrichtungen mit den fachwissenschaftlichen 

Inhalten zu verknüpfen. Im Beitrag wird die Frage dis­

kutiert, welche Anknüpfungspunkte Gesundheitsberufe 

aufgrund ihres spezifischen Aufgaben- und Tätigkeits­

bereichs bieten. 

Abkehr vom medizinischen Modell von 
Behinderung 

Ein zentraler Leitgedanke der UN-Behindertenrechtskon­
vention – die 2009 von der Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichnet wurde – ist, die negative Bewertung von 
Behinderung und eine individuelle Zuschreibung aufzuhe­
ben. Dies bedeutet eine Abkehr vom medizinischen Modell 
von Behinderung: Nicht mehr das individuelle Defizit steht 
im Vordergrund, sondern Behinderung wird als soziales 
Konstrukt betrachtet. Der Blick ist somit auf Handlungs­
situationen und Kontextfaktoren gerichtet, die Menschen 
an einer gleichberechtigten Teilhabe in dieser Gesellschaft 
(be-)hindern. Entgegen einer dichotomen Vorstellung wer­
den im Inklusionsdiskurs Individuen nicht entlang unter­
schiedlicher sozialer Differenzkategorien (bspw. Behinde­
rung, Benachteiligung, Migrationshintergrund) betrachtet 
und ihre Verschiedenheit herausgestellt (vgl. Budde 2015, 
S. 119), sondern Unterschiedlichkeit als Ressource für in­
dividuelles und wechselseitiges Lernen und Entwicklung 
aufgefasst. Die Achtung der Unterschiedlichkeit von Men­
schen mit Behinderungen und deren Akzeptanz als Teil 
der menschlichen Vielfalt ist in Artikel 3 der UN-Konven­
tion festgeschrieben. Gesundheit ohne Diskriminierung 
soll durch ein Höchstmaß an Unabhängigkeit umgesetzt 
werden, um körperliche, geistige, soziale und berufliche 

Fähigkeiten zu gewährleisten (Art. 25). Gesundheitsför­
derung und Prävention erhalten damit einen besonderen 
Stellenwert und sind mit einer Verbesserung der Lebensbe­
dingungen verbunden, um eine Stärkung der gesundheit­
lichen Entfaltungsmöglichkeiten zu erreichen (vgl. Hur­
relmann u. a. 2014, S. 13). 

Inklusion und Heterogenität in der 
Lehrerausbildung 

Das Lehrerausbildungsgesetz in NRW (2016, Art. 1) sieht 
vor, künftige Lehrkräfte durch den Erwerb von »Inklusions­
kompetenzen und sonderpädagogischen Basiskompeten­
zen« zu befähigen, professionell mit Heterogenität und 
Vielfalt umzugehen. Lehrangebote, sowohl in den Bil­
dungswissenschaften als auch in der Fachdidaktik und den 
beruflichen Fachrichtungen, sollen entsprechend curricu­
lar ausgestaltet werden. Die Verankerung von inklusions­
orientierten Fragestellungen knüpft an fachwissenschaft­
liche Fragestellungen an, für die zunächst thematische 
Bausteine konzeptioniert werden, die sich dann zum inte­
gralen Bestandteil des Lehrangebots entwickeln können. 
Dieser Ansatz basiert auf dem Verständnis, dass »Inklu­
sionskompetenz« (Terhart 2015) nicht als eigenständi­
ger Kompetenzbereich einzuordnen ist. Vielmehr wird die­
se als »Transferkompetenz« (Bolten 2011, S. 64) und als 
Querschnittsaufgabe verstanden mit einem ganzheitlichen 
Zusammenspiel von individuellem, sozialem, fachlichem 
und strategischem Handeln in pädagogischen Kontexten 
(vgl. ebd., S. 25). Dabei gewinnt die Dimension des Reflek­
tierens und die (Selbst-)Evaluation des eigenen Handelns 
an Bedeutung, weil sich Einstellung und Haltung der Leh­
renden als entscheidend für professionelles Handeln in in­
klusiven Lernsettings erweisen. 
Bei der curricularen Ausgestaltung ergibt sich je nach Fach­
wissenschaft eine unterschiedliche Nähe zu inklusions­
orientierten Fragestellungen. So lässt sich bspw. der Zu­
gang in der Ernährungs- und Hauswirtschaftswissenschaft 
häufig über die Zielgruppe und spezifische Ausbildungs­
formen herstellen. In der Gesundheits- und Pflegewissen­
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schaft ergeben sich Anknüpfungspunkte im Aufgaben- und 
Tätigkeitsfeld, wie nachfolgend gezeigt wird. 

Inklusionsaffinität der Gesundheitsberufe 

Prävention und Gesundheitsförderung sind insbesondere 
durch zwei Aspekte gekennzeichnet: Der Aufgabenbereich 
definiert sich als personenbezogene – interaktive – Dienst
leistung sowie über eine Ressourcenorientierung, die eine 
veränderte Sicht auf Gesundheit und Krankheit beinhal
tet. Beide Aspekte weisen Bezüge zu einem Inklusionsver
ständnis auf, das u.  a. die Beziehungs- und Interaktions­  
ebene in den Fokus stellt, Lernende in ihrer Individualität 
anerkennt und wertschätzt sowie Entwicklung als zirkulä
ren Prozess betrachtet, der ausgehend von unterschiedli
chen Lernausgangslagen individuelle Entwicklung initiiert 
(vgl. Bylinski 2016). 

Interaktive Dienstleistungsarbeit 

Personenbezogene Dienstleistung ist auf den Menschen ge
richtet und mit der Intention verbunden, auf individuelle Be
dürfnisse situativ einzugehen. Interaktionsarbeit beleuch
tet das Arbeitshandeln und bietet einen systematisierten 
begrifflichen Rahmen, den Anforderungsbereich präzi
ser zu beschreiben (vgl. Brater/Rudolf 2006, S. 269).  
Interaktive Dienstleistungsarbeit ist dadurch gekennzeich
net, dass 
•	 Prozess und Produkt miteinander verbunden sind und 

der sozialen Interaktion zwischen Dienstleister und Kli
ent/-in eine tragende Rolle zukommt, 

•	 ein gemeinsamer Arbeitsgegenstand und eine gemein
same Zielsetzung zu definieren sind und 

•	 eine wechselseitige Abstimmung von Interessen und 
Handeln erforderlich ist (»Ko-Produktion«), weil der 
»Arbeitserfolg« von beiden Seiten abhängt. 

­

­
­

­
­

­
­
­

­

­

­

­

Klientinnen und Klienten sind damit nicht passiv, sondern 
aktive Co-Akteure im Prozess der Gesundheitsförderung 
und -prävention, der auf Anerkennung und Wertschätzung 
beruht. Böhle (2011, S. 457 ff.) stellt neben dieser Koope­
rationsarbeit weitere Teilkonzepte interaktiver Dienstleis­
tungsarbeit heraus (vgl. Abb.): die Emotionsarbeit, u. a. 
der Umgang mit den eigenen Gefühlen (erfordert, eine 
persönliche Haltung herauszubilden), die Gefühlsarbeit, 
u.a. das notwendige Herstellen von Vertrauen (beinhaltet, 
Gefühle anderer wahrzunehmen, zu verstehen und im ei­
genen Handeln zu berücksichtigen), sowie subjektivieren­
des Handeln, d. h. den Umgang mit Unwägbarkeiten, die 
eine dialogisch-explorative Vorgehensweise erfordert, weil 
Planung und Ausführung miteinander verschränkt sind. 
Gefordert ist, die Individualität des Klienten/der Klientin 
und die Einzigartigkeit seiner/ihrer Situation zu begreifen 
(vgl. Brater/Rudolf 2006, S. 263) und eigenes Handeln 
im Prozess zu reflektieren (ebd. S. 264). 

Ressourcenorientierte Betrachtung 

Mit dem Ausbau von Gesundheitsförderung und Prä­
vention vollzog sich in den Gesundheitsberufen ein Per­
spektivenwechsel: Eine defizitorientierte Förderung und 
Diagnostik wurde von einer stärken- und ressourcenorien­
tierten Sichtweise abgelöst (vgl. Fingerle 2010, S. 138). 
Der Blick wurde nicht mehr auf Krankheiten und Störun­
gen gerichtet, sondern auf das, was positiv dazu beiträgt, 
gesund zu bleiben und zu werden. Die »Entwicklung der 
Gesundheit« (ebd.) stand im Vordergrund. Einen starken 
Impuls für ein sich veränderndes Gesundheitsverständnis 
gab die Salutogenese (vgl. Antonovsky 1997), die eine 
veränderte aktive Patientenrolle nach sich zog. Die dicho­
tome Klassifizierung von Menschen als krank oder gesund 
(vgl. ebd., S. 29) wurde abgelöst von einer Betrachtung 
der Coping-Ressourcen. Es galt, individuelle Stärken zu 
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identifizieren, um Entwicklungsbelastungen als veränder­
bar zu interpretieren. Die Identifikation von Vulnerabilität 
als personalem Risikofaktor und Resilienz als persona­
lem Schutzfaktor richtete den Blick auf jene Ressourcen, 
die Personen in der Auseinandersetzung mit alltäglichen 
Krisen und Belastungen zur Verfügung stehen (ebd.). Be­
sondere Bedeutung erhält das Konzept der Selbstwirksam­
keitserwartung (vgl. Bandura 1997), d. h. die Erwartung 
einer Person, kompetent handeln zu können. Die Stärkung 
des Selbstkonzepts wirkt sich positiv auf die Krankheits­
bewältigung aus. 

Ansätze für die curriculare Umsetzung 

Bei der curricularen Ausgestaltung (bspw. zur Entwick­
lung thematischer Bausteine zu inklusionsorientierten 
Fragestellungen) erweist es sich als zielführend, am kon­
kreten Arbeitshandeln und an bestehenden Konzepten der 
jeweiligen Fachwissenschaft anzusetzen, um diese unter 

Inklusionsaspekten weiterzuentwickeln. In den Gesund­
heitsberufen könnten zum einen Prinzipien interaktiver 
Dienstleistungsarbeit aufgegriffen und diese noch konkre­
ter auf die Ausgestaltung inklusiver Lernsettings bezogen 
werden; zum anderen könnte die Beziehungsarbeit vor 
dem Hintergrund inklusionsrelevanter Aspekte (bspw. De­
konstruktion von Differenzkategorien) reflektiert werden. 
Stärkenorientierte Konzepte der Gesundheitsförderung 
wären noch deutlicher an den zur Verfügung stehenden 
Ressourcen der Individuen zu orientieren: den personellen, 
sozialen und organisationalen Ressourcen, die Unterstüt­
zungsangebote miteinbeziehen (vgl. bspw. Ulrich 2011). 
Eine curriculare Schwerpunktsetzung inklusionsorientier­
ter Fragestellungen auf Grundlage der jeweiligen Fachwis­
senschaft bedarf darüber hinaus der Ausgestaltung von 
hochschulischen Lernsettings, die den Studierenden einen 
reflexiven Diskurs ermöglichen, um einen professionellen 
Umgang mit Inklusion und Heterogenität zu entwickeln. s
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Novellierung der kaufmännischen Luftverkehrsberufe
 

ANKE KOCK 
Dr., wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Kaufmännische Berufe, Berufe der Medien­
wirtschaft und Logistik« im BIBB 

Zu Beginn des neuen Ausbildungsjahrs am 1. August 2017 

treten die novellierten Ausbildungsverordnungen der 

Luftverkehrskaufleute und der Servicekaufleute im Luft­

verkehr in Kraft. Damit wird den veränderten Rahmen­

bedingungen in der Luftverkehrsbranche Rechnung 

getragen. Zudem ergeben sich insbesondere für die 

Luftverkehrskaufleute grundlegende Neuerungen im 

Hinblick auf Ausbildungsinhalte und Prüfungsstruktu­

ren. Im Beitrag werden die wesentlichen strukturellen 

und inhaltlichen Neuerungen vorgestellt. 

Ausgangssituation der Neuordnungen 

Veränderungen in der Luftverkehrsbranche haben sich ins­
besondere durch die Liberalisierung des Luftverkehrs und 
der Bodenverkehrsdienste ergeben. Damit in Verbindung 
stehen ein verstärkter Wettbewerb, Kosten- und Rationali­
sierungsdruck auf Flughäfen und Fluggesellschaften sowie 
die Auslagerung von Dienstleistungen. Auch weitreichen­
de Verschärfungen der Sicherheitsanforderungen prägen 
den Wandel der Branche. Daraus ergeben sich neue Anfor­
derungen an berufliche Qualifikationen. 
Die Ausbildung der Luftverkehrskaufleute wurde bisher 
noch durch einen Erlass des Bundesministeriums für Wirt­
schaft (BMWi) vom 02.12.1960 geregelt. Daher lag diesem 
Ausbildungsberuf weder eine Ausbildungsordnung nach 
dem Berufsbildungsgesetz noch ein Rahmenlehrplan für 
die Beschulung zugrunde. 
Der Neuordnung der Luftverkehrsberufe vorgeschaltet 
wurde eine Evaluierung, in die die Ausbildung der Ser­
vicekaufleute im Luftverkehr aufgrund beruflicher Über­
schneidungen einbezogen wurde. Dieser Ausbildungsberuf 
wurde erstmals 1998 erlassen. Ziel war es, im Kundenkon­
takt geschultes Personal für den sich damals ausweitenden 
Individualverkehr zu qualifizieren. 
In der Evaluierung galt es, die Ausbildungssituation und den 
Novellierungsbedarf im Sinne veränderter Aufgabeninhalte 
zu untersuchen. Auch Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
im Hinblick auf Tätigkeitsfelder und Einsatzgebiete der bei­
den Ausbildungsberufe sollten aufgezeigt werden. Zudem 
sollte geprüft werden, ob beide Ausbildungsregelungen bei­

behalten werden – insbesondere im Hinblick auf die gerin­
gen Ausbildungszahlen in den Berufen. 

Ausbildungszahlen und Tätigkeitsprofile 

Auch wenn die Luftverkehrskaufleute zuletzt einen leich­
ten Zuwachs an Neuabschlüssen verzeichnen konnten (vgl. 
Abb., S. 54), bleibt es mit 129 Auszubildenden im Berichts­
jahr 2015 ein kleiner Beruf. Die Neuabschlüsse bei den 
Servicekaufleuten im Luftverkehr weisen eine rückläufige 
Tendenz auf. Im Jahr 2011 gab es noch 111 Neuabschlüsse; 
2015 hingegen nur noch 60 bei insgesamt 216 Auszubil­
denden. 
Die Untersuchung der Tätigkeitsfelder und Einsatzgebie­
te beider Berufe ergab ein differenziertes Bild. Luftver­
kehrskaufleute haben bei Fluggesellschaften und Flughä­
fen ihren Schwerpunkt ganz eindeutig in kaufmännischen 
Tätigkeiten. Dabei handelt es sich nicht selten um verant­
wortungsvolle Positionen im unteren bis mittleren Manage­
ment (Kock u. a. 2014, S. 26). In den operativen Bereichen 
wie dem Vorfeld, der Passage oder der Fracht werden Luft­
verkehrskaufleute zwar auch, aber im Vergleich weniger 
eingesetzt – wenn, dann vorrangig bei Bodenverkehrs- und 
Abfertigungsdiensten sowie bei Flughäfen. Näher am Kun­
den sind die Servicekaufleute im Luftverkehr. Deren Ein­
satzfelder sind insbesondere das Vorfeld, der Service in der 
Passage sowie der Bereich der Sicherheitsdienstleistungen. 
Überwachungs- und Steuerungsfunktionen im operativen 
Bereich wie z. B. die Steuerung der Terminalansagen oder 
die Disposition von Check-in-Schaltern oder Abflug-Gates 
gehören ebenfalls zu ihrem Aufgabenbereich (ebd., S. 28). 
Während Luftverkehrskaufleute folglich vorrangig kauf­
männisch im Backoffice arbeiten, sind Servicekaufleute 
im Luftverkehr für operative Tätigkeiten im kundennahen 
Bereich zuständig. Für beide Berufe gilt, dass sie sehr hohe 
Anforderungen an kommunikative Kompetenzen, Zuver­
lässigkeit und Stressresistenz stellen. Die Tätigkeiten der 
Luftverkehrskaufleute scheinen dabei jedoch in der Regel 
weniger Stresspotenzial zu beinhalten, da sie in ihren kauf­
männischen Einsatzgebieten weniger im direkten Kunden­
kontakt stehen. Dafür stellen sich aber höhere konzeptio­
nelle Anforderungen (ebd., S. 29). 
Die Entscheidung fiel daher gegen eine Zusammenlegung 
der Berufe. Auch Wahlqualifikationen oder Fachrichtun­
gen wurden als nicht zielführend erachtet. Der Prüfauftrag 
des Neuordnungsverfahrens bezog sich deshalb auf die 
Bildung einer Berufsgruppe, bei der eine gemeinsame Be­
schulung von mindestens einem Jahr ermöglicht werden 
sollte. Folglich handelt es sich bei den beiden Ausbildungs­
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berufen weiterhin um Mono-Berufe mit sich nur teilweise 
überschneidenden Tätigkeits- und Einsatzgebieten sowie 
unterschiedlichen fachlichen Qualifikationen. 

Die Neuerungen im Überblick 

Im Zuge des Neuordnungsverfahrens war es ein zentrales 
Anliegen, beide Berufe trotz vorhandener Gemeinsamkei­
ten stärker zu profilieren. So steht bei den Servicekaufleu­
ten im Luftverkehr ganz klar die Kundenorientierung im 
Vordergrund. Der Ausbildungsberuf der Luftverkehrskauf­
leute kann demgegenüber als Backoffice-Beruf bezeichnet 
werden. Die Aufgaben beziehen sich vorrangig auf kauf­
männische Tätigkeiten im Controlling, Marketing, Vertrieb, 
Einkauf und Personal. Im Unterschied zu den Servicekauf­
leuten im Luftverkehr geht es z. B. im Rahmen der Termi­
nalprozesse darum, Kundenströme effektiv zu steuern oder 
aber, im Kontext der Luftfrachtabfertigung, Luftfrachtver­
träge vorzubereiten sowie Ex- und Importabfertigungen zu 
disponieren und mit operativen Partnern zu koordinieren. 
In beiden Berufen erfolgt eine verstärkte Betonung von 
Luftsicherheitsaspekten. Dabei werden Vorgaben zur be­
trieblichen Sicherheit und zur Abwehr äußerer Gefahren 
vorrangig in Abfertigungsprozessen angewandt. Daneben 
sind es insbesondere Englischkenntnisse, die in beiden 
Ausbildungsberufen von zentraler Bedeutung sind und in 
den aktualisierten Ausbildungsordnungen besonders be­
rücksichtigt werden. Bei der Beratung und Betreuung von 
Passagieren wird zudem die Bedeutung soziokultureller 
Besonderheiten thematisiert. 
Im Rahmen der novellierten Prüfungsordnungen er­
gibt sich für die Luftverkehrskaufleute eine bedeutende 
strukturelle Neuerung. Nach dem Erlass von 1960 muss­
ten Prüflinge in der Abschlussprüfung u. a. einen Aufsatz 
verfassen. Diese veraltete Prüfungsmethode wird nun ab­

gelöst durch praxisbezogene, schriftlich zu bearbeitende 
Aufgabenstellungen. Geprüft wird in Form der gestreckten 
Abschlussprüfung. Teil 1 der Abschlussprüfung – bereits in 
der Mitte des zweiten Ausbildungsjahres – kann dabei nur 
Kompetenzen zum Gegenstand haben, welche bereits ab­
schließend erworben wurden. Diese Prämisse war im Ord­
nungsverfahren eine Herausforderung, zumal die Mög­
lichkeit einer gemeinsamen Beschulung beider Berufe im 
ersten Ausbildungsjahr zu berücksichtigen war. Die Ausbil­
dung der Servicekaufleute im Luftverkehr behält hingegen 
die klassische Form von Zwischen- und Abschlussprüfung 
bei. Allerdings wurden neue Prüfungsbereiche definiert. 
Für den Berufsschulunterricht wurde eine teilweise ge­
meinsame Beschulung ermöglicht. Dies war wegen der ge­
ringen Zahl an Auszubildenden und wegen des Ziels, mehr 
ortsnahe Beschulung anbieten zu können, insbesondere 
ein Anliegen der Kultusministerkonferenz. Für das erste 
Ausbildungsjahr wurden vier gemeinsame Lernfelder de­
finiert. Ein weiteres Lernfeld zu Vertragsabschlüssen und 
Leistungsstörungen im zweiten Ausbildungsjahr wird da­
bei mit einem unterschiedlichen Zeitvolumen bemessen 
– entsprechend der divergierenden Bedeutung des Kauf­
männischen in den beiden Ausbildungsberufen. Bisher 
erfolgt die Beschulung der Luftverkehrskaufleute und Ser­
vicekaufleute regional differenziert, das heißt, es gibt aktu­
ell keine Schule, die beide Berufe beschult. Die Konzeption 
gemeinsamer Lernfelder bietet nun aber Gestaltungsoptio­
nen. Wie sich die Berufsschulen auf dieser Basis in Zukunft 
organisieren werden, bleibt abzuwarten. s
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Bericht über die Sitzung 2/2017 des Hauptausschusses 

am 21. Juni in Bonn
 

THOMAS VOLLMER 
Dr., fachlicher Leiter Büro Hauptausschuss 
im BIBB 

Inhaltliche Schwerpunkte der ersten Sitzung des Haupt­

ausschusses in seiner zehnten Amtsperiode, die unter 

Leitung von Dr. Hans-Jürgen Metternich stattfand, 

waren die Integration von geflüchteten Menschen und 

Berufsbildung 4.0. Ebenfalls verabschiedete der Haupt­

ausschuss eine Empfehlung, die eine Positionierung zum 

»Dualen Studium« vornimmt. 

Integration von geflüchteten Menschen 

Ein Schwerpunktthema in der Hauptausschusssitzung war 
die Integration von geflüchteten Menschen. Die Diskus­
sion, inwiefern Aus- und Weiterbildung zu einer gelingen­
den Integration geflüchteter Menschen beitragen kann, 
wird aufgrund der hohen gesellschaftlichen Relevanz re­
gelmäßig im »Parlament der Berufsbildung« aufgerufen. 
Einleitend gab Prof. Dr. Elisabeth M. Krekel, Leite­
rin der Abteilung »Sozialwissenschaftliche Grundlagen 
der Berufsbildung«, einen Überblick über die zahlreichen 
Forschungsaktivitäten am BIBB. Ein Großteil der bereits 
publizierten Forschungsergebnisse stehen interessierten 
Leserinnen und Lesern Open Access zur Verfügung (vgl. 
Auswahl im Infokasten). Trotz nicht durchweg gesicherter 
Datengrundlage können die Befunde innerhalb des Wis­
senschafts-Politik-Praxis-Diskurses zumindest erste Hin­
weise für eine Einschätzung der aktuellen Situation geben. 
Die o. g. Forschungsergebnisse wurden von Jürgen Spatz, 
Beauftragter der Bundesagentur für Arbeit, um eine Ein­
schätzung zum Thema »Geflüchtete junge Menschen am 
Ausbildungsmarkt« ergänzt. 
Die Vertreter/-innen aller Bänke waren sich in der an­
schließenden Diskussion darüber einig, dass mit Blick auf 
die bestehende 3plus2-Regelung wirtschaftliche, berufs­

bildungspolitische und aufenthaltsrechtliche Zielkonflikte 
sorgfältig zu analysieren seien. Um die Qualifizierung von 
jungen Menschen mit Fluchthintergrund entschieden vo­
ranzutreiben, seien ferner Fragen der Sprachförderung, 
der Berufsorientierung und Berufsvorbereitungsmaßnah­
men zentrale Stellschrauben.  

Duales Studium 

Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung einstimmig 
eine Empfehlung zum dualen Studium beschlossen. Da­
rin würdigen die Bänke duale Studiengänge als innovati­
ve Bildungsangebote, die den Erwerb von wissenschaftli­
chen und berufspraktischen Kompetenzen verbinden. Die 
Empfehlung des Hauptausschusses verfolgt das Ziel, Hoch­
schulen, Unternehmen und weiteren Praxispartnern eine 
Orientierungshilfe an die Hand zu geben, um eine hohe 
Angebotsqualität zu sichern. Wichtig sei, dass nur dann 
von einem »dualen« Studium gesprochen werden könne, 
wenn eine systematische inhaltliche, organisatorische und 
vertragliche Verzahnung der beteiligten Partner vorhan­

http://www.bibb.de/datenreport/de/aktuell.php
http://www.bibb.de/de/60807.php
https://expertenmonitor.bibb.de/index.php?cmd=usrInquiryResults&inq_id=102
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den sei. Dazu sind in der Empfehlung Anforderungen an 
das duale Studium formuliert wie z. B. eine fachlich breite 
Ausbildung und die Einbeziehung regionaler Akteure bei 
Einrichtung und Ausgestaltung der Studiengänge. Zudem 
werden Qualitätsdimensionen mit einem Fokus auf die Pra­
xisphasen benannt: Geboten ist die hinreichende institu­
tionelle beziehungsweise organisatorische Verzahnung und 
Gestaltung der Angebote, darüber hinaus eine fundierte 
Verzahnung von Theorie- und Praxisphasen, die zwischen 
den beteiligten hochschulischen und Praxispartnern abge­
stimmt und curricular über Studiengangkonzepte gesichert 
ist. Ebenfalls müssen vertragliche Grundlagen und eine ge­
eignete Qualitätssicherung bestehen. Die Empfehlung 
wurde gemeinsam mit den im Hauptausschuss 3/2016 
vom 14. Dezember 2016 beschlossenen Anregungen des 
BIBB-Hauptausschusses an den Akkreditierungsrat für 
die Überarbeitung der »Regeln für die Akkreditierung von 
Studiengängen und für die Systemakkreditierung« – veröf­
fentlicht (vgl. www.bibb.de/dokumente/pdf/HA169.pdf; 
Stand: 30.06.2017). 

Berufsbildung 4.0 

Die Digitalisierung löst in Wirtschaft und Gesellschaft ei­
nen technologiegetriebenen rasanten Wandel aus. Dr. Mo­
nika Hackel, Leiterin der Abteilung »Struktur und Ord­
nung der Berufsbildung/Stabsstelle: Berufliche Bildung 
behinderter Menschen« berichtete über den aktuellen 
Sachstand der BMBF-BIBB-Initiative »Berufsbildung 4.0 – 
Fachkräftequalifikationen und Kompetenzen für die digita­
lisierte Arbeit von morgen«. Obwohl für viele Beschäftigte 
und Unternehmen Qualifikationsprofile und Arbeitsabläu­
fe auf dem Prüfstand stehen, ist mit der Entwicklung hin 
zur Wirtschaft 4.0 auch die Chance verbunden, die At­
traktivität von Aus- und Weiterbildung weiter zu erhöhen. 
Wichtig sei, dass die berufsbildungsbezogene Forschung 
Folgen der Digitalisierung ermittelt und damit auch gestal­
tungsfähig mache. Genau dies sei Ziel der gemeinsam mit 
dem BMBF entwickelten Initiative, die insbesondere den 
zukünftigen Fachkräftebedarf sowie die benötigte Medien­
kompetenz des Ausbildungspersonals analysiere. Ebenfalls 
werde ein Berufe- und Branchenscreening durchgeführt. 
Um die mit der Digitalisierung verbundenen Chancen aus­
loten zu können, ist eine Fachkonferenz zum Thema »Be­
rufsbildung 4.0 – Zukunftschancen durch Digitalisierung« 
in Vorbereitung, die am 28. und 29. November 2017 in 
Leipzig stattfinden wird. 
Vertreter/-innen der Bänke begrüßten das Projekt. Es sei 
für die duale Berufsausbildung von enormer Bedeutung, 
die mit der Digitalisierung verbundenen Chancen zu er­
kennen. In diesem Zusammenhang sei es nötig, dass die 

Ausbilderqualifizierung in den Blick genommen werde: 
Neue didaktische Herangehensweisen seien, so die Ein­
schätzung der Bänke, erforderlich. Ebenfalls sei die Rolle 
der Berufsschulen zukünftig noch stärker zu reflektieren, 
wenn es darum gehe, junge Menschen fit für den Ausbil­
dungsmarkt zu machen. Darüber hinaus sei es wichtig, 
Prüfungen so zu gestalten, dass diese auf der Höhe des 
technischen Entwicklungsstands seien. 

Weitere Themen 

Aus der HA-Arbeitsgruppe DQR/ECVET informierte der 
Vorsitzende Dr. Volker Born über die Bemühungen, eine 
rechtliche Verankerung des Deutschen Qualifikationsrah­
mens (DQR) voranzutreiben. Eine entsprechende Empfeh­
lung sei in Vorbereitung. 
Der Hauptausschuss stimmte ferner den Ausbildungsord­
nungen »Verfahrenstechnologe/Verfahrenstechnologin Me­
tall« sowie »Prüftechnologe/Prüftechnologin Keramik« ein­
stimmig zu. Ebenfalls einstimmig verabschiedete der 
Hauptausschuss folgende Rechtsverordnungen: »Verord­
nung über die Eignung der Ausbildungsstätte für die Berufs­
ausbildung zum Fischwirt und zur Fischwirtin (Fischwir­
te-Ausbildungsstätteneignungsverordnung – FischwAusb-
StEignV)« und »Verordnung über die Meisterprüfung zum 
anerkannten Fortbildungsabschluss Pflanzentechnologie­
meister und Pflanzentechnologiemeisterin (Pflanzentech­
nologie-Meisterprüfungsverordnung – PflanzentechMeist-
PrV)«. 
Dr. Bodo Rödel, Leiter des Arbeitsbereichs »Publikations-
management/Bibliothek« informierte darüber hinaus über 
die Möglichkeiten der neuen Bibliothekssoftware des BIBB, 
die auch für externe Interessierte die Recherche im umfas­
senden Bibliotheksbestand des BIBB ermöglicht. Der Bi­
bliothekskatalog ist online erreichbar unter: opac.bibb.de 
Für die zehnte Amtsperiode wurden folgende Personen 
neu in den Hauptausschuss berufen: Erwin Kostyra 
(ZDH) und Katharina Weinert (HDE) für die Arbeit­
geber; Matthias Anbhl (DGB), Karsten Berlin (IG 
BAU), Wilfried Eichhorn (IG BAU) und Garvin Zell 
(EVG) für die Arbeitnehmer; Dr. Ilona Pollack (Meck­
lenburg-Vorpommern), Frank Ißleib (Rheinland-Pfalz), 
Ina Mausolf (Bremen), Hilke Smit-Schädla (Hessen), 
Margit Zauner (Berlin) für die Länder; Dirk Mahlberg 
(BMBF), Angelika Block-Meyer (BMBF) und Annette 
Schnopp (BMWi) für den Bund; Dorothea Engelmann 
wurde für die Bundesagentur für Arbeit neu berufen. 
Der Präsident des BIBB, Prof. Dr. Friedrich H. Esser, 
teilte zum Abschluss der Sitzung mit, dass der BIBB-Kon­
gress am 7. und 8. Juni 2018 im Berlin Congress Center 
(bcc) stattfinden wird. s

 

http:opac.bibb.de
www.bibb.de/dokumente/pdf/HA169.pdf
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Identifikation von Wirkungen der Beratung in Bildung, 

Beruf und Beschäftigung
 

REINHOLD WEIß 
Prof. Dr., ständiger Vertreter des Präsidenten 

und Forschungsdirektor des BIBB a.D. 

Wirksamkeit der Beratung in Bildung, Beruf und 
Beschäftigung 
Beiträge zur Wirkungsforschung und Evidenzbasierung 

Nationales Forum Beratung in Bildung, Beruf und 
Beschäftigung (NFB), Karen Schober, Judith 
Langner (Hrsg.) 
W. Bertelsmann, Bielefeld 2017, 256 Seiten, 34,90 EUR, 
ISBN 978-3-7639-5784-2 

Die Wirkungsforschung gehört ohne Zweifel zu den span­
nenden, zugleich aber auch methodisch überaus an­
spruchsvollen Themen der Bildungsforschung. Sich diesem 
Thema zu widmen, den Forschungsstand exemplarisch auf­
zuarbeiten und zu bilanzieren, ist deshalb eine verdienst­
volle Aufgabe. Diese hat das Nationale Forum Beratung in 
Bildung, Beruf und Beschäftigung aufgegriffen. Im Rah­
men eines Workshops wurden Wissenschaftler/-innen aus 
unterschiedlichen Feldern zu einem Erfahrungsaustausch 
zusammengerufen. Die Ergebnisse liegen nunmehr in Form 
eines Sammelbands vor. 
Welche Wirkung hat Beratung im Kontext von Bildung, Be­
ruf und Beschäftigung? Wie können Wirkungen identifiziert 
und gemessen werden und wie sind diese Ergebnisse zu be­
werten? Schließlich: Wie kann die Qualität der Beratung 
gemessen werden, welchen Nutzen haben die Ratsuchen­
den und wie bewerten sie die Beratung? Das sind Fragen, 
mit denen sich die Beiträge des Sammelbands beschäftigen. 
Beratung wird als eine »soziale Dienstleistung« verstanden, 
die sich an den Interessen des Ratsuchenden orientiert. 
Zum Beratungsergebnis tragen sowohl die Ratsuchenden 
als auch die Beratenden selbst bei. Der Ablauf des Bera­
tungsprozesses stellt aber weitgehend eine Blackbox dar. 
Wirkungsuntersuchungen konzentrieren sich eher auf In­

putfaktoren, die unmittelbaren Ergebnisse der Beratung 
sowie die Zufriedenheit der Beratenen. Befunde zu län­
gerfristigen Wirkungen, etwa im Sinne eines veränderten 
Verhaltens, liegen kaum vor und dürften aufgrund metho­
discher Probleme nur schwer zu gewinnen sein. Dies liegt 
nicht zuletzt auch an den Rahmenbedingungen, unter de­
nen Beratung stattfindet. 
Charakteristisch ist eine Fragmentierung der Zuständigkei­
ten und Finanzierung wie auch ein heterogenes Qualifika­
tionsspektrum der Beratenden. Zum Teil wird Beratung als 
professionalisierte Funktion, überwiegend aber integriert 
in andere Aufgaben (z. B. Lehraufgaben) wahrgenommen. 
Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung stellt über­
dies in weiten Bereichen eine singuläre, kurzzeitige und 
institutionell nicht abgesicherte Dienstleistung dar. Das 
schränkt die Möglichkeiten einer Wirkungsforschung zu­
sätzlich ein. 
Es kann daher nicht überraschen, wenn Evaluation und 
Wirkungsforschung im Großen und Ganzen nur schwach 
entwickelt sind. Dies gilt auch für die Berufs- und Arbeits­
beratung, wenngleich es für sie – anders als in anderen 
Feldern – eine rechtlich, institutionell und finanziell abge­
sicherte Grundlage gibt. Wirkungsforschung erfolgt bislang 
vor allem projektbezogen und ist daher – wie die Beratung 
selbst – punktuell angelegt. Vom Anspruch an eine Wir­
kungsforschung, ursächliche Zusammenhänge zu belegen, 
ist die Forschung weit entfernt. Viel wäre nach Einschät­
zung von Schiersmann/Weber daher schon gewonnen, 
wenn es gelänge, die Komplexität des Gegenstands und der 
Einflussfaktoren empirisch besser abzubilden. 

Fazit: Wer an einem Querschnitt von Informationen mit 
Beiträgen aus unterschiedlichen Kontexten interessiert ist, 
wird mit dem Sammelband gut bedient. Neben den Wir­
kungen der Beratung in den Feldern Bildung, Sozialpä­
dagogik und Arbeitsförderung widmen sich die Beiträge 
perspektivisch methodischen und konzeptionellen Fragen. 
Im Mittelpunkt steht das Ziel, evidenzbasierte Grundla­
gen für Wirkungsaussagen, z. B. durch die Etablierung ei­
nes Berichtssystems zur Bildungs- und Berufsberatung, zu 
schaffen. Ein derartiger »Beratungsmonitor« könnte eine 
kontinuierliche Datengrundlage zur Analyse des Bera­
tungsgeschehens liefern. Die Autorinnen und Autoren sind 
sich dabei der Gefahr sehr wohl bewusst, dass eine Evidenz, 
die allein oder vorrangig auf quantifizierbare Daten setzt, 
zu kurz greift. Notwendig sei deshalb die Entwicklung eines 
»angemessenen« Evidenzbegriffs. Worin er bestehen könn­
te und wie er zu entwickeln wäre, bleibt indessen offen. s
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Akademisierung der Berufsbildung
 

ANGELA FOGOLIN 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 

»Digitale Medien, Fernlernen, Bildungs­

personal« im BIBB 

Bildungspartnerin Universität 
Tertiäre Weiterbildung für eine erfolgreiche Zukunft 

Rudolf Egger, Martin Heinz Bauer (Hrsg.)
 
Springer VS., Wiesbaden 2017, 184 Seiten, 29,99 EUR,
 
ISBN 978-3-658-15012-9
 

Im Kontext des lebensbegleitenden Lernens hat (wissen­
schaftliche) Weiterbildung im Hochschulsystem in den
 
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Die Etablierung
 
entsprechender Strukturen wird in der Bundesrepublik
 
Deutschland beispielsweise im Bund-Länder-Wettbewerb
 
»Aufstieg durch Bildung: offene Hochschulen« gefördert.
 
Dabei stellen neue Zielgruppen (sog. »nicht traditionelle
 
Studierende«) mit spezifischen Erwartungen an Lerninhal­
te, organisatorische Fragen (Verortung der Weiterbildung
 
an der Hochschule, Finanzierung etc.) und die Frage nach
 
dem eigenen Selbstverständnis die Hochschulen vor beson­
dere Herausforderungen.
 
Der vorliegende Band dokumentiert exemplarisch die Wege
 
von vier Hochschulen (zwei deutschen und zwei österrei­
chischen) im Rahmen dieser Öffnung. Nachdem im ersten
 
Abschnitt »Theoretische Perspektiven« erörtert werden, fol­
gen im Anschluss Good-Practice-Beispiele.
 
Mit seinem Einstiegsbeitrag spannt Helmut Vogt den
 
Bogen von definitorischen Abgrenzungen über einen ge­
schichtlichen Abriss bis hin zu den mit der Implementie­
rung von Weiterbildungsangeboten verbundenen Heraus­
forderungen für die Hochschulen. Rolf Arnold arbeitet
 
in seinem Beitrag zunächst die stark durch den »Zeitgeist«
 
geprägten Motivlagen für wissenschaftliche Weiterbildung
 
im (bundes-)deutschen Hochschulsystem heraus. Seines
 

Erachtens ergeben sich durch die Orientierung an lebens­
begleitendem Lernen Chancen für eine Neupositionierung 
der Hochschulen bzw. der Hochschuldidaktik. Rolf Eg­
ger hingegen betont die »Potenziale der Erwachsenenbil­
dung für die Universitäten«, die er auf einer gesellschaft­
lichen, institutionellen und individuellen Ebene ausmacht. 
Den ersten Abschnitt beendet der Beitrag von Claudia 
Schmitz, die die Strategie der LMU München, einer nach 
eigenem Selbstverständnis forschungsstarken Universität, 
zur Konzeption wissenschaftlicher Weiterbildungsangebo­
te vorstellt. 
Mit der Darstellung von Good-Practice-Beispielen beginnen 
Simone Fényes und Marko Glaubitz. Sie stellen das 
»Freiräume«-Projekt der Uni Freiburg vor, in dem es um die 
Entwicklung von kurzen und kombinierbaren Lernange­
boten per Blended Learning geht. Es folgen fünf Beiträge, 
die Aspekte der wissenschaftlichen Weiterbildung an der 
Karl-Franzens-Universität Graz thematisieren: so u. a. zur 
Teilnehmertypologie (Martin Bauer u. a.), zum Zentrum 
für Soziale Kompetenz (Sascha Ferz u. a.) oder zu der 
Frage, inwieweit universitäre Weiterbildungsangebote zur 
(akademischen) Aufwertung der Gesundheits- und Kran­
kenpflege beitragen können (Karin Pesl-Ulm). 
Mit dem Fokus auf die »qualitätsorientierte Steuerung« des 
Weiterbildungsangebots für Lehrpersonal an der Pädago­
gischen Hochschule Steiermark schließen Nina Bialowas 
und Walter Vogt den Sammelband ab. 

Fazit: Trotz der Aktualität des Themas und der Vielfalt der 
angesprochenen Aspekte hinterlässt der Sammelband ei­
nen ambivalenten Eindruck. So bleibt die Zuordnung des 
Beitrags der LMU München zum theoretischen Teil unklar. 
Im zweiten sog. Good-Practice-Teil dominieren Beiträge der 
Universität Graz, an der einer der Herausgeber lehrt. Damit 
werden zwar die vielfältigen Herausforderungen an einer 
Hochschule beispielhaft deutlich. Doch bleibt offen, wa­
rum die Beispiele allesamt aus dieser Universität stammen. 
Unterschwellig deutet sich an, dass die Implementation von 
weiterbildenden Angeboten zu einer partiellen Kommer­
zialisierung des hochschulischen Angebots führen und da­
mit das eigene Selbstverständnis ebenfalls nachhaltig be­
einflussen kann. s
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V E R Ö F F E N T L I C H U N G E N  

Berufsschule im dualen System 
 

Die Studie gibt einen Einblick in 
Schülerzahlen und Strukturen  
der Teilzeit-Berufsschule und  
skizziert am Beispiel ausgewählter  
Ausbildungsberufe, welche Anfor
derungen sich durch den demo
grafischen Wandel ergeben. Die  
Ergebnisse zeigen, dass Lösungs
ansätze zur Bewältigung aktueller  
Herausforderungen immer auch 
multiperspektivische Analysen  
sowie die Berücksichtigung bun

deslandspezifischer und regionaler Unterschiede erfordern. 
Monika Hackel, Christoph Junggeburth, Anita Milolaza,  

Magret Reymers, Maria Zöller: Berufsschule im dualen System  
– Daten, Strukturen, Konzepte (Wissenschaftliche Diskussionspapiere  
185). Bonn 2017. Download unter: www.bibb.de/veroeffentlichungen/ 
de/publication/show/8367 

Gestaltungsorientierte Forschung 
 

Die Begleitforschung in Reform­  
programmen zeichnet sich durch  
eine bipolare und doch integrati­  
ve Orientierung aus: Einerseits  
ist sie auf Gestaltung von so
zialen Innovationen angelegt,  
andererseits auf Analyse, Re
flexion und wissenschaftlichen  
Erkenntnisgewinn ausgerichtet.  
Der Band führt Ergebnisse von  
wissenschaftlichen Begleitun
gen in Modellprogrammen alten 

und neuen Typs mit Stimmen aus unterschiedlichen, partiell  
ähnlichen Forschungsperspektiven zusammen, um Anre
gung zu geben für die weitere Konturierung, Präzisierung  
und Qualitätsentwicklung in Theorie und Forschungspraxis  
dieses Forschungstyps. 
Dorothea Schemme, Hermann Novak (Hrsg.): Gestaltungsorien
tierte Forschung – Basis für soziale Innovationen. Erprobte Ansätze im  
Zusammenwirken von Wissenschaft und Praxis (Berichte zur beruf
lichen Bildung). W. Bertelsmann, Bielefeld 2017, 591 S., 44,90 EUR,  
ISBN 978-3-7639-5849-8 

­
­

­

­

­

­

­

­

­

­

Sprachliche Hürden in der Ausbildung 

Sprachförderung gilt oft als rein schuli
sche Angelegenheit. Aber auch Betriebe  
können Auszubildende unterstützen. Der  
Leitfaden im praktischen Hosentaschen
format gibt Anregungen für die Praxis,  
wie Auszubildende unterstützt werden  
können, die die deutsche Sprache noch 
nicht sicher beherrschen, und wie sprach
lichen Missverständnissen in der Ausbil
dungszeit vorgebeugt werden kann. 
Sprachliche Hürden in der Ausbildung  …   

…  und wie man sie überwinden kann. Bonn  
2017. Download unter: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/  
publication/show/8371 

Berufsausbildung für Geflüchtete 

Duale Berufsausbildung kann  
einen wichtigen Beitrag zur ge
sellschaftlichen Integration junger  
Geflüchteter leisten. Dafür ist aber  
verstärkt Unterstützung notwen
dig, und zwar sowohl für die Per
sonen mit Fluchthintergrund als 
auch die ausbildenden Betriebe  
einschließlich des Ausbildungs
personals. Dies ist ein zentrales  
Ergebnis der aktuellen Umfrage  
des BIBB-Expertenmonitors. 

Margit Ebbinghaus, Julia Gei: Duale Berufsausbildung junger  
Geflüchteter. Ergebnisse aus dem BIBB-Expertenmonitor Berufliche 
Bildung. Bonn 2017. Download unter:  www.bibb.de/veroeffentli  
chungen/de/publication/show/8368 

­

­

­
­

­

­
­

­

www.bibb.de/veroeffentli
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de
www.bibb.de/veroeffentlichungen
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8367
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8371
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8368
mailto:vertrieb@bibb.de
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen
mailto:service@wbv.de
http://www.wbv.de
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen
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TK-Gesundheitsreport 2017: 
Gesundheit von 
Auszubildenden 

Die Gesundheit von Auszubildenden 
ist Schwerpunktthema des diesjähri­
gen Gesundheitsreports der Techniker 
Krankenkasse. Junge Menschen und 
damit auch Auszubildende sind in 
der Regel (noch) gesünder als ältere 
Menschen. Wesentliche Grundlagen für 
ihre spätere Gesundheit werden aber 
bereits in jüngeren Jahren gelegt. Eine 
Gesundheitsförderung in dieser frühen 
Lebensphase kann die Gesundheit also 
am nachhaltigsten beeinflussen. 
Auszubildende sind mit gut elf Fehlta­
gen im Jahr seltener krankgeschrieben 
als der Durchschnitt der Beschäftigten 
in Deutschland. Bei genauerem Hin­
sehen zeigt sich aber, dass es auch in 
dieser Altersgruppe schon auffällige ge­
sundheitliche Belastungen gibt: So sind 
Azubis zwar weniger von schweren und 
langwierigen Erkrankungen betroffen 
als ihre älteren Kollegen, sie sind aber 
doppelt so häufig krankgeschrieben, 
überdurchschnittlich oft wegen Atem­
wegserkrankungen und Verdauungs­
beschwerden. Die Fehlzeiten aufgrund 
psychischer Erkrankungen sind in den 
letzten zehn Jahren bei Auszubilden­
den um 108 Prozent gestiegen – dieser 
Zuwachs ist überdurchschnittlich hoch. 
Zudem hat sich auch das Volumen der 
an Auszubildende verordneten Psycho­
pharmaka in diesem Zeitraum mehr 
als verdoppelt. Inzwischen bekommt 
jede/-r Auszubildende im Schnitt für 
zehn Tage im Jahr Medikamente gegen 
psychische Erkrankungen. 

Woran liegt es, dass Jugendliche und 
junge Erwachsene offenbar immer 
stärker psychisch belastet sind? Der Ge­
sundheitsreport sieht mögliche Gründe 
im Medienkonsum, im Freizeitverhalten 
und mangelnder Bewegung. 
www.tk.de/tk/gesundheitsreport/ 
934484 

Frauen werden bei der Ausbil­
dungssuche diskriminiert 
Bewerbungen von Frauen werden 
schlechter als die männlicher Bewer­
ber eingestuft, auch wenn die Frauen 
dieselben Voraussetzungen mitbrin­
gen, wie etwa Notendurchschnitt und 
praktische Erfahrungen. Das zeigen Do­
rothea Kübler und Robert Stüber 
vom Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozialforschung (WZB) gemeinsam mit 
Julia Schmid (Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung) in einer aktuel­
len Studie. 
Das Ausmaß der Diskriminierung vari­
iert zwischen Unternehmen, Branchen 
und Berufen. Entscheidend für die Be­
nachteiligung von Bewerberinnen ist, 
wie stark der Frauen- bzw. Männeran­
teil in den Berufen ist. Besonders stark 
benachteiligt werden Frauen, wenn sie 
sich für Ausbildungen in männerdomi­
nierten Branchen bewerben, etwa für 
technische Berufe. Aber auch in erzie­
herischen und pflegerischen Ausbil­
dungsberufen haben Frauen überra­
schenderweise schlechtere Chancen. 
Männer, die sich für Ausbildungsberufe 
mit hohem Frauenanteil bewerben, ha­
ben hingegen keine Nachteile – so das 
Forscherteam. 
Auch der soziale Status eines Berufs 
spielt eine Rolle: So haben Bewerbe­
rinnen beim Zugang zu Berufen mit 
einem geringeren sozialen Status 
ebenfalls schlechtere Chancen als ihre 
männlichen Mitbewerber, während bei 
Berufen mit höherem Status weniger 
Frauen diskriminiert werden. 
Für die Studie wurden Personalver­
antwortlichen aus rund 650 Ausbil­
dungsbetrieben in Deutschland fiktive 
Lebensläufe vorgelegt und gefragt, ob 
sie die Bewerber/-innen zu einem Ge­

spräch einladen würden. Die Befragung 
fand im Rahmen des BIBB-Betriebs­
panels zur Qualifizierung und Kompe­
tenzentwicklung statt. 
Die Studie »Be a Man or Become a Nur­
se: Comparing Gender Discrimination 
by Employers across a Wide Variety of 
Professions« steht zum Download zur 
Verfügung: https://bibliothek.wzb.eu/ 
pdf/2017/ii17-201.pdf 

»Mein Auslandspraktikum« 
auf YouTube 

80 Auszubildende, die mit Erasmus+ 
im Ausland waren, trafen sich im März 
2017 beim Mobilitätstag in München. 
Dort tauschten sie sich über ihre beruf­
lichen und persönlichen Erfahrungen 
aus und formulierten Botschaften für 
mehr Mobilität in der Berufsbildung. 
Das Event fand in Kooperation mit der 
Flughafen München GmbH statt, die 
sich seit über 20 Jahren für eine inter­
nationale und attraktive Ausbildung en­
gagiert. Vier Auszubildende, die am Mo­
bilitätstag 2017 teilgenommen haben, 
berichten in kurzen Videos über ihre 
Auslandserfahrungen mit Erasmus+, 
zu finden im neuen YouTube- und Ins­
tagram-Kanal der NA beim BIBB. 

Berufsbildung 4.0: Round-Table 
fordert »systemischen Ansatz« 
Fachleute aus Bildung, Politik und Wis­
senschaft diskutierten am 12. Juni in 
Ludwigshafen im Rahmen des diesjäh­
rigen Digital-Gipfels der Bundesregie­
rung über die Berufsschule von mor­
gen. Der Round-Table »Qualifizierung 
First – Wie Berufsschulen den digitalen 
Wandel gestalten«, moderiert von Prof. 
Dr. Michael Heister, Abteilungsleiter 
im BIBB, betonte den zentralen Stel­

http:https://bibliothek.wzb.eu
www.tk.de/tk/gesundheitsreport
http://www.tk.de/tk/gesundheitsreport/934484
https://bibliothek.wzb.eu/pdf/2017/ii17-201.pdf
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lenwert der Medienkompetenz von 
Berufsschullehrkräften. 
Im »DigitalPakt Schule« sind Milliar­
deninvestitionen des Bundes in den 
Ausbau der IT-Infrastruktur in allge­
meinbildenden Schulen, beruflichen 
Schulen und sonderpädagogischen Bil­
dungseinrichtungen im Zeitraum von 
2018 bis 2022 geplant. Im Vordergrund, 
so die einhellige Meinung der Mitglie­
der des Round-Table, sollten dabei je­
doch nicht Investitionen in Hardware, 
sondern in die Personalqualifizierung 
stehen. Zudem gilt es, Mediendidaktik 
noch stärker in der Lehrerausbildung 
zu verankern. 
www.qualifizierungdigital.de/de/be 
rufsbildung-4-0-round-table-fordert­
systemischen-ansatz-2414.php 

Gemeinsam für starke Berufs­
schulen in der digitalen Welt 
Die Kultusministerkonferenz (KMK), 
die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) und der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
ergreifen gemeinsam Initiative für 
Berufsschulen als moderne und zu­
kunftsfeste Lernorte: Sie sollen in die 
Lage versetzt werden, die Chancen der 
Digitalisierung bestmöglich nutzen zu 
können. Das betrifft sowohl die Vermitt­
lung digitaler Technologien, die sich aus 
der Anpassung oder Neuschaffung von 
Berufsbildern ergeben, als auch die Ge­
staltung eines zeitgemäßen Unterrichts. 
KMK, BDA und DGB formulieren dieses 
Ziel in einer gemeinsamen Erklärung, 
mit der sie dafür eintreten, dass Berufs­
schulen gute Rahmenbedingungen er­
halten, um flexibel und schnell auf neue 
Anforderungen reagieren zu können. 
Download der Erklärung: 
www.kmk.org/fileadmin/Dateien/ 
pdf/PresseUndAktuelles/2017/ 
2017-05-30_Gem._Erklaerung_KMK­
DGB-BDA.pdf 

Ausgezeichnete Ausbildung 

Bei der Verleihung des Deutschen Bil­
dungspreises 2017 gab es eine Premie­
re: Erstmals wurden Sonderpreise für 
Ausbildung und Innovation verliehen. 
In der Kategorie Ausbildung wurde die 
Liebherr-Hausgeräte GmbH für ihr Pro­
jekt »Ziel-Lernsystem« ausgezeichnet, 
einem Konzept für selbstverantworte­
tes, selbstständiges und zielorientiertes 
Lernen von Auszubildenden. 
Der Sonderpreis Ausbildung wurde der 
St. Gereon Seniorendienste GmbH ver­
liehen: Preiswürdig fand die Jury ihr 
Konzept, die erstaunlich große Zahl 
von 100 Ausbildungsplätzen anzubie­
ten und alle Bewerber/-innen, die die 
Mindestanforderungen erfüllen, ein­
zustellen. Die Auszubildenden werden 
vonseiten des Unternehmens intensiv 
betreut. Zentral im Ausbildungskonzept 
ist die Stärkung der sozialen Fähigkei­
ten und der Eigenverantwortung der 
Auszubildenden, die oft aus schwieri­
gen Verhältnissen kommen. 
Der Deutsche Bildungspreis ist eine Ini­
tiative der TÜV SÜD Akademie und der 
Medienpartner Haufe und eLearning 
Journal unter der Schirmherrschaft des 
BMBF. Ziel ist es, die betriebliche Bil­
dungs- und Talentförderung neben der 
schulischen und universitären Bildung 
in der öffentlichen Wahrnehmung zu 
stärken und optimale Rahmenbedin­
gungen zur Vernetzung der einzelnen 
Bildungsbereiche zu schaffen. 
www.tuev-sued.de/akademie-de/ 
deutscher-bildungspreis 

Anwendungshinweise des BMI 
zur 3+2-Regelung 
Das Bundesministerium des Innern hat 
zur Vereinheitlichung der Erteilung von 
Duldungen Anwendungshinweise zu 
§ 60 a des Aufenthaltsgesetzes heraus­
gegeben. Diese enthalten auch Ausfüh­
rungen zur Ausbildungsduldung (soge­

nannte 3+2-Regelung) und sind somit 
auch für Betriebe interessant, die be­
absichtigen, mit jungen Menschen mit 
einer Duldung Ausbildungsverträge für 
qualifizierte Berufsausbildungen abzu­
schließen. Mit der Ausbildungsduldung 
wird den Auszubildenden und den Aus­
bildungsbetrieben Rechtssicherheit für 
die Zeit der Berufsausbildung und eine 
anschließende Beschäftigung gegeben. 
Die Anwendungshinweise beinhalten 
Klarstellungen zur Rechtslage, insbe­
sondere unter welchen Bedingungen 
ein Anspruch auf die Duldung besteht. 
www.bmi.bund.de/SharedDocs/ 
Downloads/DE/Themen/Migration 
Integration/anwendungshinweise­
duldungsregelung.html 

Ausbildung nach Studienabbruch 
Sechs Monate nach Verlassen der 
Hochschule haben knapp die Hälfte 
der Studienaussteiger/-innen eine 
Berufsausbildung aufgenommen und 
etwa ein Drittel ist erwerbstätig. Das 
ist das Ergebnis einer Untersuchung 
des Deutschen Zentrums für Hoch­
schul- und Wissenschaftsforschung 
(DZHW). Fast ein Drittel aller Bachelor-
studierenden an Universitäten brechen 
ihr Studium ab, die Gründe dafür sind 
vielfältig. An erster Stelle stehen uner­
wartet hohe Leistungsanforderungen 
sowie mangelnde Studienmotivation. 
Für 15 Prozent ist der Wunsch nach 
einer praktischen Tätigkeit die Ursa­
che. Die Studie steht zum Download 
zur Verfügung: www.dzhw.eu/pdf/ 
pub_fh/fh-201701.pdf 

Bundesinitiative: Klischeefreie 
Berufsorientierung 

Was hat Berufsorientierung mit Ge­
schlechterklischees zu tun? Viel, denn 
noch immer lassen sich Jugendliche bei 
der Berufswahl von überholten Rollen­
bildern und nicht von ihren tatsächli­

www.dzhw.eu/pdf
www.bmi.bund.de/SharedDocs
www.tuev-sued.de/akademie-de
www.kmk.org/fileadmin/Dateien
www.qualifizierungdigital.de/de/be
http://www.qualifizierungdigital.de/de/berufsbildung-4-0-round-table-fordert-systemischen-ansatz-2414.php
http://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2017/2017-05-30_Gem._Erklaerung_KMK-DGB-BDA.pdf
http://www.tuev-sued.de/akademie-de/deutscher-bildungspreis
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/anwendungshinweise-duldungsregelung.html
http://www.dzhw.eu/pdf/pub_fh/fh-201701.pdf
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chen Interessen und Fähigkeiten lenken. 
Doch damit schränken sie ihre berufli­
chen Chancen stark ein. Die Bundesini­
tiative Klischeefrei möchte dies ändern. 
In Deutschland erlernen die Hälfte der 
Jungen und fast drei Viertel der Mäd­
chen einen der Top-20-Berufe. Jungen 
werden Kraftfahrzeugmechatroniker, 
Mädchen Bürokauffrau. Bei der Stu­
dienwahl wirken Geschlechterklischees 
ähnlich einengend. Die Einteilung in 
Männer- und Frauenberufe wird nicht 
hinterfragt. Jugendlichen ist die Vielfalt 
der Berufswelt oft gar nicht bewusst. 
Daher schöpfen sie nicht aus dem Spek­
trum, das ihnen zur Verfügung steht. 
Doch mit der Berufswahl stellen sie 
relevante Weichen für ihr Leben nicht 
nur im Hinblick auf Einkommen und 
Alterssicherung. Damit die berufliche 
Laufbahn nicht in eine Sackgasse mün­
det, sollten Jungen und Mädchen alle 
Berufe offenstehen. 
Dieses Ziel verfolgt die Bundesinitiative 
Klischeefrei, ein breites Bündnis aus Po­
litik, Wirtschaft, Praxis und Forschung. 
Die »Nationalen Kooperationen zur Be­
rufs- und Studienwahl« machen sich für 
eine moderne, klischeefreie Berufswahl 
stark. Die Vorteile liegen auf der Hand, 
sowohl individuell, gesellschaftlich als 
auch wirtschaftlich betrachtet: Sich 
beruflich zu verwirklichen trägt zur 
persönlichen Zufriedenheit bei. Die 
Gesellschaft profitiert, wenn Frauen 
und Männer sie gleichberechtigt mit­
gestalten. Und nicht zuletzt ist eine 
wettbewerbsfähige Wirtschaft in Zei­
ten des Fachkräftemangels darauf an­
gewiesen, dass alle jungen Menschen 
ihre Talente dort einbringen, wo sie 
gebraucht werden – unabhängig von 
ihrem Geschlecht. 
Mitglieder der Initiative sind Unter­
nehmen und Einrichtungen, die sich 
für eine moderne und klischeefreie Be­
rufswahl engagieren. Auf ihrer jährlich 
stattfindenden Fachtagung tauschen sie 
sich mit Institutionen aus Wirtschaft, 
Bildung und Politik aus. Das Portal der 
Initiative klischee-frei.de richtet sich 
an alle Interessierten der Zielgruppen 
Früherziehung, Schule, Hochschu­

le, Unternehmen und Einrichtungen 
sowie Berufsberatung und Eltern. 
Good-Practice-Beispiele und Arbeits­
materialien zeigen, wie klischeefreie 
Berufsorientierung umgesetzt werden 
kann. Aktuelle Meldungen, Veranstal­
tungshinweise, eine Mediathek und in­
teressante Hintergrundinformationen 
runden das Angebot des Portals ab. 
Die Bundesinitiative Klischeefrei wird 
vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) und vom Bun­
desministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) geför­
dert. Die Servicestelle der Initiative ist 
angesiedelt beim Kompetenzzentrum 
Technik-Diversity-Chancengleichheit 
und beim BIBB. 
www.klischee-frei.de 

Berufliche Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung: 
Neue App 

Die Suche nach Fördermöglichkeiten 
für die berufliche Teilhabe von (schwer) 
behinderten Menschen in Deutschland 
erleichtern soll die neue App von RE­
HADAT, einem Projekt des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln, gefördert 
vom BMAS. Die App ist kostenlos über 
den GooglePlay- und App Store erhält­
lich und bietet aktuell die Recherche 
in über 50 verschiedenen Fördermög­
lichkeiten. 
Nutzer/-innen können die Suche indi­
viduell gestalten und erfahren in der 
Detailansicht mehr über Zielgruppe, 
genaue Inhalte, Laufzeit und Umfang 
der Förderung. Außerdem sind nütz­

liche Links zu Kontaktpersonen oder 
direkt zum jeweiligen Programm ent­
halten. Ein umfangreiches Lexikon 
der beruflichen Teilhabe ergänzt die 
barrierefreie App. 

»Auch mal eine Chance geben« 
In der Studie AgiL (Berufsintegrative 
Ausbildungskompetenzen in Lehrbe­
trieben des ersten Arbeitsmarkts) un­
tersucht Silvia Pool Maag, Profes­
sorin für Inklusion und Diversität an 
der Pädagogischen Hochschule Zürich, 
welche Voraussetzungen betriebliche 
Bildungsverantwortliche erfüllen 
müssen, um benachteiligte Jugendli­
che erfolgreich auszubilden. Aus der 
Befragung von 20 Betrieben in ganz 
unterschiedlichen Branchen ergaben 
sich ein Dutzend Aspekte, die für das 
Gelingen der Ausbildung wesentlich 
sind; darunter Aspekte wie realistische 
Erwartungen an die Auszubildenden, 
strukturierte Arbeitsabläufe oder eine 
wohlwollende Beziehungsgestaltung. 
www.sgab-srfp.ch/de/print/559 

Ausbildung für Förderschüler: 
Starthilfe und Begleitung 
Von allen Mädchen und Jungen, die eine 
Förderschule besucht haben, findet nur 
etwa ein Prozent direkt im Anschluss 
eine Ausbildungsstelle. Insgesamt sind 
es nur circa sieben Prozent und gera­
de bei den Azubis mit Förderschulab­
schluss werden viele Verträge vorzeitig 
gelöst. Mit Jobcoaching, einem sehr pra­
xisorientierten Ansatz der individuellen 
Begleitung, begleitet IN VIA Köln seit 
2014 junge Menschen in eine geeig­
nete reguläre Ausbildung und bietet 
bei Bedarf Unterstützung vor Ort im 
Betrieb bis zum Abschluss der Ausbil­
dung. Ansatz und Erfahrungsberichte 
zur Arbeit der Jobcoaches finden sich 
als Beispiele guter Praxis im Portal 
überaus – der Fachstelle Übergänge in 
Ausbildung und Beruf: www.ueberaus. 
de/wws/jobcoaching-in-via.php 

www.ueberaus
www.sgab-srfp.ch/de/print/559
http:www.klischee-frei.de
http:klischee-frei.de
http://www.klischee-frei.de
http://www.sgab-srfp.ch/de/print/559
http://www.ueberaus.de/wws/jobcoaching-in-via.php
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Berufliche Anerkennung  
ausländischer Abschlüsse zahlt 
sich aus 

Die Bundesregierung hat Anfang Juni 
den Bericht zum Anerkennungsgesetz  
2017 beschlossen, der unter anderem 
Schlaglichter aus dem BIBB-Anerken
nungsmonitoring sowie die Ergebnisse  
einer unabhängigen Evaluation enthält.  
Fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des  
Anerkennungsgesetzes zieht der Bericht  
eine positive Zwischenbilanz. Erstmals  
hat die Regelung in Deutschland einen  
allgemeinen gesetzlichen Anspruch auf  
die Prüfung ausländischer Qualifika­  
tionen geschaffen – unabhängig von  
Zuwanderungsstatus, Ausbildungsstaat,  
Wohnsitz und Staatsangehörigkeit der  
Antragsteller/-innen. 
Die Ergebnisse der Evaluation zeigen,  
dass nach erfolgreicher Anerkennung 
fast neun von zehn Fachkräften mit aus
ländischem Berufsabschluss erwerbstä
tig waren, damit stieg der Erwerbstäti
genanteil um gut 30 Prozentpunkte. Das  
monatliche Bruttoeinkommen wuchs  
nach erfolgreicher Berufsanerkennung  
um durchschnittlich rund 1.000 Euro, 
was einem Anstieg von 40 Prozent ent
spricht. Und das Anerkennungsgesetz 
leistet einen positiven Beitrag zur qua
lifizierten Zuwanderung, wie das An
erkennungsmonitoring berichtet: Etwa  
jeder zehnte Antrag auf Berufsanerken
nung wurde bereits aus dem Ausland  
gestellt – eine Möglichkeit, die es vor  
Inkrafttreten des Anerkennungsgeset
zes nicht gab. 
Die Zahl der Anträge ist seit 2012 konti
nuierlich gestiegen: Bis Ende 2015 gab  
es allein in den bundesrechtlich gere
gelten Berufen über 63.400 Anträge auf  
Berufsanerkennung. 2015 wurde bei  

­

­
­
­

­

­
­

­

­

­

­

74 Prozent der Verfahren im Ergebnis 
die volle Gleichwertigkeit beschieden. 
Die Ablehnungsquote, d.  h. der Anteil 
an Bescheiden über keine Gleichwer
tigkeit, lag mit 2,6 Prozent noch unter 
dem Niveau der Vorjahre. Der Rest  
entfiel auf Bescheide mit der Auflage  
einer Ausgleichsmaßnahme (14,8  %)  
und teilweiser Gleichwertigkeit (8,5 %). 
www.anerkennung-in-deutschland. 
de/daten-und-berichte 

Cedefop: Berufsbildung für 
Flüchtlinge in der EU 
In einem gemeinsamen Bericht stel
len Cedefop und OECD fest, dass die  
EU-Mitgliedstaaten ihr Ausbildungsan
gebot erweitert und die Zugangsmög
lichkeiten für Flüchtlinge verbessert  
haben. Demnach haben viele Länder  
neue Komponenten in ihre Systeme  
eingeführt, wie automatisierte Selbst
bewertungen, beschleunigte berufliche  
Weiterbildungs-, Anerkennungs- und  
Eingliederungsverfahren sowie durch 
Mentoren unterstützte, öffentlich finan
zierte Ausbildungsmaßnahmen, um die  

­

­

­
­

­

­

Eingliederung von Migrantinnen und  
Migranten zu erleichtern. 
Der Kurzbericht steht zum Download 
zur Verfügung: www.cedefop.europa. 
eu/files/9120_de.pdf 

Initiative VerA kooperiert mit 
Unternehmen und Berufsschulen 
Ab sofort arbeiten die bundesweite  
Initiative VerA des Senior Experten  
Service (SES) und das Netzwerk lan
desregionaler Unternehmensverbände  
und beruflicher Schulen aus Lübeck eng  
zusammen. Ziel ist es, jungen Menschen  
zu einem erfolgreichen Abschluss der  
Berufsausbildung zu verhelfen und  
ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt  
zu erhöhen. Die neue Kooperationsver
einbarung ist das jüngste Abkommen  
seiner Art. Die Initiative VerA greift  
damit einen zentralen Gedanken der  
Initiative Bildungsketten auf, Unter
stützungsangebote für Jugendliche  
aufeinander abzustimmen. Weitere  
Informationen: www.bildungsketten. 
de/de/2664.php 

­

­

­

Poster: Berufsbildung in Zahlen auf einen Blick 

Die Berufsbildungslandschaft ist bunt.  
Auf dem DIN-A1-Poster sind zentrale  
Zahlen und Aussagen zur beruflichen 
Aus- und Weiterbildung in Deutschland  
zusammengestellt, so u.a. zur Anzahl  
neu abgeschlossener Ausbildungsver
träge und ausbildender Betriebe, zu den  
Entwicklungen in der Weiterbildungs­
branche einschl. der Anzahl berufs
bezogener Weiterbildung der 25- bis  
64-Jährigen. Die Zahlen  wurden dem 
Datenreport zum Berufsbildungsbericht  
der Bundesregierung entnommen. 
Das Poster kann kostenlos per Mail an 
vertrieb@bibb.de  bestellt  oder  unter  
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/ 
publication/show/8377 heruntergela
den werden. 

­

­

­

www.bibb.de/veroeffentlichungen/de
www.bibb.de/datenreport
mailto:vertrieb@bibb.de
www.bildungsketten
www.cedefop.europa
www.anerkennung-in-deutschland
http://www.anerkennung-in-deutschland.de/daten-und-berichte
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8377
mailto:vertrieb@bibb.de
http://www.cedefop.europa.eu/files/9120_de.pdf
http://www.bildungsketten.de/de/2664.php
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Automobilkaufmann/ 
Automobilkauffrau 
Das Entwicklungstempo in den Be­
reichen Digitalisierung, Vernetzung 
und Elektromobilität war prägend für 
die Modernisierung. Die Schnittstel­
lenfunktion der Automobilkaufleu­
te zwischen Vertrieb und Werkstatt, 
Kundenmobilität sowie Nachhaltig­
keit und Umweltbewusstsein wurden 
hervorgehoben. Datenschutz und Da­
tensicherheit, kommunikative Kom­
petenzen sowie die Nutzung digitaler 
Informationssysteme wurden stärker 
berücksichtigt. 

Biologielaborant/ 
Biologielaborantin 
Mit einer Änderungsverordnung wur­
de die Voraussetzung dafür geschaffen, 
dass die Ausbildung weiterhin als Sach­
kundenachweis hinsichtlich der Tötung 
von Tieren und der Durchführung von 
Tierversuchen gelten kann. Zudem wur­
den wesentliche Schlüsselbegriffe aus 
der Tierschutz-Versuchstierverordnung 
in den Ausbildungsrahmenplan aufge­
nommen. 

Biologiemodellmacher/ 
Biologiemodellmacherin 
Biologiemodellmacher/-innen fertigen 
anatomische, botanische und zoologi­
sche Lehr- und Demonstrationsmodelle 
sowie medizinische Übungsphantome 
für Schulen, Universitäten, Ausbil­
dungseinrichtungen und Museen an. 
Eine Modernisierung der bisherigen 
Ausbildungsregelung aus den dreißiger 
Jahren war nicht nur mit Blick auf die 
Entwicklungen in der fachlichen Praxis, 
sondern auch in Bezug auf Struktur der 
Verordnung und Ausbildungsinhalte 
notwendig. 

Bürsten- und Pinselmacher/ 
Bürsten- und Pinselmacherin 
Die Ausbildungsordnung berücksich­
tigt u. a. neue industrielle und ma­

nuelle Verarbeitungstechniken und 
Fertigungsverfahren sowie erhöhte 
Anforderungen an Produktsicherheit 
und Nachhaltigkeit. Die Ausbildung 
differenziert nach zwei Schwerpunk­
ten: Bürstenherstellung und Pinsel­
herstellung. 

Fleischer/Fleischerin 
Mit einer Änderungsverordnung wurde 
die Grundlage dafür geschaffen, dass 
die Ausbildung in der Wahlqualifikation 
»Schlachten« als gleichwertig gegen­
über dem Sachkundenachweis aner­
kannt wird. Zudem wurde verdeutlicht, 
an welchen Stellen der Ausbildung und 
Prüfung insbesondere auf die Vermitt­
lung und Umsetzung tierschutzrecht­
licher Aspekte zu achten ist. 

Kaufmann/Kauffrau im 
Einzelhandel und Verkäufer/ 
Verkäuferin 
Die in der Erprobungsverordnung für 
Kaufleute im Einzelhandel bewährte 
gestreckte Abschlussprüfung wurde 
in Dauerrecht überführt. Bei beiden 
Ausbildungsberufen wurden die Wahl­
qualifikationseinheiten modifiziert. Die 
neue Wahlqualifikation »Onlinehandel« 
für die Kaufleute im Einzelhandel er­
setzt die bisherige Wahlqualifikation 
»IT-Anwendungen«. Zudem wurde die 
Wahlqualifikation zur unternehmeri­
schen Selbstständigkeit in Dauerrecht 
überführt. 

Klavier- und Cembalobauer/ 
Klavier- und Cembalobauerin 
Die Ausbildungsordnung, zuletzt 1982 
überarbeitet, wurde insbesondere durch 
neue Inhalte ergänzt. Neben dem hand­
werklichen Tasteninstrumentenbau 
werden nun auch Kompetenzen für Re­
paraturarbeiten vermittelt. Wesentliche 
Neuerungen sind zudem die Qualitäts­
sicherung und Kundenberatung. 

Luftverkehrskaufmann/ 
Luftverkehrskauffrau und 
Servicekaufmann/Servicekauf­
frau im Luftverkehr 
Bei den Luftverkehrskaufleuten steht 
weiterhin das kaufmännische Back­
office im Mittelpunkt, künftig wird 
auch der Steuerung rund um die Ter­
minalprozesse Rechnung getragen. Die 
Ausbildung der Servicekaufleute zielt 
in erster Linie auf Kundenberatung und 
Serviceorientierung ab. In beiden Aus­
bildungen erhalten künftig Englisch­
kenntnisse eine zentrale Bedeutung 
(vgl. Kock in diesem Heft). 

Schuhfertiger/Schuhfertigerin 
Die Ausbildungsordnung aus dem Jahr 
1998 wurde den Entwicklungen in der 
industriellen Schuhfertigung angepasst. 
Dies sind u. a. der Einsatz neuer Ma­
terialien und Materialkombinationen 
sowie neuer Fertigungsverfahren, die 
Vielfalt an Finishmethoden und die 
erhöhten Anforderungen an die Pro­
dukte in Bezug auf Schutz, Sicherheit 
und Nachhaltigkeit. 

Verfahrenstechnologe/ 
Verfahrenstechnologin Müh­
len- und Getreidewirtschaft 
Die Inhalte des bisherigen Ausbil­
dungsberufs Müller/-in wurden wei­
terentwickelt und um die Lagerung, 
insbesondere von Getreide, erweitert. 
Auf dem Weg vom Getreideschlag zur 
Mühle wird damit eine berufliche Qua­
lifikation angeboten, die so bisher nicht 
existierte. Die Ausbildung bietet zudem 
die Spezialisierung in den Fachrichtun­
gen Müllerei und Agrarlager. 
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T E R M I N E  

Biografien 4.0?! – (Aus)Bildung, 
Arbeit und Organisationsent­
wicklung im Wandel gestalten 
12.–14. September in Hamburg 
Zentrales Thema des diesjährigen (Aus-) 
Bildungskongresses der Bundeswehr 
sind die Auswirkungen der Digitalisie­
rung auf individuelle Lebensverläufe 
in Bildung, Arbeit und Beruf. Welche 
Gestaltungsmöglichkeiten haben Men­
schen und Organisationen? 
www.ausbildungskongress.org 

»Digitale Transformation – 
Gibt es einen eigenen Weg für 
Deutschland?«
 
Tagung der TU München am 

19. September in München 
Fachleute aus Wissenschaft und Praxis 
diskutieren Folgen des digitalen Wan­
dels für Wirtschaft und Gesellschaft in 
Deutschland. Dabei geht es um Fragen 
wie »Wo liegen Unterschiede zu anderen 
Ländern? Wo liegen deutsche Stärken 
und Schwächen? Wie wird die Sozial­
partnerschaft der Zukunft in einer ent­
grenzten digitalen Arbeitswelt ausse­
hen? 
http://digitaletransformationdeutsch 
land.de/ 

Christiani-Ausbildertag 
28.–29. September in Singen 
Bei diesem Treffen für Bildungsexperten 
aus Theorie und Praxis gibt es Input 
in zwölf Fachforen sowie Keynote und 
Podiumsdiskussion. Die Tagung wird 
von einer Fachausstellung mit aktuellen 
Lehrmaterialien begleitet. 
www.christiani-ausbildertag.de 

Bildung im Handwerk. Eine 
starke Marke 
19. ZWH-Bildungskonferenz vom 
5.–6. Oktober in Lüneburg 
In sechs Vortragsreihen und drei Work
shops bietet die Bildungskonferenz u.a.  
folgende Themen: Bildungsmarketing  
im Handwerk, digitale Prüfungen als  
echte Option, digitale Trends für das  
Handwerk nutzen, Markenbildung  
durch Storytelling und Instrumente  
für mehr Qualität in der Weiterbildung. 
https://die-bildungskonferenz.de 

Digitalisierung: Gemeinsam 
durch Bildung den Fortschritt 
gestalten! 
KWB-Ausbildungsleitertagung 2017 
24.-25. Oktober in 
Schieder-Schwalenberg 
Die Digitalisierung ist Thema der dies
jährigen Tagung gewerblich-technischer  
Ausbildungsleiter/-innen. 
http://www.kwb-berufsbildung.de/ 
aktuelles/veranstaltungen/ 

Digitale Medien im  
Ausbildungsalltag 
26. Oktober in Regensburg 
Mit der Roadshow informiert das BIBB   
über das Potenzial der entwickelten   
Konzepte und präsentiert Good-Prac­  
tice-Beispiele. Bis Jahresende sind noch  
drei weitere Termine geplant. 
www.qualifizierungdigital.de 

Fachtagung »Gelingende 
Übergänge in die Berufswelt 
gestalten« 
27. Oktober in Winterthur/Schweiz 
Über Herausforderungen und Optimie
rungspotenziale verschiedener Unter
stützungsangebote an den Schnittstel
len zwischen Ausbildung und Beruf  
tauschen sich Fachleute aus Praxis und  
Forschung aus. 
www.ife.uzh.ch/de/weiterbildung  
undveranstaltungen/veranstaltungen/  
tagungguerb.html 

­

­

­
­
­

Vorschau auf die nächsten 
Ausgaben 

5/2017 – Karriere im Betrieb 
Gesellschaftlicher und technologischer 
Wandel verkürzen die Halbwertszeit von 
Wissen und Kompetenzen. Gleichzeitig 
verlängert sich die Lebensarbeitszeit. 
Wie unterstützen und fördern Betriebe 
ihre Beschäftigten bei der fachlichen 
und persönlichen Weiterentwicklung? 
Die BWP-Ausgabe befasst sich mit Kar­
rieremöglichkeiten für beruflich qua­
lifizierte Fachkräfte und richtet dabei 
den Blick besonders auf Modelle und 
Konzepte in KMU. 
Erscheint Oktober 2017 

6/2017 – Kompetenzen 
anerkennen 
Erscheint Dezember 2017 

Das BWP-Abonnement umfasst die 
kostenfreie Nutzung des gesamten 
BWP-Online-Archivs, das alle Ausga­
ben und Beiträge seit 2000 enthält. 
www.bwp-zeitschrift.de 

Nutzen Sie die umfassenden 
Recherchemöglichkeiten! 

http:www.bwp-zeitschrift.de
www.ife.uzh.ch/de/weiterbildung
http:www.qualifizierungdigital.de
http:http://www.kwb-berufsbildung.de
http:https://die-bildungskonferenz.de
http:www.christiani-ausbildertag.de
http://digitaletransformationdeutsch
http:www.ausbildungskongress.org
http://www.ausbildungskongress.org
http://http://digitaletransformationdeutschland.de/
http://www.christiani-ausbildertag.de
https://die-bildungskonferenz.de
http://http://www.kwb-berufsbildung.de/aktuelles/veranstaltungen/
http://www.qualifizierungdigital.de
http://www.ife.uzh.ch/de/weiterbildungundveranstaltungen/veranstaltungen/tagungguerb.html
http://www.bwp-zeitschrift.de
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Ausbildung gestalten



BWP Leser werben Leser.indd   1 11.07.17   14:49

   
             

         

         

       

    

        

      

     

     
           

                
 

                      
 

   
   

       
 

     
     

 

 
       

 

 

 

Ihre Zeitschrift.
     Ihre Empfehlung. 

Empfehlen Sie die BWP weiter und 
sichern Sie sich eine attraktive Prämie! 

Leser 
werben 

Leser 

Schlaglichter zur Berufsbildung 
Jede Ausgabe widmet sich einem Themenschwerpunkt, der viel­

schichtig und fundiert aufbereitet wird. Dabei werden nicht nur 

nationale, sondern auch internationale Entwicklungen berück­

sichtigt. Die Zeitschrift enthält außerdem Nachrichten, Hinweise 

auf Veröffentlichungen und Veranstaltungen. 

Verfolgen Sie mit der BWP den Austausch zwischen Berufsbil­

dungsforschung, ­praxis und ­politik regelmäßig und aktuell ­ 

6 Mal im Jahr! 

Mit umfangreichem Online­Archiv unter www.bwp­zeitschrift.de 

Themenvorschau 
Heft 4/2017 Auszubildende 

Heft 5/2017 Karriere im Betrieb 

Heft 6/2017 Kompetenzen anerkennen 

Bestellen Sie noch heute! 
www.steiner­verlag.de/bwp 
oder per e­mail: service@steiner­verlag.de 

oder per Telefon 0711 2582 ­ 353 

Für Ihre Empfehlung bedanken wir 
uns mit einer attraktiven Prämie 
Edelstahl­Thermobecher oder Powerbank Akku­Ladegerät 
oder Reise­Nackenkissen 

Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.) 
6 Ausgaben pro Jahr 
Bezugspreis jährlich € 42,60 [D] zzgl. € 18,30 [D] Versandkosten* 
ISSN 0341­4515 

* Versandkosten innerhalb Deutschlands. Preise inklusive MwSt. (D). 
Stand der Preise: 1.1.2017. 

Franz Steiner Verlag 

Birkenwaldstr. 44 · 70191 Stuttgart 

Telefon 0711 2582 ­341 | Telefax 0711 2582 ­390 

service@steiner­verlag.de | www.steiner­verlag.de 


	I N H A L T
	E D I T O R I A L
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